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Erſte Periode. Die germanifche Arzeit. 


S 1. Land und Leute. 


Die Urſitze der Germanen umfaßten die norddeutſche Tief- 
ebene von den deutſchen Mittelgebirgen bis zu den Geſtaden 
der Oſt⸗ und Nordſee. Die Oderniederung bildete die Grenze 
zwiſchen den Weſtgermanen, zu denen außer den Deutſchen 
auch die Langobarden und die Angelſachſen zu zählen ſind, 
und den Oſtgermanen, von denen die Burgunder in Hinter⸗ 
pommern, die Goten in Preußen, die Vandalen in Schleſien 
wohnten; die ebenfalls oſtgermaniſchen Schweden, Nor⸗ 
weger und Dänen, die man als Nordgermanen zuſammenzu⸗ 
faſſen pflegt, hatten bereits das Meer überſchritten und auf 
der ſkandinaviſchen Halbinſel und den däniſchen Inſeln eine 
neue Heimat gefunden. Die Halbinſel Jütland war urſprüng⸗ 
lich weſtgermaniſch; ſie wurde erſt im fünften Jahrhundert 
von den Dänen in Beſitz genommen, nachdem die nach Bri⸗ 
taunien übergeſiedelten Jüͤten das nach ihnen benannte Land 
geräumt hatten. 

Schon vor Cäſars Auftreten in Gallien hatten die Germa⸗ 
nen ihre urſprüngliche Weſtgrenze, die Weſer, überſchritten 
und ſich auf Koſten ihrer keltiſchen Nachbarn über die ganze 
rheiniſch⸗weſtfäliſche Tiefebene und die Niederlande ausge⸗ 
dehnt. Ihren weiteren Vorſtößen am Oberrhein, zumal unter 
Arioviſt, trat Cäſar mit Erfolg entgegen. Seitdem bildete der 
Rhein im weſentlichen die Grenze zwiſchen dem freien Ger⸗ 
manien und dem römiſchen Gallien. Was ſich von germa⸗ 
niſchen Völkerſchaften auf dem linken Rheinufer behauptet 
hatte, mußte die römiſche Oberhoheit anerkennen; ſie behiel⸗ 
ten ihre angeſtammten Fürſten, hatten aber den Römern 
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Tribut und Heeresfolge zu leiſten. Der Verſuch der Römer, 
auch die rechtsrheiniſchen Germanen ihrer Herrſchaft zu 
unterwerfen, hatte nur einen vorübergehenden Erfolg unter 
Druſus und Tiberius und wurde durch die Varusſchlacht in 
der Hauptſache zuſchanden gemacht. Nur die römiſche Pro⸗ 
vinz Obergermanien umfaßte noch bedeutende Gebiete öſtlich 
des Rheins mit teils keltiſcher, teils germaniſcher Bevölke⸗ 
rung; ihren Grenzſchutz gegen das freie Germanien bildete 
der römiſche Limes, der ungefähr an der Lahnmündung be⸗ 
gann und unweit Regensburgs die Donau erreichte. Hier 
ſtanden die Römer in freundnachbarlichen Beziehungen zu 
den vom Thüringer Wald nach Süden vorgedrungenen Her⸗ 
munduren (Thüringern), deren öſtliche Nachbarn, die Marko⸗ 
mannen, ſchon vor Cäſar ſich, unter Vertreibung der keltiſchen 
Bojer, in dem noch heute nach dieſen benannten Böhnien 
(== Bojoheim) niedergelaſſen und von da aus allmählich 
weiter ſüdwärts bis zur Donau ausgebreitet hatten. 

Eine ſtaatliche Einheit beſaßen die Germanen nicht. Sie 
zerfielen gleich den Kelten in eine große Zahl ſelbſtändiger 
kleiner Gemeinweſen, die von den Römern civitates genannt 
wurden; die Nordgermanen nannten ſie „Völker“, die Wiſ⸗ 
ſenſchaft ſpricht von „Völkerſchaften“. Die großen Stammes⸗ 
reiche ſind erſt Erzeugniſſe der Völkerwanderung geweſen, 
die Stämme der germaniſchen Urzeit hatten nur eine ethno⸗ 
goniſche, aber keine politiſche Bedeutung, ebenſowenig wie 
die hieratiſchen, nur durch die Intereſſen gemeinſamer Got⸗ 
tesverehrung verknüpften Tempelbimde, von denen der 
Suebenbund unter der Führung der Semnonen (Mark Bran⸗ 
denburg) der bedeutſamſte war 

Über die Kultur und Rechtszuſtände der Germanen ſind 
wir vornehmlich durch Cäſar (um 50 v. Chr.) und Tacitus (um 
100 n. Chr.) unterrichtet. Im übrigen geſtattet die Verglei⸗ 
chung jüngerer oſt⸗ und weſtgermaniſcher Zeugniſſe vielfache 
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Rückſchlüſſe auf die Zeit, in der Oſt⸗ und Weſtgermanen noch 
eine einheitliche Nation bildeten, während die Heranziehung 
anderer indogermaniſcher Nationen noch darüber hinaus 
manchen Einblick in die graue Vorzeit, vor der indogermani⸗ 
ſchen Völkertrennung, ermöglicht. 

Bei ihrem Eintritt in die Geſchichte waren die Germanen 
ein Bauernvolk, das Ackerbau und Viehzucht trieb, bei aus⸗ 
geprägten kriegeriſchen Eigenſchaften aber auch das Waffen⸗ 
werk beſonders bevorzugte. Die große Mehrzahl der Bevöl⸗ 
kerung bildeten die Freien (frilinge, Freihälſe) oder Kerle“ 
(ags. ceorl, an. karl). Sie waren Bauern, die nur Haus und 
Hof ihr Eigen nannten und das ihnen jährlich von der Ge⸗ 
meinde überwieſene Ackerlos bebauten. Denn alles Land war 
Volkland, von dem die einzelnen Gemeinden ihre Fluren 
zugeteilt erhielten, um wieder in jährlichem Wechſel das 
gerade für den Ackerbau beſtimmte Feld nach Loſen unter 
die einzelnen Familienhäupter zu verteilen. Alles übrige 
Land blieb dem gemeinen Nutzen vorbehaltene Allmende. 
Die einzelnen Ackerloſe aber kehrten nach einjähriger Be⸗ 
wirtſchaftung wieder an die Gemeinde zurück, während 
die Gemeindeglieder neue Loſe zugeteilt erhielten. So 
wenigſtens wurde die Feldgemeinſchaft in den weitaus 
überwiegenden Gegenden mit dorfmäßiger Anſiedlung 
gehandhabt. Wo dagegen die natürliche Beſchaffenheit 
des Landes die Anlegung von Dörfern unmöglich machte 
(in den Gebirgen), oder wo von den Kolonaten der Vorbe⸗ 
wohner die Anſiedlung in Einzelhöfen übernommen wurde 
(jo in der niederrheiniſch⸗weſtfäliſchen und ſpäter ebenſo in 
der lombardiſchen Tiefebene), da hatte wohl von vornherein 
jedes Einzelgehöft ſeine eigene, ſtändige Ackerflur, und nur 
das reine Wald⸗ und Weideland war auch hier ungeteilte 
Allmende. 

Über den Freien ſtanden die Edelinge (adalinc) oder 
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„Erle“ (ags. earl, an. jarl), die gleich den griechiſchen Heroen 
ihr Geſchlecht unmittelbar von den Göttern ableiteten und 
ebendarum beim Volke beſonderes Anſehen und einen höhe⸗ 
ren Friedensſchutz genoſſen. Wer einen Edeln verletzte oder 
tötete, hatte an Buße oder Wergeld (d. i. Manngeld, Tot- 
ſchlagsbuße) ein Mehrfaches deſſen, was in gleicher Lage für 
einen Freien gefordert wurde, zu leiſten. Nur ein Götter⸗ 
ſohn war würdig, zum König, zum Landesprieſter oder zum 
Fürſten eines Gaues gewählt zu werden. Als die einzigen 
des Adels würdigen Beſchäftigungen galten Krieg und Jagd, 
Kriegs⸗ und Jagdbeute als der einzige Erwerb, nach dem er 
zu ſtreben hatte. Darum traten die jungen Edelinge, ſobald 
fie das waffenfähige Alter erreicht hatten, nicht, wie die 
Freien, in das Volksheer ein, das nur im Kriegsfalle Ver⸗ 
wendung fand, ſondern ſie ſchloſſen ſich (und zwar ſelbſt die 
Söhne der erlauchten Geſchlechter) in ſtrenger Unterordnung 
einem bewährten Fürſten als Gefolgsmannen an, bis ſie in 
der Lage waren, ſelbſt ſich ein eigenes Gefolge beizugeſellen. 
Bei ihrem Gefolgsherrn fanden fie die berufsmäßige ritter- 
liche Ausbildung, wie er ſie Anteil nehmen ließ an ſeinem 
kriegeriſchen Ruhm und an der gewonnenen Kriegsbeute. 
Wo lange Friedenszeiten den Weg zu Ruhm und Kriegsge⸗ 
winn verlegten, zogen zahlreiche Edelinge und ſelbſt ganze 
Gefolgſchaften mit ihren Gefolgsherren in die Fremde, ſei es 
auf Abenteuer und auf eigene Fauſt (wie die nordiſ chen Wi⸗ 
finger), oder um ihre Hilfe anzubieten, wo nian ſie gerade 
gebrauchte. Ackerbau haben die Edelinge für ihre Perſon 
nicht getrieben, obwohl man annehmen darf, daß die Adels⸗ 
geſchlechter eigene Edelgüter beſaßen und außerdem bei den 
jährlichen Ackerverteilungen, ihrer höheren Wertung ent⸗ 
ſprechend, mit einer Mehrheit von Ackerloſen bedacht wurden. 

Ebendarum bedurfte jeder Edelherr für ſeinen friedlichen 
Erwerb einer größeren Zahl unfreier Leute, die er nach Art 
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der römiſchen Kolonen auf ſeinen Feldern anſiedelte und mit 
Zinſen und Dienſten belaſtete, während ſie im übrigen ihre 
eigenen Herren blieben und ihren Erwerb, wenn auch nur als 
Herrengunſt, behalten durften. Wer nicht in dieſer Weise als 
Landſiedler Verwendung fand, diente am Hofe ſeines Herrn 
und fand dort leicht Gelegenheit zu näheren perſönlichen Be⸗ 
ziehungen, die es in der Folgezeit gerade dieſen Perſonen 
des Hofgeſindes vielfach möglich machte, ſich zu einer höheren 
Stellung aufzuſchwingen. Die Klaſſe der Gemeinfreien hatte 
für ſolche Leute weder Bedürfnis, noch überhaupt Verwen⸗ 
dung, und es iſt eine müßige Hypotheſe, wenn behauptet 
wird, daß auch ſie nicht einfache Bauern, ſondern Grund⸗ 
herren mit reichem Sklavenbeſitz geweſen ſeien. Im Gegen⸗ 
teil ſuchten ſie, wenn ſie gelegentlich, etwa als Spielgewinn 
oder durch Strafurteil, einen Unfreien erwarben, dieſen ſo⸗ 
bald als möglich durch Verkauf los zu werden. Die meiſten 
Unfreien oder „Knechte“ (servi) waren Kriegsgefangene oder 
Abkömmlinge von ſolchen, die die Abſtammung von einem 
unfreien Elternteil, auch wenn der andere ein Freier war, 
wieder unfrei machte. Fremde, die ſchutzlos und ohne Gaſt⸗ 
freund im Lande weilten, verfielen dem Wildfangsrecht. Auch 
durch freiwillige Ergebung oder durch Verknechtung im Straf⸗ 
verfahren konnte man die Freiheit verlieren. Eine Freie, die 
einen Unfreien heiratete, folgte dem Stande ihres Mannes, 
wofern ihre Sippe es überhaupt duldete, daß ſie am Leben 
blieb. Ein freier Mann konnte ſeine Eigenhörige als Kebſe zu 
ſich nehmen; gehörte ſie einem fremden Herrn, ſo mußte er 
ſich dieſem zu eigen ergeben. Die Familienväter waren in 
Notfällen berechtigt, Frau und Kinder in Knechtſchaſt zu 
geben. Der Unfreie galt als Sache und genoß keinen Rechts⸗ 
ſchutz. Sein Herr konnte kein Unrecht an ihm begehen, nur 
die gute Sitte ſchützte den Unfreien auch gegen ſeinen Herrn. 
Verletzungen des Unfreien durch Dritte galten als Verletzun 
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gen ſeines Herrn, dem es anheimgegeben blieb, ſein Recht 
zu wahren. 

Freilaſſungen kannte das Recht der germaniſchen Zeit 
wohl nur in widerruflicher Geſtalt, doch mögen in Ausnahme⸗ 
fällen ſchon damals Unfreie um beſonderer Verdienſte willen 
durch Volksbeſchluß in das Heer und damit in die Reihe der 
Freigeborenen aufgenommen worden ſein. Die ſpäter be⸗ 
ſonders verbreitete Freilaſſung zu halbem Recht war wohl, 
wie die Klaſſe der Halbfreien überhaupt, der Urzeit noch un⸗ 
bekannt. 


§ 2. Verfaſſung. 


Die oſtgermaniſchen Völkerſchaften hatten eine monar⸗ 
chiſche Spitze, den König, der zwar von der Landesgemeinde 
gewählt und feierlich auf den Schild erhoben wurde, aber doch 
immerhin ein gewiſſes erbliches Recht hatte, weil die Wahl 
auf die Mitglieder des königlichen Gef chlechts, als des höchſten 
Adelsgeſchlechts, beſchränkt war. Bei den Nordgermanen 
war der König zugleich der Oberprieſter ſeines Volkes und 
das Wahrzeichen der Königsgewalt, der Herrſcherſtab, be⸗ 
deutete in ſeiner Hand zugleich einen Zauberſtab. Bei den 
gotiſch⸗vandaliſchen Völkern dagegen hatte der König einen 
Oberprieſter (sinista) neben fich, woraus ſich eine weſentliche 
Schwächung feiner Machtſtellung ergab. Die weſtgermani⸗ 
ſchen Völkerſchaften hatten zwar ebenfalls Oberprieſter, ihnen 
fehlte aber die monarchiſche Spitze. Der politiſche Schwer⸗ 
punkt lag doch bei allen Germanen in. der Landesgemeinde 
(Landesding, Volksding, concilium). Wie dieſe bei den Oſt⸗ 
germanen den König zu wählen hatte, ſo konnte ſie ihn auch 
abſetzen, wenn ſchwere Mißerfolge ihn als den Göttern ver⸗ 
haßt erſcheinen ließen. Wie die Königswahl, ſo gehörte auch 
die Wahl des Landesprieſters, der Gaufürſten und, wenn es 
zum Krieg ging, die Wahl des Herzogs zur Zuſtändigkeit der 
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Landesgemeinde. Alle wichtigen politifchen Angelegenheiten, 
zumal Beſchlüſſe über Krieg und Frieden, bedurften ihrer Ge⸗ 
nehmigung. Bevor die Landesgemeinde ſich verſammelte, 
traten die Fürſten des Landes zum Fürſtenrat zuſammen, der 
geringere Angelegenheiten von ſich aus erledigte, die vor die 
Verſammlung zu bringenden aber einer Vorberatung unter⸗ 
zog, ſo daß z. B. Wahlvorſchläge wohl regelmäßig vom Für⸗ 
ſtenrat ausgingen. Berufung und Leitung der Verſammlung 
war Sache des Königs, bei den Weſtgermanen wohl Sache des 
Gaufürſten, in deſſen Amtsbezirk das Ding zuſammentrat. 
Eröffnet wurde die Verſammlung durch die feierliche Hegung, 
die nur bei den Nordgermanen dem König, ſonſt dem Landes⸗ 
prieſter zuſtand. Durch die Hegung wurde das Ding unter 
den Schutz und den Bann des Gottes Ziu (Irmin, Mars 
Thingsus) geſtellt; jede Verletzung des Dingfriedens galt als 
eine Verletzung des Gottes und fiel prieſterlicher Ahndung 
anheim. Da das Landesding zugleich eine allgemeine Heer⸗ 
ſchau bedeutete, fo hatten alle wehrhaften Edelinge und Freien 
ſich mit ihren Waffen einzufinden; der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht entſprach die allgemeine Dingpflicht der ſämtlichen 
Heermänner. Junge Leute, die eben das waffenfähige Alter 
erreicht hatten, wurden durch ihren Vater oder Vormund, die 
jungen Edelinge durch einen Fürſten dem Ding vorgeſtellt 
und, nachdem ſie ſich in einem Waffenſpiel erprobt hatten, 
auf Dingbeſchluß unter feierlicher Waffenreichung aufgenom⸗ 
men. Von da an waren ſie Heermänner und zur Teilnahme 
am politiſchen Leben berechtigt. Das ordentliche Landesding 
trat jährlich im Frühjahr an altgewohnter Dingſtatt (mahal, 
malstat, mallus), aber immer nur zur Zeit des Vollmondes 
oder des Neumondes zuſammen. Das „Märzfeld“ der Lango⸗ 
barden und Franken kann erſt in dem milderen Klima Ita⸗ 
liens und Frankreichs aufgekommen ſein. Die Berufung er⸗ 
folgte durch Ausſendung eines Botenſtabes oder Heerpfeils, 
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der von Hand zu Hand, von Nachbar zu Nachbar wanderte 
und mit mündlicher (ſpäter auch wohl mit ſchriftlicher) Aus⸗ 
richtung der Botſchaftverbunden war. Die Dingleute brachten 
ihre Jahresgeſchenke mit, die als Ehrengaben für König und 
Fürſten galten. Bei außerordentlichen Anläſſen konnte das 
Ding auch zu anderen Zeiten undananderem Orte zuſammen⸗ 
treten; die Berufung erfolgte in dringenden Fällen durch das 
allgemeine Landgeſchrei (Gerüft, Gerücht). Die Verhand⸗ 
lungen im Ding beſchränkten fich auf den engeren Kreis der 
Fürſten und ſolcher Gemeinfreien, die durch ihre Verdienſte 
oder um ihres Alters oder ihrer Tüchtigkeit willen beſonderes 
Anſehen genoſſen. Die von dieſem Kreiſe gefaßten Beſchlüſſe 
wurden der Verſammlung verkündigt, die durch Zuruf und 
Zuſammenſchlagen der Waffen ihre Zuſtimmung (Folge, 
Vollbort) aussprach. 

Wurde ein Krieg beſchloſſen, ſo hatte dae Ding einen An⸗ 
führer (Herzog, dux) zu wählen, deſſen Aufgabe mit der Be⸗ 
endigung des Krieges wieder erloſch. Bei den oſtgermaniſchen 
Völkern war der König der von ſelbſt gegebene Heerführer. 

er nordgermaniſche König hatte zugleich in feiner Eigen. 
ſchaft als Oberprieſter die volle Diſziplinargewalt über das 
Heer, während dieſe bei den übrigen Germanen in den Hän⸗ 
den der das Heer mit dem Banner des Kriegsgottes beglei- 
tenden Prieſter lag. 

Das Heer beſtand einerſeits aus den berittenen Gefolg⸗ 
ſchaften der Fürſten, audererſeits aus der Geſamtheit der 
Heermänner. Jeder waffenfähige Freie war von dem Augen⸗ 
blick an, wo er auf Dingbeſchluß die erſte Waffe empfangen 
hatte, wehrpflichtig. Das Heer zerfiel in ſog. Hundertſchaften 
(centena, huntari). Es waren dies Haufen einer zahlenmäßig 
nicht beſtimmten größeren Menge. Bei der Seßhaftwerdung 
der wandernden Stämme wurde der Name Hundertſchaft 
auch auf das Anſiedlungsgebiet eines ſolchen Haufens über⸗ 
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tragen. Doch waren auch allgemeinere Bezeichnungen wie 
Gau (pagus, go, del) dafür gebräuchlich. In Sachſen iſt 
unter go ſtets nur die räumliche Hundertſchaft verſtanden 
worden, während anderwärts ſpäter auch größere Bezirke 
Gau genannt wurden und die Amtsſprengel der Grafen viel⸗ 
fach mit dieſen größeren Gauen zuſammenfielen. An der 
Spitze jeder Hundertſchaft ſtand ein im Landesding von den 
einzelnen Hundertſchaften gewählter Fürſt (princeps, cente- 
narius, hunno), der im Frieden der Richter ſeiner Hundert⸗ 
ſchaft, im Kriege aber ihr Anführer war. Auch die prieſter⸗ 
lichen Funktionen bei den Hundertſchaften verſah der Hunne. 

Das Volksheer beſtand überwiegend aus Fußtruppen, 
die in der Schlacht eine keilförmig aufgeſtellte Kolonne (eu- 
neus) bildeten. Außerdem ſtellte jede Hundertſchaft eine ge⸗ 
wiſſe Anzahl von Reitern mit einem beigeſellten Krieger zu 
Fuß, die den Ehrennamen „die Hundert“ führten, zu einer 
Elitetruppe. Während auch dieſe Truppe aus der allgemei⸗ 
nen Wehrpflicht des Volkes hervorging, beruhte die von den 
Gefolgſchaften gebildete berufsmäßige Reiterei auf einer 
ariſtokratiſchen Grundlage, die ſpäter als Vaſallität eine 
völlige Umbildung des Heerweſens und ſchließlich des ganzen 
Staatsweſens herbeigeführt hat. Wie ſchon S. 8 hervorge⸗ 
hoben wurde, traten junge Edelinge, die das waffen fähige 
Alter erreicht hatten, nicht in das Volksheer ein, ſondern wur⸗ 
den Gefolgsmannen eines Herren, in deſſen Dienſt ſie ver⸗ 
blieben, bis ſie ſelbſt das Alter und das Anſehen erreicht hat⸗ 
ten, um an die Spitze eines eigenen Gefolges zu treten. 
Könige und Fürſten waren ſtets von einer ritterlichen Ge⸗ 
folgſchaft (eomitatus, trustis, d. i. Troſt, Schutz, truht oder 
druht, d. i. Schar) umgeben, die außer jüngeren Edelingen 
nur aus beſonders erprobten Kriegern beſtand. Begründet 
wurde das Verhältnis durch einen Dienſtvertrag, bei dem der 
Mann ſich durch Handreichung und Eid (hulde) feierlich ver⸗ 
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pflichtete(commendatio) und vom Herrn als Gegengabe das 
erforderliche Heergeräte (Roß und Reiterwaffen) empfing, 
das aber nach ſeinem Tode an den Herrn zurückkehrte. Die 
Gefolgsmannen (comites, antrustiones, gasindii) erhielten 
ihren Unterhalt am Hofe ihres Herrn, deſſen ſtändige Tafel- 
runde (convivae regis) fie bildeten. Da die Unterhaltung 
eines größeren Gefolges nur in Kriegszeiten möglich war, die 
dem Herrn auch erlaubten, feine Mannen an der ihm zuge⸗ 
fallenen Beute teilnehmen zu laſſen, fo wurde in längeren 
Friedenszeiten regelmäßig ein Teil der Mannen entlaſſen, 
um ſich auswärtige Dienſte zu ſuchen. Der Mann ſeinerſeits 
war an den Herrn, den er ſich einmal erkoren hatte, gebunden 
und konnte ſich ohne zwingenden Grund nicht einſeitig von 
ihm losſagen. Der Herr ſtand zu ſeinen Mannen wie ein 
Vater (senior) zu ſeinen Kindern (thegan, degen — texvov). 
Zwiſchen beiden beſtand ein dem Familienbande nachgebil⸗ 
detes feſtes, gegenſeitiges Schutz- und Treueverhältnis, deſſen 
Bruch jeden ehr⸗ und rechtlos machte. Insbeſondere waren 
die Mannen unbedingt verpflichtet, ihren Herrn zu ſchützen 
und nötigenfalls mit ihm in den Tod zu gehen. Ihre Teil⸗ 
nahme an den Heerfahrten ihres Volkes beruhte nicht, wie 
bei den Heermännern, auf einer Pflicht gegen den Staat, 
ſondern, wie bei den ſpäteren Vaſallen, allein auf der Dienſt⸗ 
pflicht gegen ihren Herrn, während dieſer ſeinerſeits dem 
Staate heerfolgepflichtig war. 


8 3. Recht und Gericht. 


Unſer Wort „Recht“ bezeichnete urſprünglich nur das ſub⸗ 
jektive Recht des Einzelnen, das ihm nicht gekrümmt werden 
durfte und, wenn es geſchehen war, wieder in die Richte ge⸗ 
bracht werden mußte („Recht“ von richten, d. h. gerade 
machen), nicht aber, wie heute, zugleich die für alle geltende, 
objektive Rechtsnorm. Die letztere hieß ewa (d. i. Ehe), lag 
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oder bild (vgl. unſer Unbilde, Weichbild, billig). Die Urzeit 
kannte nur ungeſchriebenes Gewohnheitsrecht, das in Rechts⸗ 
ſprichwörtern und Urteilsſprüchen zum Ausdruck kam. Das 
geſetzte Recht (Satzung) war noch unbekannt. 

Die Rechtſprechung lag bei den Hundertſchaften, die ur⸗ 
ſprünglich nur perſönliche Gerichts⸗ und Heerverbände, ſchon 
in urgermaniſcher Zeit Bezirksgemeinden mit eigenem poli⸗ 
tiſchen Leben bildeten. Der Hundertſchaftsvorſteher hielt das 
Gericht an der Dingſtatt (thing, mahal, mäl, tie) ſeiner Hun⸗ 
dertſchaft ab und entbot dazu die geſamte Hundertſchaft. 
Als Richter hatte er die feierliche Hegung des Gerichts und 
die Leitung der Verhandlungen. Den Urteilsvorſchlag mach⸗ 
ten die von ihm dazu aufgerufenen Dinggenoſſen; aber erſt, 
nachdem die Verſammlung ihre Zuſtimmung (auctoritas, 
volge, vollbort) ausgeſprochen hatte, durfte er das Urteil 
(tuom, dom) verkünden und ihm vermöge ſeines Gerichts⸗ 
bannes Rechtskraft geben. Ob ſchon in der germaniſchen 
Periode beſtimmte Dingzeiten beſtanden haben, iſt zweifel⸗ 
haft. Jedenfalls durfte auch das Gericht nur zur Vollmonds⸗ 
oder Neumondszeit entboten werden. Das Wahrzeichen des 
Richters war der Stab, hier aber nicht als Herrſcher⸗ oder 
Zauberſtab, wie der vom König geführte, ſondern als Boten⸗ 
ſtab, der den Richter als Beauftragten (Boten) des Landes⸗ 
dings kennzeichnete. Denn der eigentliche Träger der Ge⸗ 
richtsgewalt war die Landesgemeinde, deren Entſcheidung 
in außerordentlichen Fällen, zumal wenn es ſich um die Ver⸗ 
hängung der Friedloſigkeit oder ein Todesurteil über einen 
Freien handelte, unmittelbar angerufen wurde. 

Der Rechtsſchutz, den der Staat dem einzelnen gewahrte, 
beſchränkte ſich auf die ſtrafrechtliche Seite. Privatrechtliche 
Streitigkeiten ſuchte man im Wege der Sühne beizulegen. 
Streitfälle unter Verwandten gehörten vor das Sühnegericht 
der Sippe, das nach Recht und Billigkeit entſchied; wer ſich 
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nicht fügen wollte, mußte unter feierlicher Wegwerfung ſeines 
Stabes aus der Sippe austreten. Unter Umſtänden übte die 
Sippe über ihre Mitglieder eine eigene Strafgerichtsbarkeit 
aus; weibliche Angehörige, die ſich einem Sklaven hingegeben 
hatten, konnten von ihr getötet werden, aber auch bei Unzucht 
oder Ehebruch verfielen ſie ihrer Beſtrafung. 

Bei ſchweren Friedensbrüchen, die eine Beleidigung der 
Götter enthielten oder eine Gefährdung des gemeinen Weſens 
bedeuteten, griff der Staat unmittelbar ein. Ebenſo bei 
Miſſetaten, die eine beſonders verächtliche Geſinnung ver⸗ 
rieten, wie der Mord (d. h. Tötung eines Menſchen unter 
feiger Beſeitigung des Leichnams), Mordbrand (d. h. nächt⸗ 
liche Brandſtiftung), Diebſtahl (wegen der in der Heimlichkeit 
liegenden Feigheit). Hier erſchien der Miſſetäter als ein 
Feind des ganzen Volkes. Er verfiel in die allgemeine 
Friedloſigkeit (Acht), die ihm jeden Schutz entzog und ſeine 
Tötung zu einer allgemeinen Pflicht machte. War er auf 
handhafter Tat ertappt, ſo trat die Friedloſigkeit ohne weite⸗ 
res, in anderen Fällen erſt auf Urteil ein. War man des 
Miſſetäters habhaft, ſo wurde er den Prieſtern zur Voll⸗ 
ſtreckung des Opfertodes übergeben; wenn die durch Los⸗ 
urteil befragten Götter dieſen ablehnten, jo trat Verknech⸗ 
tung an die Stelle der Todesſtrafe, der Verbrecher wurde 
zum Tempelknecht. 

Alle anderen Miſſetaten, auch ſolche ſchwerſter Art, wie 
Mannſchlacht, d. h. offene Tötung eines Menſchen, Raub, 
Entführung, Brandſtiftung bei Tage u. dgl. m., galten zu⸗ 
nächſt nur als Friedensbrüche gegen den Verletzten und ſeine 
Sippe, denen innerhalb der Grenzen der ihnen widerfahre⸗ 
nen Rechtsverletzung geſtattet war, ſich durch die Fehde 
(kaida == Feindſchaft) gegen den Übeltäter und feine Sippe 
ſelber Genugtuung zu verſchaffen. Nur wenn ſie witer Ver⸗ 
zicht auf die Fehde ihre Klage an das Gericht brachten, hatte 


§ 3. Recht und Gericht. ie 


dieſes ſich der Sache anzunehmen: es zwang den Beklagten, 
ſich zu verantworten und die ihm durch Urteilsſpruch auf⸗ 
erlegte Sühne zu leiſten, während andererſeits die Partei 
des Klägers durch feierliches Treuverſprechen (Urfehde) auf 
jede fernere Verfolgung des Gegners verzichten mußte. Die 
Sühne beſtand in einer Kompoſition, die von dem Miſſe⸗ 
täter und ſeiner Sippe aufzubringen war, und teils als Buße 
an die klägeriſche Partei, die auf ihr Fehderecht verzichtet 
hatte (daher faidus, d.h. Feindſchaftsgeld), teils als Friedens⸗ 
geld (kredus) an das Gericht kam, das die beklagte Partei 
gegenüber ihren Gegnern wieder in den Frieden eingeſetzt 
hatte. Die Höhe der Buße richtete ſich nach dem Stande des 
Verletzten. Die Totſchlagsbuße hieß wergeld (Manngeld) 
oder leudis (Leutegeld). Machte der Beklagte ſich einer 
Rechtövermeigerinig ſchuldig, indem er ſich nicht verantwor- 
tete oder die Buße verweigerte, ſo wurde nunmehr die all⸗ 
gemeine Friedloſigkeit über ihn verhängt. Wer die Buße 
nicht aufzubringen vermochte, verfiel der Rache des Gegners 
oder wurde dieſem verknechtet. 

Ob die Tat verſchuldet oder unverſchuldet (ohne Gefährde, 
von Ungefähr) war, machte keinen Unterſchied. Nur bei 
Taten von Kindern oder Wahnſinnigen wurde eine Aus⸗ 
nahme gemacht. Hier hatte der Verletzte kein Fehderecht, 
ſondern nur einen Anſpruch auf Buße (bei Tötungen auf 
Wergeld) und das Friedensgeld fiel fort, weil das Gericht 
dem d keine Urfehde 8 Man > dem alt 
feinen Frieden zu wirken hatte. Man Pont ) SM 
Fällen von „Einſachen“. N 
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8 4. Land und Leute. 


I. Die Stammesreiche. Seit der Mitte des zweiten 
Jahrhunderts machte ſich im überelbiſchen Germanien eine 
Bewegung geltend, die man als die erſte Phaſe der großen 
Völkerwanderung betrachten muß. Die Goten und Vandalen 
zogen nach Südoſten ab, wo fie in den unteren Donauländern 
neue Sitze gewannen, um im Laufe des fünften Jahrhun⸗ 
derts auf ehemals römiſchem Boden ihre eigenen Reiche zu 
gründen, die Vandalen in Südſpanien und Nordafrika, die 
Weſtgoten in Südgallien und Spanien und die Oſtgoten 
in Italien. Die ebenfalls oſtgermaniſchen Burgunden 
hatten einen anderen Weg genommen; ſie waren ſüdweſtlich 
bis zum Mittelrhein gezogen und hatten, nachdem ihr ſagen⸗ 
berühmtes Reich um Worms 437 von Attila zerſtört worden 
war, von den Römern neue Sitze im Rhonegebiet(Sabaudia) 
angewieſen erhalten; hier behaupteten ſie ſich nach dem Un⸗ 
tergange des weſtrömiſchen Reiches als ſelbſtändiges Reich, 
bis ſie 534 von den Franken unterworfen wurden. 

Auch die Bewohner der Mark Brandenburg, die Sem⸗ 
nonen (caput Sueborum), waren nach Südweſten gewandert 
id hatten ſich, nach Durchbrechung des römiſchen Limes, 
über die Provinz Obergermanien ergoſſen. Hier trafen ſie 
am Oberrhein auf zahlreiche Reſte der einſt mit Arioviſt nach 
Gallien gezogenen ſuebiſchen Völker, die ſich mit den alten 
Führern des Suebenbundes zu dem Stamme der Schwaben 
oder Alemannen vereinigten. Aus Mecklenburg waren die 
Warner oder Weriner, begleitet von ſchleswigſchen Angeln, 
ebenfalls ſüdwärts gezogen. In Nordthüringen, ſüdlich vom 
Harz, ließen fich die Angeln (im Engelgau) und öſtlich von 
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ihnen die Warner nieder, anfangs unter eigenen Königen, 
dann aber mit den Hermunduren und den Herulern (Oſt⸗ 
germanen aus Schweden) zu dem Stamme der Thüringer 
vereinigt. 

Die von den Germanen verlaſſenen überelbiſchen Gebiete 
wurden, wenn auch erſt mehrere Jahrhunderte nach dem Ab⸗ 
zuge, von ihren bisherigen Nachbarn im Oſten (Slaven und 
Preußen) eingenommen, nur Holſtein und Schleswig be⸗ 
hielten ihre germaniſche Bevölkerung. Die Holſteiner bildeten 
als Nordelbinger einen Teil des großen Stammes der 
Sachſen, der ſich von der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Grenze bis 
zur Elbe erſtreckte und außer den Nordelbingern noch die 
Weſtfalen, Engern und Oſtfalen umfaßte. Ein Teil ihrer 
Volksgenoſſen hatte ſich im dritten Jahrhundert an der atlan⸗ 
tiſchen Küſte Galliens niedergelaſſen; von da gingen dieſe im 
fünften Jahrhundert nach Großbritannien hinüber, wo ſie im 
Bunde mit Angeln und Jüten, die über die Nordſee hinüber⸗ 
gekommen waren, das Reich der Angelſachſen begründeten. 
Die politiſche Einheit ging ihnen zunächſt noch ab, da ſie ſich 
in altgermaniſcher Weiſe auf eine Reihe kleiner Völkerſchafts⸗ 
ſtaaten (angliſch: Oſtanglien, Mercien und Northumberland, 
ſächſiſch: Oft-, Weft- und Südſachſen, jütiſch: Kent) beſchränk⸗ 
ten, die erſt im neunten Jahrhundert durch Alfred den Großen 
zu der angelſächſiſchen Monarchie vereinigt wurden. 

Ein anderes niederdeutſches Volk, das ebenfalls auf ehe⸗ 
mals römiſchem Boden ſein eigenes Reich gründete, waren 
die Langobarden, die urſprünglich den Bardengau am 
linken Ufer der Niederelbe (um das Städtchen Bardowiek) 
bewohnt hatten, dann aber auf langen Wanderungen nach 
Ungarn gelangt waren. Von da aus 569 unter ihrem Könige 
Alboin nach Italien vordringend, ſetzten ſie ſich an die Stelle 
der 552 von Juſtinians Heeren aufgeriebenen Oſtgoten. Das 
Langobardenreich wurde zwar 774 von Karl dem Großen 
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erobert, behielt aber auch nach ſeiner Vereinigung mit dem 
fränkiſchen Reiche ſeine Eigenart und eine gewiſſe Selbſtän⸗ 
digkeit. 

Von den Stämmen des inneren Deutſchland wurden die 
Frieſen, längs der Nordſeeküſte von der Schelde bis zur 
Weſer reichend und in Weſt⸗, Mittel- und Oſtfrieſen zer⸗ 
fallend, am wenigſten von der Völkerwanderung berührt, ſo 
daß ſich die Rechtszuſtände der Urzeit bei ihnen am längſten 
zu halten vermochten. Auch die Wanderung der Baiern hat 
ſich nur in engeren Grenzen bewegt. Nachdem die Marko⸗ 
mannen das ehemalige Bojerland (Bajas, Böhmen) einge⸗ 
nommen und von dieſem ſelbſt den neuen Namen (Baju⸗ 
waren) erhalten hatten, waren ſie durch die Aufnahme ver⸗ 
ſchiedener anderer Völkerſchaften (Quaden, wohl auch Ru— 
gier) mehr und mehr nach Süden bis in die Alpengebiete des 
römiſchen Noricum gezogen. Ihre Weſtgrenze bildete der 
Lech, der ſie von den Alemannen ſchied. Die von ihnen ge⸗ 
räumten Teile Böhmens und Mährens wurden von nach⸗ 
rückenden Tschechen beſetzt, während ſich in das obere Main⸗ 
gebiet, zwiſchen Thüringern und Baiern, wendiſche Völker 
einſchoben, die bis über Bamberg hinaus vordrangen. 

Bei weitem der größte und mächtigſte germaniſche Stamm 
waren die Franken. Von ihnen ſaßen die Salier am Nie⸗ 
derrhein und in Belgien (die heutigen Fläminger und Süd⸗ 
holländer), die Ribuarier in der heutigen Rheinprovinz, von 
der Eifel und dem Siebengebirge bis gegen die Zuiderſee; 
ihr am weiteſten vorgeſchobener Poſten waren die Chamaven. 
Den Saliern ſtanden die chattiſchen Franken im Lahn⸗ und 
Moſelgebiet verwandtſchaftlich am nächſten. Sie haben ſich 
dem Chlodovech (481511) wahrſcheinlich ſofort angeſchloſ⸗ 
ſen, als er durch den Sieg über Syagrius (486) die letzten 
Reſte des römiſchen Reiches in Gallien (bis zur Loire) er⸗ 
oberte. Nachdem Chlodovech 496 auch die Alemannen beſiegt 


84. Land und Leute. Da 


nud bis auf die Bewohner der Alpenländer unterworfen 
hatte, gewannen die chattiſchen Franken durch die Landab⸗ 
tretungen der Beſiegten noch weitere Sitze am Mittelrhein 
ſowie in den unteren Main⸗ und Neckargebieten. In dem 
letzten Jahrzehnt ſeiner ereignisreichen Regierung vereinigte 
Chlodovech auch noch ganz Ribuarien, die bis dahin ſelbſtän⸗ 
digen Teilreiche feiner merowingiſchen Vettern und den 
größten Teil der weſtgotiſchen Beſitzungen im ſüdlichen Gal⸗ 
lien unter ſeiner Herrſchaft. An weiteren Eroberungen hatte 
ihn der Widerſtand eines Gewaltigeren, Theoderichs des 
Großen, verhindert. Nach dem Tode des letzteren (526) 
brachten Chlodovechs Söhne das begonnene Werk zum Ab⸗ 
ſchluß, indem ſie auch Burgund, die Provence, Thüringen 
(bis auf den an die Sachſen abgetretenen Nordthüringgau) 
und das weſtgotiſche Gebiet zwiſchen der Garonne und den 
Pyrenäen mit ihrem Reiche vereinigten. Um dieſelbe Zeit 
ſcheint ſich auch Baiern angeſchloſſen zu haben, das vorher 
wohl in einem gewiſſen Schutzverhältnis zu den Oſtgoten ge⸗ 
ſtanden hatte. Nach langer Stagnation haben dann erſt die 
arnulfingiſchen Hausmeier die fränkiſche Eroberungspolitif 
fortgeſetzt, Pippin der Mittlere unterwarf die Weſtfrieſen 
(689), Karl Martell die Mittelfrieſen (734). Sein Sieg über 
die Mauren brachte ihm den Reſt des weſtgotiſchen Galliens 
(Septimanien) und die Schutzherrſchaft fiber die noch frei 
gebliebenen Bruchteile der Weſtgoten, die ſpäter für Karl den 
Großen Anlaß zur Errichtung der ſpaniſchen Mark (bis zum 
Ebro) wurde. Unter dem letzteren folgte die Unterwerfung 
der Langobarden, der Oſtfrieſen und der Sachſen und die 
Ausdehnung des Reiches über das Land der Avaren und die 
Halbinſel Iſtrien. Das Reich Karls des Großen umfaßte nun⸗ 
mehr die Geſamtheit der deutſchen Stämme und das ganze 
Gebiet des ehemaligen weſtrömiſchen Reiches in Europa, mit 
alleiniger Ausnahme des mauriſchen Spaniens und des In⸗ 
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ſelreiches der Angelſachſen. Durch die Krönung zum römi⸗ 
ſchen Kaiſer, die Karl der Große Weihnachten 800 vom Papſt 
empfing, wurde der Frankenkönig als das weltliche Haupt und 
der Schirmherr der abendländiſchen Chriſtenheit feierlich an⸗ 
erkannt. 

II. Für die agrariſchen Verhältniſſe der Germanen 
wurde es entſcheidend, daß ſie auf römiſch⸗galliſchem Boden 
eine intenſivere Landwirtſchaft mit Garten- und Weinbau 
kennenlernten. Das nur als Wald und Weide benützte Land 
wurde jetzt dauernd von dem für die stultur beſtimmten Lande 
geſchieden. Jenes blieb nach wie vor als Allmende oder ge⸗ 
meine Mark im Geſamtbeſitz größerer Gemeindeverbände, 
während jede Ortsgemeinde nunmehr ihre feſt abgegrenzte 
Feldmark beſaß. An die Stelle der jahrlichen Ackerverloſun⸗ 
gen trat ein jährlicher Wechſel der Beſtellungsart: ein Drittel 
der Feldmark wurde im Herbſt mit Winterfrucht beſtellt, ein 
zweites Drittel im Frühjahr mit Sommerftucht, während das 
letzte Drittel als Brachfeld unbeſtellt blieb. Was im vorigen 
Jahre Winterfeld geweſen war, blieb nach der Ernte unbe⸗ 
ſtellt liegen, um erſt im Frühjahr als Sommerfeld in Angriff 
genommen zu werden. Das bisherige Sommerfeld blieb ein 
ganzes Jahr unbeſtellt, es wurde zum Brachfelde, während 
das bisherige Brachfeld nunmehr Winterfeld wurde. Die Be⸗ 
ſtellungsart war für jeden Beſitzer verbindlich, an die Stelle 
der Feldgemeinſchaft war der Flurzwang mit Dreifelderwirt⸗ 
ſchaft getreten. Im übrigen war der einzelne freier Eigen⸗ 
tümer ſeines Ackers, wenn auch manche Spuren der einſtigen 
Feldgemeinſchaft ſich zum Teil bis in das ſpäte Mittelaler 
erhalten haben. 

Die Hufe (hoba, mansus) des einzelnen Bauern beſtand 
durchſchnittlich aus 30 Morgen Ackerland, die aber nicht wie 
die Reihenhufen der mittelalterlichen Koloniſtendörfer ein zu⸗ 
ſammenhängendes Stück bildeten, ſondern nach Maßgabe der 
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früheren Verloſungsbezirke (Gewanne) über die ganze Feld⸗ 
mark verſtreut waren. Daneben gab es noch Feldgärten 
(Wurten, Gere) und durch Rodung in der Allmende gewonne⸗ 
ne Neubrüche (Bifänge), die der Eigentümer nach Belieben 
ausnutzen konnte. 

Etwas ganz Neues gegenüber der germaniſchen Agrar⸗ 
verfaſſung war der immer zunehmende Großgrundbeſitz, nicht 
nur des Königs, ſondern auch der Kirchen und Klöſter und 
zahlreicher weltlicher Großen, die teils auf Grund königlicher 
Rodungsprivilegien in herrenloſen Einöden oder in All⸗ 
mendewaldungen umfangreiche Neululturen anlegten, teils 
direkt mit Krongutsſchenkungen oder, ſeit der Entſtehung des 
Lehnweſens, mit königlichen Beuefizien ausgeſtattet wurden. 
In der äußeren Anlage unterſchied | ich der Großgrundbeſitz 
von den zu „Nachbarrecht“ angelegten Dorfgemeinden nur 
wenig. Auch dort wurde die Hufenordnung mit Gewannlage 
durchgeführt und der Grundherr nahm regelmäßig nur wenige 
Hufen als Salgüter oder Fronfelder in Eigenbetrieb, wäh⸗ 
rend die übrigen mit zinspflichtigen Bauern beſetzt wurden. 

Dasſelbe Syſtem fand auch in den romaniſchen Landes⸗ 
teilen Eingang, fo daß hier überall an die Stelle der römiſ chen 
Latifundienwirtſchaft mit ihrem Kolonenſyſtem das germa⸗ 
niſche Syſtem des bäuerlichen Kleinbeſitzes, wenn auch regel⸗ 
mäßig in Abhängigkeit von einem Grundherrn trat. In den 
von den Franken beſetzten Gebieten des nördlichen Galliens 
hatten die römiſchen Provinzialen ihr Grundeigentum un⸗ 
geſchmälert behalten, da Chlodovech ausreichenden ager pu- 
blieus und in großem Umfange herrenloſe Gelände vorfand, 
um ſeinen Franken die Anſiedlung im eroberten Lande zu 
ermöglichen !). Dagegen hatten die gotiſchen und burgun⸗ 


) Weniger ſchonend war er gegenüber den Alemaunen verfahren, die 
alles Land am Mittelrhein und im unteren Main⸗ und Neckargebiet hatten 
räumen müſſen. 
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diſchen Eroberer jedem römiſchen Grundbeſitz die Abtretumg 
eines beſtimmten Teils ſeines Grundbeſitzes auferlegt und aus 
dieſen Abtretungen Landloſe gebildet, die ihren Heermannen 
zu Eigentum überwieſen wurden. 

III. Die Geburtsſtände der germaniſchen Urzeit hatten 
durch den ſtarken Rückgang der alten Adelsgeſchlechter eine 
erhebliche Veränderung erfahren. Bei den Franken war der 
geſamte Uradel, bis auf das königliche Haus der Merowinger, 
verſchwunden, das karolingiſche Franken kannte keinen Adel 
im alten Sinne mehr. Was die chamaviſchen Franken, die 
Sachſen, Frieſen und die übrigen, dem Frankenreiche einver⸗ 
leibten Stämme noch von Uradel beſaßen, behauptete ſich 
zwar noch eine Zeitlang als ein in manchen Beziehungen be⸗ 
vorzugter Geburtsſtand, verlor ſich dann aber reſtlos in dem 
neuen Stande der Hochfreien (optimates, leudes, homi- 
nes Franci), der außer der kirchlichen und weltlichen Beamten⸗ 
ariſtokratie auch die Angehörigen des Ritterſtandes und die 
mit mannigfachen Hoheitsrechten gegenüber ihren Hinter⸗ 
ſaſſen ausgeſtatteten Grundherren umfaßte. Ihnen gegen⸗ 
über erſcheinen die freien Bauern nur noch als Mittelfreie, 
die in Zinspflicht geratenen freien Hinterſaſſen aber als 
Minderfreie. Eine der Urzeit anſcheinend noch unbekannte 
Klaſſe bildeten die Halbfreien oder Hörigen, bei Langobar⸗ 
den und Baiern Aldien, ſonſt gewöhnlich Liten, Laten 
oder Laſſen genannt. Ihre Entſtehung iſt hauptſächlich auf 
die formloſen Freilaſſungen zurückzuführen, durch die der bis⸗ 
herige Knecht noch in einem gewiſſen Schutz- und Abhängig⸗ 
keitsverhältnis (mundium) zu feinem früheren Herrn oder 
auch zu der Kirche, in der die Freilaſſung erfolgt war, feſtge⸗ 
halten wurde, aus dem er nur durch weitere Freilaſſung gelöft 
werden konnte. Es gab allerdings auch Vollfreilaſſungen, die 
den Knecht unmittelbar zu einem freien Volksgenoſſen mach⸗ 
ten, insbeſondere die Freilaſſung durch Waffenreichung in der 
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Landesgemeinde, aber die ſpäter beſonders beliebte Frei⸗ 
laſſung durch Schatzwurf vor dem König war urſprünglich nur 
dazu beſtimmt, einem Hörigen, nicht auch einem Unfreien 
die vollen Freiheitsrechte zu geben. 

Da die Kinder der Hörigen, auch hei Miſchehen mit Freien, 
immer wieder Hörige wurden, jo geſtalteten ſich die Freige⸗ 
laſſenen minderen Rechts zu einem wahren Geburtsſtande. 
Aber auch bei kriegeriſcher Unterwerfung kam es vor, daß die 
Beſiegten, ſoweit ſie nicht in Knechtſchaft verfielen, zu Höri⸗ 
gen gemacht wurden. Die Hörigen waren regelmäßig mit 
einem zinspflichtigen Leihegut (mansus litilis) ausgeſtaltet 
und hatten außerdem ihr eigenes Vermögen, das aber weder 
durch Vererbung noch durch Veräußerung an Perſonen 
gelangen konnte, die nicht demſelben Herrn unterſtanden. 
In der gleichen Weiſe waren die Horigen auch in ihren 
Ehen 1 7 Das Recht der Freizügigkeit beſaßen 
ſie nicht. 

Die Mi alter Weiſe nach Kolonenart (mansus serviles) an- 
geſiedelten Unfreien (mansuarii) nahmen eine Stellung 
ein, durch die fie fich, abgeſehen von ihrer perſönlichen Unfrei⸗ 
heit, Kellner oder Förſter beitellten, ferner die Scharmänner 
und den Hörigen bereits ſehr annäherten. Namentlich galt dies 
von den Königs⸗ und Gotteshausleuten. Erheblich ſchärfer 
trat die Unfreiheit bei den Tagewerkern hervor, die keinen 
eigenen Beſitz hatten, ſondern auf den Fronhöfen ihrer Herren 
zu landwirtſchaftlichen Arbeiten verwendet wurden. Höher 
ſtanden die Handwerker und beſonders die zu höheren Dien⸗ 
ſten im Herrenhauſe verwendeten Unfreien, ebenſo die zu 
Aufſehern für die verſchiedenen Wirtſchaftszweige als Meier, 
Reiſigen, die Polizei⸗ und Kurierdienſte zu leiſten hatten, 
ihrem Herrn auch bei etwaigen Fehden als Kriegsvolk dien⸗ 
ten. Je höher die Stellung der Herren war, deſto höher wur⸗ 
den auch ihre Diener gewertet. Unter den Merowingern etz 
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hielten die pueri regis oft die wichtigſten Vertrauenspoſten 
und wurden ſelbſt im Staatsdienſt verwendet. 


§ 5. Die Verfaſſung des fränkiſchen Reiches. 


I. Entſtehung und Bedeutung des Königtums. 
Im Laufe der Völkerwanderung waren bei den Weſtgerma⸗ 
nen überall erbliche Gewalten emporgekommen, indem zu⸗ 
nächſt die Hundertſchaftsvorſteher aus gewählten Beamten zu 
erblichen Herren wurden ), dann durch Verbindung des Lan⸗ 
desprieſtertums mit dem Herzogtum Völkerſchaftskönige ent⸗ 
ſtanden, die wieder durch das Großkönigtum der Stammes⸗ 
könige verdrängt und größtenteils durch Beamte (Grafen) er⸗ 
ſetzt wurden. Bei dem Stammeskönigtum der ſaliſchen Fran⸗ 
ken wurde die weitere Entwicklung zunächſt durch das Haus- 
recht der Merowinger, das beim Vorhandenſein mehrerer 
Thronerben regelmäßig eine Reichsteilung eintreten ließ, 
ſtark beeinträchtigt, bis es dem zunächſt als König eines bloßen 
Teilreichs (Tournay) berufenen gewaltigen Chlodovech (481 
bis 511) gelang, durch Beſeitigung der übrigen Teilkönige ein 
einheitliches Stammeskönigtum herzustellen. Durch die Ein⸗ 
verleibung der chattiſchen und ribuariſchen Franken und die 
umfaſſenden Eroberungen Chlodovechs und ſeiner Söhne 
wurde das Reich zu einer weltgebietenden Großmacht er⸗ 
weitert, deren Schwerpunkt nicht mehr in dem Stamme der 
Franken, ſondern allein in ſeinem Königtum beruhte. 

Während das altgermaniſche Königtum nur mit geringen 
Hoheitsrechten ausgeſtattet und die Landesgemeinde der 
eigentliche Träger der Staatsgewalt geweſen war, waren 
jetzt die Befugniſſe der ehemaligen Landesgemeinde im 
weſentlichen auf den König übergegangen. Nur zwei Haupt⸗ 
faktoren der abſoluten Monarchie gingen dem fränkiſchen 


) Bei den Sachſen find andere erbliche Gewalten überhaupt nicht auf⸗ 
gekommen. Ihr Herzogtum war ein auf Wahl beruhendes Amt geblieben. 


8 5. Die Berfaffung des fränftfchen Reiches. a 


Königtun ab: der König hatte nicht das Recht der Beſteue⸗ 
rung und nur ein beſchränktes Geſetzgebungsrecht. Zwar be⸗ 
ſaß er das Bannrecht oder das Recht des Gebotes und Ver⸗ 
botes, kraft deſſen er ebenſowohl allgemeine Verordnungen 
wie Einzelverfügungen erlaſſen konnte, aber für den einzelnen 
Volksgenoſſen zog die Nichtbefolgung nur eine Geldſtrafe 
(den Königsbann von 60 Soldi) nach ſich, es war eben nur 
ein „Bannrecht“, kein volles Geſetzgebungsrecht. Durch ſeine 
Verwaltungsorgane und von ihm Unmittelbar oder mittelbar 
(durch Königsboten) ausgeübte richterliche Tätigkeit konnte 
er ſeinen Anordnungen wohl in vielen Fällen Geltung ver⸗ 
ſchaffen, aber das für die ordentlichen Gerichte maßgebende 
Recht vermochte er nicht zu ändern. Die vom König er⸗ 
laſſenen Satzungen ſchufen nur Königsrecht (Amtsrecht), die 
ordentlichen Gerichte aber urteilten nach Volksrecht, das nicht 
geſetzt, ſondern nur durch Gerichtsurteile und Weistümer be⸗ 
zeugt werden konnte. Auf dieſem Gebiete war der Reichs⸗ 
gedanke nicht durch gedrungen. Während die königlichen Er⸗ 
laſſe als Reichsrecht territoriale Geltung beanſpruchten, war 
das Volksrecht ausſchließlich Stammesrecht: jeder Volksge⸗ 
noſſe lebte nach dem Rechte ſeines Stammes (Prinzip der per⸗ 
ſönlichen Rechte), was in Italien zu der Einrichtung der pro- 
fessiones iuris führte, indem jeder, der vor Gericht oder vor 
einem Notar zu tun hatte, vorweg angeben mußte, wes 
Stammes er ſei und nach welchem Recht er demgemäß lebe. 
Die römiſchen Provinzialen behielten das römiſche Recht als 
ihr Stammesrecht, während das öffentliche Recht des fränki⸗ 
ſchen Reiches zwar einzelne römiſche Einrichtungen mitüber⸗ 
nommen hatte, im weſentlichen aber durchaus auf germani⸗ 
ſcher Grundlage beruhte. 

II. Die Einteilung des Reiches und der Beamten⸗ 
organismus. In der territorialen Gliederung des Reiches 
erſchienen die verſchiedenen Stammesgebiete als Provinzen, 
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die aber politiſch nur ſo lange in Betracht kamen, als ſich das 
in den Zeiten des ſinkenden Merowingertums überall empor⸗ 
gekommene Stammesherzogtum, ein erblich gewordenes 
Vizekönigtum, zu behaupten vermochte. Da die auf volle 
Selbſtändigkeit hinzielende Politik der Herzöge die Reichs⸗ 
einheit gefährdete, wurde von den arnulfingiſchen Hausmei⸗ 
ern Pippin und Karl Martell, ſobald fie in den Beſitz der 
Zentralgewalt gekommen waren, der Kampf gegen die Stam⸗ 
mesherzogtümer aufgenommen. Pippin der Kleine ſetzte 
dieſe Politik fort und Karl der Große brachte ſie durch die Be⸗ 
ſeitigung des letzten Stammesherzogs, Taſſilo III. von 
Baiern, zum Abſchluß. 

Eine andere Bedeutung als die Stammesherzogtümer 
hatten die großen Reichsteile Auſtraſien, Neuf trien und Bur⸗ 
gund, zu denen gelegentlich noch andere (Aquitanien, Pro⸗ 
vence) hinzutraten. Sie kamen ſtaatsrechtlich nur bei den 
Reichsteilungen in Betracht, die erfolgen mußten, wenn ein 
König mit Hinterlaſſung mehrerer Söhne geſtorben war, und 
bildeten bis zu ihrer Wiedervereinigung in der Hand der 
längſtlebenden Linie getrennte Reiche, aber unbeſchadet der 
Aufrechterhaltung der höheren Reichseinheit. Eine gewiſſe 
Sonderſtellung nahm Italien ein, das zwar 774 mit dem frän⸗ 
kiſchen Reiche verbunden, aber doch immer als ein beſonderer 
Reichsteil behandelt wurde. 

Durch die Beſeitigung des Stammesherzogtums waren 
die eigentlichen Regierungsbezirke des Reiches, die Graff chaf⸗ 
ten oder Gaue, wieder reichsunmittelbar geworden. Entſtau⸗ 
den waren ſie in Weſtfranken im Anſchluß an die gallorömi⸗ 
ſchen eivitates (alte Völkerſchaftsgebiete), in den deutſchen 
Landesteilen meiſtens in Anlehnung an germaniſche Völker⸗ 
ſchaftsgebiete. Bei den Angelſachſen entſprach den Grafſchaf⸗ 
ten die scir oder scire (engl. shire), bei den Langobarden das 
Herzogtum. An der Spitze der Grafſchaft ſtand der Graf, ein 
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hoher Beamter des Königs, den dieſer anfangs nach freiem 
Ermeſſen zu ernennen hatte, ſeit 614 aber der Grundariſto⸗ 
kratie des Bezirkes entnehmen mußte. Der Graf war der 
ordentliche Richter ſeines Gaues und hatte als ſolcher den 
Vorſitz im Landgericht, außerdem führte er als Statthalter 
des Königs die geſamte Gauverwaltung in adminiſtrativer, 
gerichtlicher, fiskaliſcher und militäriſ cher Beziehung; nur die 
Verwaltung der Krongüter lag in den Händen eines anderen 
Beamten. Bei Heerfahrten hatte der Graf die geſamte Gau⸗ 
mannſchaft anzuführen. Seine Einnahmen beſtanden in ge⸗ 
wiſſen öffentlichen Bezugen, außerdem war er ſeit der karo⸗ 
lingiſchen Zeit regelmäßig mit einem Lehn ausgeſtattet. Er 
hatte ein beſchränktes Recht des Gebots und Verbots und 
bezog die auf die Nichtbefolgung ſeiner Verfügungen ge⸗ 
ſetzten kleinen Banngelder. Auf Dienſtreiſen konnte er von 
den Gaubewohnern freie Herberge, Verpflegung (Atz) und 
Beförderung verlangen. 

Zu nülitäriſchen Zwecken wurden in der Merowingerzeit 
regelmäßig mehrere Grafſchaften in der Weiſe zuſammenge⸗ 
faßt, daß einer der Grafen als „Herzog“ das Oberkommando 
erhielt. Da dieſe zunäch tt rein militäriſche Stellung („Amts⸗ 
herzogtum“) aber leicht Anlaß zur Neubildung von Stammes⸗ 
herzogtümern hätte geben können, ſo ließen die Karolinger 
das Amt eingehen und behielten nur au den Grenzen des 
Reiches feſter organiſierte größere Gebiete als Grenzherzog⸗ 
tümer oder „Marken“ bei, denen ein Markgraf oder Grenze 
herzog als Statthalter und Hüter des Grenzſchutzes vorgeſetzt 
wurde. 

Um die unmittelbare Verbindung der Zentralgewalt mit 
den einzelnen Grafſchaften zu befördern, errichtete Karl der 
Große nach ſeiner Kaiſerkrönung das Amt der Kaiſer⸗ oder 
Königsboten. Solche Botſchafter mit außerordentlichen Voll⸗ 
machten hatte es immer ſchon gegeben, aber zu einer orgaui⸗ 
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ſierten Einrichtung wurde das Amt erſt jetzt erhoben. Das 
Reich wurde in eine größere Zahl von Königsbotenſprengeln 
eingeteilt ud für jeden, immer nur für ein Jahr, je ein hoher 
Geiſtlicher und ein Graf ernannt. Dieſe hatten ihren Spren⸗ 
gel zu beſtimmten Zeiten zu bereiſen, den Zuſtand der Kron⸗ 
güter, Kirchengüter und Kronlehen zu revidieren und ſich 
durch Abhaltung allgemeiner Beamtentage von dem geſam⸗ 
ten Zuſtande des Landes zu überzeugen. Sie empfingen ge⸗ 
naue Inſtruktionen, ouch wurden ihnen die auf dem letzten 
Reichstage zuſtandegekommenen Geſetze zur Veröffent⸗ 
lichung mitgegeben. Außerdem hatten ſie an verſchiedenen 
Dingſtätten ihres Sprengels im Namen und in Vollmacht des 
Königs Gericht abzuhalten, um allen, die im geordneten 
Rechtswege ihr Recht nicht finden konnten, dazu zu verhelfen. 
Unter den ſpäteren Karolingern wurden die periodiſch er⸗ 
nannten mehr und mehr durch ſtändige Königsboten erſetzt. 

Eine eigentliche Organiſation der Zentralgewalt hat weder 
das fränkiſche, och das deutſche Reich beſeſſen. Der perſön⸗ 
liche Charakter des Königtums brachte es mit ſich, daß die 
königlichen Hofbeamten gleichzeitig als Zentralorgane für die 
Reichsregierung dienten. Das wichtigſte Hofamt war die 
Kanzlei, in der die Königsurkunden angefertigt, mit dem 
Reichsſiegel beglaubigt und von dem Vorſtande der Kanzlei 
oder in deſſen Namen durch einen der Kanzleinotare mit der 
Rekognitionsklauſel verſehen wurden, um die Übereinſtim⸗ 
mung der Urkunde mit dem Willen des Königs zu bezeugen. 
Im übrigen waren die Königsurkunden zeugenlos, während 
die Privaturkunden der Beftäticung durch Zeugen bedurften. 
In der Merowingerzeit war die Kanzlei mit Laien beſetzt, 
auch die Kanzleivorſteher (Referendare), regelmäßig zwei 
oder mehr, waren Laien. Dagegen hatte die karolingiſche 
Kanzlei nur Beamte geiſtlichen Standes; der an der Spitze 
ſtehende Kanzler war ſtets ein hoher Geiſtlicher. Die Ge⸗ 
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ſamtheit der am Hofe angeſtellten Geiſtlichen bildete die 
Hofkapelle, zu der auch eine geiſtliche Hofſchule, zur Ausbil⸗ 
dung vornehmer junger Leute, die ſich dem geiſtlichen Be⸗ 
rufe widmen wollten, gehörte. Das Haupt der Hofkapelle 
war der Hof⸗ oder Erzkapellan. 

Alle übrigen Hofbeamten waren Laien. Der Pfalzgraf 
war die eigentliche Urkundsperſon des Hofgerichts. In der 
Merowingerzeit wurden die Hofgerichtsurkunden (placita) 
auf fein Diktat (testimoniatio) in der Kanzlei ausgefertigt. 
Unter den Karolingern wurde für das Hofgericht eine eigene 
Kanzlei errichtet, deren Vorſteher der Pfalzgraf wurde. 
Außerdem erhielt der letztere den ſtellvertretenden Vorſitz im 
Hofgericht für alle Fälle, in denen der König nicht ſelbſt den 
Richterſtuhl einnahm. 

Der unmittelbare Hofdienſt verteilte ſich, altgermaniſchen 
Einrichtungen entſprechend, auf vier Hofämter, an deren 
Spitze je ein hoher Beamter ſtand, während der unmittelbare 
Dienſt den zu dem Amt gehörigen unfreien pueri regis 
(Königsknechten) oblag. Die Kellereien und Weinberge des 
Königs ſtanden unter dem Schenken, die Marſtälle unter dem 
Marſchalk oder Stallgrafen (comes stabuli), die Verwaltung 
der Hofkammer, unter der man den königlichen Schatz, den 
Hausrat der Königspfalzen ſowie die Wohnräume und das 
Belleidungsweſen der geſamten Hofhaltung zuſammenfaßte, 
unterſtand dem Kämmerer. Das wichtigſte Hofamt bekleidete 
unter den Merowingern der Truchſeß oder Seneſchalk, in den 
romaniſchen Reichsteilen Majordomus (Hausmeier) genannt. 
Er war das Haupt des königlichen Dienſtgefolges (trustis 
dominica), von dem unten näher zu reden jein wird, und da⸗ 
mit zugleich das Oberhaupt des ganzen Hofſtaates; außerdem 
war ihm die Hofkriegsſchule unterſtellt, in der die Söhne der 
vornehmſten Familien des Reiches, ſoweit ſie nicht den geiſt⸗ 
lichen Beruf erwählten und demgemäß der Schule der Hof⸗ 
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kapelle überwieſen wurden, ihre Ausbildung erhielten. So 
war es ſchon durch die Natur des Amtes gegeben, daß der 
Hausmeier das Haupt der geſamten Ariſtokratie des Landes 
wurde, und daß die Unterwerfung der kraftloſen Könige des 
ſiebenten und achten Jahrhunderts unter die Herrſchaft der 
Großen in erſter Reihe ihrem Führer, dem Hausmeier, zu⸗ 
gute kam und dieſen zum wahren Landesführer machte. Nach⸗ 
dem es dem Hausmeier Pippin dem Mittleren, der ſich zu⸗ 
gleich aufſeinauſtraſiſches Stammesherzogtum ſtützen konnte, 
gelungen war, ſich der Konkurrenz des Hausmeiers von Bur⸗ 
gund zu entledigen, befand ſich die volle Herrſchergewalt über 
das ganze Reich in feiner Hand vereinigt. Als dux et prin- 
ceps Francorum vererbte er dieſe auf ſeinen Sohn Karl 
Martell, von dem fie auf deſſen Söhne Karlmann und Pippin 
den Kleinen überging, bis der letztere durch Beſeitigung des 
letzten Schattenkönigs aus dem alten Herrſcherhauſe die 
Königswürde für ſich ſelbſt und ſein Haus erwarb (752). Das 
Hausmeieramt, deſſen Gefahr für das Königtum er erkamit 
hatte, ließ Pippin eingehen. Der Seneſchalk oder Truchſeß 
am Hofe der Karolinger hatte nur noch die wenig einfluß⸗ 
reiche Stellung eines Küchenmeiſters, dem die Fürſorge für 
die Verpflegung des Hofes und die Verwaltung der für dieſe 
beſtimmten Krongutserträge oblag. 

III. Der Reichstag und die Reichsgeſetzgebung. 
In der Zeit der altgermaniſchen Völkerſchaftsſtaaten hatte der 
Schwerpunkt der Verfaſſung in der jährlich zu beſtimmten 
Zeiten zuſammentretenden Landesgemeinde (dem Volk⸗ 
landsding) gelegen. An ihre Stelle trat mit der Ausbildung 
der Stammesreiche die jährliche Stammesverſammlung, die 
bei den Langobarden noch im achten Jahrhundert regelmäßig 
im März abgehalten wurde. Auch die altſaliſche Stammes⸗ 
verſammlung war ein „Märzfeld“. Aber indem ſich das 
fränkiſche Reich vom Stammesſtaat zun Großſtaat ent⸗ 
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wickelte, verſchwanden die Stammesverſammlungen (ſoweit 
ſie nicht vorübergehend in den Stammesherzogtümern als 
herzogliche Landtage fortdauerten), und an ihre Stelle trat 
die Reichsverſammlung, die ſich bis zum achten Jahrhundert 
noch als „Märzfeld“ erhielt, unter Pippin dem Kleinen aber 
in den Mai verlegt und ſeitdem „Maifeld“ genannt wurde. 
Dieſe Verſammlung war in erſter Reihe eine militäriſchen 
Zwecken gewidmete Heerſchau und als ſolche zu politiſchen 
Verhandlungen durchaus ungeeignet. Da aber neben den 
Grafen und den übrigen hohen Beamten auch die Biſchöfe 
regelmäßig an dieſen Verſammlungen teilnahmen, ſo wurde 
das Märzfeld oder Maifeld zugleich zum Reichstag, auf wel⸗ 
chem der König mit ſeinen Großen alle wichtigen politiſchen 
Angelegenheiten ſowie Akte der Geſetzgebung erledigte. 
Außerdem fand unter den Karolingern regelmäßig im Herbſt 
ein engerer Reichstag ſtatt, bei welchem ſich nur die geistlichen 
und weltlichen Großen um den König verſammelten; aus 
ihm iſt im ſpäteren Mittelalter der deutſche Reichstag hervor⸗ 
gegangen. Eine feſte verfaſſungsmäßige Zuſtändigkeit gab es 
für den Reichstag nicht; die eigentliche Entſcheidung lag im⸗ 
mer in der Hand des Königs, der Reichstag hatte theoretiſch 
nur eine beratende Stellung, wenn auch ſeine Beſchlüſſe 
nicht leicht unbeachtet bleiben mochten. 

Geradezu den Charakter eines Staatsvertrags trug das 
Pariſer Edikt vom 18. Okt. 614, durch das Chlothar II. ge⸗ 
wiſſe, mit den Großen vereinbarte, zum Teil grundlegende 
Normen für die Reichsverfaſſung ſanktionierte. Man hat das 
Edikt, wenn auch nicht ohne Übertreibung, wohl als Magna 
Charta der Franken bezeichnet. Alle übrigen Reichsgeſetze 
(unter den Merowingern edicta, decreta, unter den Karo⸗ 
lingern capitularia) waren königliche Willensakte, die auf dem 
Bannrecht des Königs beruhten (S. 27), aber wegen ihrer 
territorialen Wirkſamkeit der Beratung mit dem Reichstage 
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unterzogen wurden, während alle weniger weitgreifenden 
Gebote und Verbote in der Regel die Form einſeitiger könig⸗ 
licher Erlaſſe (praecepta) trugen. Die in den Reichsgeſetzen 
geregelten Materien gehörten größtenteils dem Gebiete der 
Verwaltung an, doch griffen ſie zum Teil auch in die Rechts⸗ 
ordnung ein, namentlichſtrafrechtliche und prozeſſualiſche Be- 
ſtimmungen waren nicht ſelten. Aber ſie ſchufen, wie das 
namentlich die Geſetze zur Unterdrückung des Fehdeweſens 
erkennen laſſen, immer nur Königsrecht, kein Volksrecht, u id 
kamen daher für die Urteilsfindu ig der ordentlichen Gerichte 
nur in Betracht, ſoweit ſie durch die ſtammesangehörigen 
Großen auf dem Reichstage oder durch Dingbeſchlüſſe in der 
Heimat ausdrücklich als Volksrecht angenommen waren. Zum 
Teil find reichsgeſetzliche Neuerungen im Laufe der Zeit durch 
gewohnheitsrechtliche Rezeption auch bei den Volksgerichten 
zur Anerkennung gelangt. 

IV. Die Heeresverfaſſung und die Entſtehung des 
Lebnweſens. Die Wehrpflicht war im fränkiſchen Reiche 
eine allgemeine Untertanenpflicht für alle Freien, zum Teil 
auch für die Hörigen. Nur die Geiſtlichkeit war befreit, ſo⸗ 
weit es ſich um eigentliche Heerfahrten handelte. Das Auf⸗ 
gebot zur Heerfahrt war ein ausſchließliches Recht des Königs, 
der von den uneutſchuldigt Ausgebliebenen die Strafe des 
Königsbannes (hier „Heerbann ') erhob. Die Landfolge oder 
Landwehr, bei der es ſich um die Abwehr plötzlicher feindlicher 
Einfälle oder um die Unterdrückung von Landfriedensſtörun⸗ 
gen handelte, konnte auch von den Grafen angeordnet werden. 
Die Art, wie im einzelnen Falle die Wehrpflicht der Unter⸗ 
tanen für die Heerfahrt ausgebeutet werben] ollte, wurde vom 
König jedesmal nach freiem Ermeſſen. feſtgeſtellt. Die Karo⸗ 
finger legten dabei, ſoweit das militäriſche Bedürfuis Befrei⸗ 
ungen geſtattete, den Vermögensmaßſtab zud runde. Nach 
dieſem wurden Stammrollen angefertigt, welche die Wehr⸗ 
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pflicht und die Art der von dem Pflichtigen zu beſchaffenden 
Ausrüſſung nach Vermögensklaſſen regelten. Wer ein ge⸗ 
wiſſes Vermögen an Grundbeſitz oder Kapital beſaß, mußte 
perſönlich kommen. Die Armeren wurden nach beſtimmten 
Vermögenseinheiten in Gruppen zuſammengetan, die je 
einen Mann zu ſtellen hatten, während die übrigen ihm eine 
Beiſteuer (adiutorium) zahlten. Oft übernahmen wohl die 
Grafen die Beichaffung der Stellvertreter aus den Reihen 
ihres unfreien Kriegsgeſindes (das der allgemeinen Heer⸗ 
bannpflicht nicht unterlag), wofür fie dann eine Heerſteuer 
von den Pflichtigen erhoben. 

Die Anführung der Grafſchaftstruppen lag bei den 
Grafen, größere Truppenkörper wurden in der Merowinger⸗ 
zeit von Herzögen befehligt. Das merowingiſche Heer be⸗ 
ſtand ausschließlich aus Fußtruppen, nur das aus der altger⸗ 
maniſchen Gefolgſchaft abgeleitete königliche Dienſtgefolge 
(trustis regia) beſtand aus berufsmäßigen Reitern (antru- 
stiones), die, wie die Gefolgsmannen (comites) der germa⸗ 
niſchen Zeit, durch einen beſonderen Ergebungsakt (Kommen⸗ 
dation) und Treueid (hulde, fidelitas) in den Dienſt des Kö⸗ 
nigs eintraten und ſeine beſtändige Umgebung bildeten. Sie 
erhielten ihren Unterhalt am Tiſche des Königs (convivae 
regis). Ihr Anführer war der Truchſeß oder Hausmeier. 

In den ſchweren Kämpfen mit den Arabern unter Karl 
Martell zeigte ſich die Unzulänglichkeit der bisherigen Heeres⸗ 
verfaſſung. Wollte man eines Reitervolkes auf die Dauer 
Herr werden, ſo bedurfte man vor allem einer berufsmäßig 
ausgebildeten Reiterei. Den Kern für eine ſolche fand Karl 
in den Antruſtionen, indem er ſie von der bisherigen Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Königshofe abſchichtete und für die Natu⸗ 
ralverpflegung mit einem Lehen (beneficium) entſchädigte. 
Dieſe Lehen wurden fo reichlich bemeſſen, daß die Empfänger, 
für die ſich mehr und mehr die Bezeichnung „Vaſallen“ ein⸗ 
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bürgerte, durch Afterverleihungen auch ihrerſeits wieder Va⸗ 
ſallen gewinnen konnten, die ſie dem König als Oberlehns⸗ 
herrn zuführten, ſooft er ſie zur Heerfahrt entbot. Auf dieſe 
Weiſe wurde, teils als eine Fortbildung der germaniſchen 
Gefolgſchaft, teils in Anlehnung an das altgalliſche Kriegs- 
geſinde der Grundherren, die Vaſallität zu einer weſentlichen 
Einrichtung der Heeresverfaſſung. Die Heerpflicht der Va⸗ 
ſallen beruhte zwar ebenſo wie bei den übrigen Truppen auf 
der allgemeinen Untertanenpflicht, ihre beſondere ritterliche 
Dienſtpflicht eutſprang aber aus dem Lehnsbande. Ihr Dienſt 
war auch kein unentgeltlicher, denn von den Söldnern des 
ſpäteren Mittelalters unterſchieden ſie ſich nur dadurch, daß 
die kapitalsarme Zeit ſie ſtatt baren Geldes auf die Erträge 
eines Lehns als Beſoldung verwies. Da die Krongüter nicht 
ausreichten, um die für ein ſtattliches Reiterheer erforderlichen 
Lehen zu beſchaffen, ſo fand eine von Karl Martell einge⸗ 
leitete, unter ſeinen Söhnen Pippin und Karlmann reichsge⸗ 
ſetzlich feſtgelegte Säkulariſation von Kirchengütern ſtatt, die 
gegenüber der Geiſtlichkeit mit der Notwendigkeit, die Chriſten⸗ 
heit gegen die Ungläubigen zu ſchützen, begründet wurde. 
Sämtliche Reichskirchen mußten einen beſtimmten Teil ihrer 
Beſitzungen hergeben, die u iter Vorbehalt des kirchlichen 
Obereigentums von der Krone verliehen wurden. Man unter- 
ſchied nunmehr die unmittelbar von der Krone belehnten 
großen oder Kronvaſallen und die mit Reichsafterlehen aus⸗ 
geitatteten kleinen Vaſallen. Die letzteren dienten nicht un⸗ 
mittelbar unter dem Reiche, ſondern unter ihrem Lehnsherrn, 
der ſie als Senior und Bannerherr dem Reichsheere zuführte. 
Eine Weiterbildung des Seniorates, die ſich im Laufe der 
Zeit von ſelbſt vollzog, beſtand darin, daß die Grundherren 
nicht bloß ihre Vaſallen, ſondern auch ihre kraft der allgemei⸗ 
nen Wehrpflicht aufgebotenen bäuerlichen Hinterſaſſen unter 
ihre Führung nahmen, ſoweit ſie es nicht vorzogen, die kleine⸗ 
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ren Beſitzer gegen Zahlung einer Heerſteuer ganz daheim zu 
laſſen und dem Heere berufsmäßig geſchulte Reitersleute als 
ihre Stellvertreter zuzuführen. Unmittelbar von den Grafen 
aufgeboten und angeführt wurden ſeitdem nur noch ſolche 
Wehrpflichtige, die keinem Lehns⸗ oder Grundherrn als 
Senior unterſtanden, teils bäuerliche Kleinbeſitzer, die nach 
wie vor zu Fuße dienten, teils größere Grundbeſitzer, die ſich 
auf eigene Faust rittermäßig ausrüſteten, es aber verſchmäh⸗ 
ten, in den Dienſt eines Lehnsherren zu treten. 

V. Das Finanzweſen. Das fränkiſche Münzweſen war 
urſprünglich ganz das römiſche. Das Recht, Münzen auszu⸗ 
prägen, ſtand nur dem Könige zu, doch haben erſt die Karo⸗ 
linger das Münzregal im allgemeinen ſtreng durchgeführt. 
während unter den Merowingern zahlreiche Ausnahmen vor⸗ 
kamen. Die königlichen Münzmeiſter, die teils dem Hofe 
folgten, teils an beſtimmten Münzſtätten, namentlich aber 
an Märkten arbeiteten, prägten nur für den Verkauf, wobei 
der Käufer außer dem Münzwert einen beſtimmten Schlag⸗ 
ſchatz zu entrichten hatte. Die Münzſtätten waren demnach 
zugleich Wechſelbänke, die einen bedeutenden Ertrag abwar⸗ 
fen. Die Einheitsmünze war der Schilling, d. h. der im Laufe 
der Zeit etwas an Metallwert verringerte römiſche Goldſoli⸗ 
dus, der mit Vorliebe auch in Drittelſtücken oder Tremiſſen 
ausgeprägt wurde, und als Silbermünze der Denar („Pfen⸗ 
nig“ oder „Schaß"), von dem vierzig auf den Goldſchilling 
gingen. Da die Goldprägungen immer ſeltener wurden, ſo 
führten Pippin und Karlmann um 743 den Schilling Silbers 
ein, der aber nicht ausgeprägt wurde, ſondern eine bloße 
Rechnungsmünze zu 12 Pfennigen war; er entſprach der 
alten Goldtremiſſe, die infolge ſtändigen Sinkens des Gold⸗ 
wertes nur noch einen Kurswert von ungefähr 12 Pfennigen 
beſaß. Seitdem unterſchieden die Urkunden ſtreng zwiſchen 
Schillingen in Gold und Schillingen in Silber, dagegen wur⸗ 
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den die Bußenbeſtimmungen in den Geſetzen mehr und mehr 
und ſeit 816 allgemein in dem Sinne des neuen Schillings 
aufgefaßt, alſo für ſolche Fälle, wo in Gold gezahlt wurde, 
ungefähr auf ein Drittel ihres urſprünglichen Wertes herab⸗ 
geſetzt, während bei Zahlungen in anderen Gegenſtänden die 
urſprünglichen Werttarife beſtehen blieben. Bei den Sachſen 
und Frieſen beſtanden beſondere Münzverhältniſſe, die zum 
Teil noch nicht genügend aufgeklärt ſind. 

Aus dem römischen Recht hatte man verſchiedene öffent- 
lichrechtliche Gebühren, wie Strom- und Hafengelder, Wege⸗ 
und Wiegegelder, Fähr- und Brückengelder übernommen. 
Auch das Zollweſen war römiſcher Herkunft. Es gab nur 
Tranſitzölle, die an den verſchiedenen Zollſtätten innerhalb 
des Reiches von allen für den Handel beſtimmten Waren⸗ 
transporten erhoben und in der Regel nicht in Geld, ſondern 
in einem Teil der Waren geleiſtet wurden. Beſonders ein⸗ 
träglich waren die Marktzölle, neben deuen fremde Markt⸗ 
beſucher auch wohl noch beſondere Abgaben an den Grafen 
zu entrichten hatten. Die Errichtung neuer Zollſtätten oder 
Märkte (Jahr⸗ und Wochenmärkte) war dem König vorbe⸗ 
halten. Die Erträge wurden vielfach verliehen, während an. 
dererſeits auch die Erteilung von Zollbefreiungen, namentlich 
für die Warentransporte von Klöſtern, nicht ſelten war. 

Die römiſchen Grund- und Kopfſteuern hatten ihren öffent⸗ 
lichrechtlichen Charakter verloren, indem die Grundſteuer zu 
einer Reallaſt, die Kopfſteuer zu einem die perſönliche Frei⸗ 
heit des Pflichtigen mindernden Kopfzins geworden war. Die 
Großen des Reiches, zumal die Reichskirchen, hatten bei den 
allgemeinen Reichsverſammlungen die üblichen Jahresge⸗ 
ſchenke mitzubringen, wie ſie ſchon bei der altgermaniſchen 
Landesgemeinde in Gebrauch geweſen waren. 

Alles herrenloſe Land unterlag, wie noch heute, dem Bo⸗ 
denregal. Nur der König durfte es in Beſitz nehmen oder 
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anderen durch Privileg die Beſitznahme geſtatten. Das Bo⸗ 
deuregal erſtreckte ſich auch auf den Meeresſtrand und den 
Strandfund, die öffentlichen Ströme und alles ange⸗ 
ſchwemmte Gut (Grundruhr), ferner auf die Land- und Heer⸗ 
ſtraßen und die den Gemeinden zugehörigen Allmenden. 
Kraft des Bodenregals erhob der König von der Allmende⸗ 
nutzung Weidegeld und Schweinzehnt, auch konnte er nach 
Belieben Rodungsprivilegien erteilen. Von allen Neukul⸗ 
turen in den Allmenden wie in bisher herrenloſen Ländereien 
erhob der König kraft des Bodenregals eine Abgabe (Land⸗ 
recht, Königsſcheffel, Königsſtufe, Medem), die vielfach in 
einem Ertragsanteil (dem Siebenten) beſtand. Da auch alle 
Berg- und Salzwerke im Privatbetriebe einen Zins an den 
König zu zahlen hatten, ſo darf man dieſe erſten Spuren des 
Bergregals wohl ebenfalls mit dem Bodenregal in Verbin⸗ 
dung bringen. Dasſelbe dürfte von dem Wildbannrecht an⸗ 
zunehmen ſein, kraft deſſen der König überall im Reiche nach 
Belieben Wildbänne für Jagd oder Fiſcherei einrichten konn⸗ 
te, indem er ſich oder einem von ihm Privilegierten bei Strafe 
des Königsbannes die Jagd oder Fiſcherei vorbehielt (fore- 
stare silvam, forestare lacum, daher „Forſt“). 

Die Banngelder, die auf Verletzung königlicher Gebote 
oder Verbote geſetzt waren, bildeten eine nicht unerhebliche 
Einnahme für den König, während die Grafenbanngelder 
den Grafen zukamen. Von den Gerichtsgefällen, namentlich 
den Friedensgeldern, erhielt bei den Angelſachſen und Lango⸗ 
barden der Graf, ſonſt wohl der Zentenar ein Drittel; zwei 
Drittel mußten ſie an des Königs Kammer abliefern. Auch 
das Heimfallsrecht des Königs an erbloſen Gütern und das 
Recht der Vermögenseinziehung (Fronung) zur Strafe, lie⸗ 
ferte nicht unerhebliche Erträge. Nach einem ſiegreichen 
Kriege fielen dem Könige alle Staatsgüter in dem eroberten 
Gebiete ſowie die Kriegsbeute zu. Aus manchen Gegenden 
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wurden auf Grund früherer kriegeriſcher Unterwerfung Tri⸗ 
bute an den Frankenkönig gezahlt. Perſonen, die der Konig 
in feinen perſönlichen Schutz genommen hatte, mußten dafur 
ein jährliches Schutzgeld zahlen, das namentlich bei den 
Reichskirchen von Bedeutung war. 

Die Krongüter wurden unter den Merowingern graf⸗ 
ſchaftsweiſe von beſonderen Amtmännern verwaltet. Da⸗ 
gegen vereinigte Karl der Große fie ohne Rückſicht auf die 
Grafſchaftszugehörigkeit zu größeren zuſammenhängenden 
Domänenkomplexen (fisci) unter je einem Amtmann, der 
die wirtschaftliche Leitung des Haupthofes (Fronhof) und die 
Aufſicht über die Wirtſchaft der Meier auf den Nebenhöfen 
führte. Nebenbeamte waren die Kellner für die Weinberge 
und Kellereien, und die Förſter für Jagd und Wildbänne. 
Da die Könige keine feſten Reſidenzen hatten, ſo waren ein⸗ 
zelne Fronhöfe als Pfalzen für die Aufnahme des Hofes ein⸗ 
gerichtet. Sie dienten zugleich als Stapelplätze für die zum 
Unterhalte des Hofes beſtimmten Gutserträge. Was von den 
Krongütern nicht in Eigenwirtſchaft ſtand, war gegen Zins 
Und Dienſte an Kronbauern verliehen. Die Aufſicht ſowie die 
Einziehung der Abgaben und Gefälle war Sache der Amt⸗ 
männer. Die Zentralverwaltung der Krongüter lag unter 
den Merowingern in den Händen eines eigenen Hofbeamten, 
der aber ſpäter durch den Hausmeier verdrängt wurde. Unter 
den Karolingern war ſie nach Maßgabe der einzelnen Ge⸗ 
ſchäftszweige unter den Marſchall, Schenken, Truchſeß und 
Kämmerer verteilt. Seit Karl dem Großen fanden alljähr⸗ 
liche Reviſionen der Krongüter durch die Königsboten ſtatt. 

Der von dem Kämmerer verwaltete Schatz galt als Eigen⸗ 
tum des Königs und diente ausſchließlich für die Bedürfniſſe 
des Hofes und für die zahlreichen vom König ausgehenden 
Schenkungen und Stiftungen. Zwiſchen Staatsgutl und 
Königsgut wurde nicht unterſchieden. Für Staatsbeduürf⸗ 
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niſſe hatte der König nicht aufzukommen; dies war Sache 
der Untertanen, die mit erheblichen Naturalleiſtungen (ser- 
vitium regis) belaſtet waren. Dahin gehörte die Pflicht, dem 
König und ſeinem Gefolge jederzeit Unterkunft und Ver⸗ 
pflegung (Herberge und A) zu gewähren und die zur Beför⸗ 
derung nötigen Fuhrwerke und Pferde zu ſtellen. Dieſelben 
Verpflichtungen beſtanden gegenüber ſolchen Beamten, die 
für ihre Dienſtreiſen mit einem entſprechenden Königsbrief 
ausgerüſtet waren. Andere Untertanenlaſten waren die 
Dienſte bei Befeſtigungsarbeiten („Burgwerk“), bei Brücken⸗ 
und Straßenbauten nach Anordnung der Grafen, Wach- und 
Patrouillendienſte (wacta und warda) und bei ſolchen, die von 
der Heerfahrtpflicht befreit waren, die Lieferung von Lebens⸗ 
mitteln und Futter für das durchziehende Heer. 

Von dem servitium regis gab es keine vollſtändigen Be⸗ 
freiungen; was aber von den Untertanen an Landrecht, an 
Maſt⸗ und Weidegeldern, an Gerichtsgefällen u. dgl. m. an 
den König zu leiſten war, konnte durch Immunitätsprivileg 
auf die Grundherrſchaft übertragen werden, fo daß zwar die 
Hinterſaſſen felbit nicht frei wurden, aber das, was fie ſonſt 
dem König zu leiſten hatten, nun dem Grundherrn zugute 
kam. Derartige Privilegien, die ſchon im ſechſten Jahrhun⸗ 
dert vorkamen, wurden allmählich zu einem Gemeingut aller 
geiſtlichen und auch vieler weltlichen Grundherren. Da das 
Immunitätsprivileg den Grafen und ihren Unterbeamten 
das Betreten der gefreiten Gebiete zur Vornahme von Amts⸗ 
handlungen bei hoher Geldſtrafe unterſagte (großer und 
kleiner Immunitätsbann), fo bedurfte es beſonderer Immu⸗ 
nitätsbeamten, die ihre Funktionen übernahmen. Der wich⸗ 
tigſte war der Vogt (ad vocatus), der in keiner geiſtlichen Im⸗ 
munität fehlen durfte. Durch die Immunitätsprivilegien 
wurde eine neue Klaſſe von Untertanen geſchaffen, indem 
die Hinterſaſſen der gefreiten Grundherren in den wichtigſten 
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Beziehungen zu Medialuntertanen wurden, die inſoweit nur 
durch die Vermittlung ihrer Herrſchaft mit dem Staat in 
Verbindung ſtanden. Dies zeigte ſich in militäriſcher Bezie⸗ 
hung durch die Ausbildung des Seniorates, vor allem aber 
im Gerichtsweſen. 

VI. Die Gerichtsverfaſſung. Der ordentliche Ge⸗ 
richtsbezirk des fränkiſchen Reiches war die Graff chaft, der 
ordentliche Richter der Graf, der ſchon in den letzten Jahren 
Chlodovechs oder gleich nach ihm den aus Volkswahl hervor⸗ 
gegangenen Thunkin verdrängt hatte. Unterbezirke der Graf⸗ 
ſchaft waren die alten Hundertſchaften oder Zenten, in Sach⸗ 
ſen ſomit die Goe. In den romaniſchen Landesteilen ent⸗ 
ſprachen ihnen die vicariae. Eine eigene Ding- oder Malstatt 
hatte die Grafſchaft nicht, vielmehr mußte der Graf die Ding⸗ 
ſtätten der einzelnen Hundertſchaften bereiſen, um an ihnen 
ſein Gericht abzuhalten, das aber gleichwohl nicht als bloßes 
Hundertſchaftsgericht, ſondern als Grafſchafts⸗ oder Land⸗ 
gericht galt und, gleichviel, an welcher Dingſtatt es abgehalten 
wurde, für die ganze Grafſchaft zuſtändig war. Die Kompe⸗ 
tenz des vom Grafen geleiteten Gerichtes war an ſich ſachlich 
nicht begrenzt. Doch hat ſich daneben vielfach in eigenartiger 
Konkurrenz das Gericht des vom Volk gewählten Zentenars 
(Hunnen, Gografen) erhalten. Beſtrebungen der fränkiſchen 
Könige, die Entſcheidung in den ſog. causae maiores, d. h. 
in peinlichen Klagen („um Ungericht“), Klagen um Grund⸗ 
beſitz („Eigen“) und Freiheitsprozeſſen dem vom Grafen ge⸗ 
leiteten Gerichte vorzubehalten, ſind nicht überall erfolgreich 
geweſen. Zumal die Blutgerichtsbarkeit, wenigſtens über die 
niederen Stände, hat das Zentenargericht ſichhäufig bewahrt. 
Einfachere, unſchwer zu entſcheidende Fälle überließ der Graf 
wohl meiſt dem Zentenargericht, weshalb dieſes vielfach in 
die Stelhrıg eines Niedergerichtes zurücktrat, und ſich nur auf 
Klagen um Gut (d. h. fahrende Habe) und um Schuld (d. h. 
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Geldforderungen mit Einſchluß der Bußſachen) beſchränkte. 
In den romaniſchen Landesteilen ließ ſich der Graf bei Aus⸗ 
übung der niederen Gerichtsbarkeit regelmäßig durch einen 
von ihm eingeſetzten Unterbeamten (vicarius) vertreten; da⸗ 
gegen beſaß der ebenfalls vom Grafen eingeſetzte Schult⸗ 
heiß der germaniſchen Landesteile eine ſolche Vertretungs⸗ 
befugnis nicht, er war vielmehr nur Vollſtreckungsbeamter 
des Grafen und hatte in dieſer Eigenſchaft den Gerichtsver⸗ 
handlungen beizuwohnen. 

Nach altgermaniſchem Brauche hatte der Richter nur die 
Leitung der Gerichtsverhandlungen und die Verkündigung 
(„Ausgabe“) des Urteils, dem er vermöge ſeiner Banngewalt 
Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit erteilte; die materielle Ur⸗ 
teilsfindung war Sache der berufenen Urteiler, die aber noch 
der Zuſtimmung (Folge, Vollbort) des verſammelten Ding⸗ 
volkes bedurften. Noch eine ſpätmittelalterliche Gloſſe ſagt 
darüber: Nach geistlichem rechte sprechin die richter 
die orteil selber; in unserm rechte vraget der richter 
einen andern, unde der ist denne des richters ratgebe. 
Nur Italien kannte, im Anſchluß an das römiſche und lango— 
bardiſche Recht, den ſelbſturteilenden Richter. Während bei 
den Frieſen, die überhaupt ihre eigentümliche Gerichtsver⸗ 
faffung behielten, in jedem Gericht ein einziger Urteilen 
(asega) berufen war, bildeten die Franken einen Urteileraus⸗ 
ſchuß von ſieben Rachinburgen, an deren Stelle ſeit Kari 
dem Großen ein feſtes Schöffenkollegium trat, das nicht 
erſt für die einzelne Tagung, ſondern ein für allemal gebildet 
wurde. Eine weitere Neuerung Karls beſtand darin, daß die 
allgemeine Dingpflicht der Hundertſchaftsbewohner auf das 
gräfliche Landgericht beſchränkt wurde, das fortan alle ſechs 
Wochen mit regelmäßiger Abwechſelung unter den einzelnen 
Hundertſchaften, in keiner aber öfter als dreimal im Jahre, 
als echtes oder ungebotenes Ding an uralter Malſtätte („an 
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echter Dingſtatt“) abgehalten werden ſollte. Dem Grafen 
als Richter ſtand der Schultheiß als Gerichtsvollzieher zur 
Seite. Den Urteilsvorſchlag hatten die Schöffen, mindeſtens 
ſieben an der Zahl; die Vollbort zu erteilen, war Sache des 
geſamten Dingvolkes („Umftand“). Jedes echte Ding dauerte 
drei Tage, denen nach Bedürfnis nach einer Pauſe noch ein 
Tag als Afterding hinzugefügt werden konnte. Die vor Karls 
Gerichtsreform fo läſtige allgemeine Dingpflicht beſchränkte 
ſich fortan in jeder Hundertſchaft auf höchſtens neun bis zwölf 
Tage im Jahr. Das Niedergericht erforderte ſeit Karls 
Reform nur die Anweſenheit des Zentenars oder Schult⸗ 
heißen und der Schöffen (nur in Sachſen erhielt ſich die all⸗ 
gemeine Dingpflicht auch für das Gogericht). Andere Ge- 
richtsinſaſſen brauchten nur zu kommen, | oweit ſie als Par⸗ 
teien oder Zeugen geladen waren, denn das Niedergericht 
war ein „gebotenes“ Gericht. Es war weder an eine echte 
Dingſtatt noch an beſtimmte Dingtage gebunden, fand aber 
in der Regel alle 14 Nächte, alſo zweimal im Monat ſtatt. 
Wenn der Graf im Niedergericht anweſend war, mußte der 
Richter, der nur als ſein Vertreter galt, ihm weichen. Das⸗ 
ſelbe galt vom Grafen, wenn der König oder ein Königsbote 
im Landgericht erſchien. Das Urteil wurde auch in dieſen 
Fällen von den Schöffen nach den Normen des Volksrechts 
gefunden, aber der König und ebenſo der Königsbote im 
miſſatiſchen Gericht übte ſeine Richterſtellung kraft Königs⸗ 
rechtes und war daher in der Prozeßleitung nicht an die 
ſtarren Formen des volksrechtlichen Verfahrens gebunden. 

Noch mehr war dies bei dem königlichen Hofgericht 
der Fall, das von den Merowingern an den drei erſten Tagen 
jedes Monats, von den Karolingern in jeder Woche einmal 
abgehalten zu werden pflegte. Eine beſtimmte Dingſtätte 
gab es dafür nicht; es konnte an jedem Ort, wo der König 
ſich gerade aufhielt, ſtattfinden; die Regel bildeten die Ta⸗ 
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gungen in einer der Königspfalzen. Richter war der König, 
in ſeiner Vertretung bei geringeren Sachen ſeit den Karo⸗ 
lingern auch der Pfalzgraf. Nur in Italien war der König, 
im Anſchluß an die dort vorgefundene Gerichtsverfaſſung, 
ſelbſturteilender Richter, der Beiſitzer nur zu ſeiner Beratung 
gebrauchte. Außerhalb Italiens bedurfte auch das Königs⸗ 
gericht der Urteilsfinder, wobei auch hier an dem Mindeſt⸗ 
erfordernis einer Siebenzahl feſtgehalten wurde. Eine feſte 
Beſetzung gab es nicht, der König konnte aus ſeiner Umgebung 
jeden, der ihm gerade geeignet erſchien, zuziehen. Ein unent⸗ 
behrlicher Beiſitzer war der Pfalzgraf, in der Merowinger⸗ 
zeit als Urkundsperſon, um das Protokoll in der Kanzlei zu 
diktieren (testimoniatio), in der Karolingerzeit als Vorſtand 
der Hofgerichtskanzlei. Gewiſſe Sachen gehörten zu der aus⸗ 
ſchließlichen Zuſtändigkeit des Königsgerichts, jo namentlich 
Todesurteile über Freie, die Verhängung der Reichsacht über 
Rechtsverweigerer, Klagen wegen Amtsvergehen, wegen 
Nichtachtung königlicher Verfügungen u. dgl. m. Ferner ge⸗ 
hörten vor das Königsgericht alle Fälle der Rechtsweigerung, 
wo der ordentliche Richter kein Recht gewährte oder des Be⸗ 
klagten nicht mächtig war, ſowie die Entſcheidungen auf eine 
im ordentlichen Gericht eingelegte Urteilsſchelte. Bei Pro⸗ 
zeſſen um Krongüter oder fiskaliſche Rechte wurde von den 
Vertretern des Fiskus regelmäßig das Reklamationsrecht 
geltend gemacht, kraft deſſen ſie die Sache von dem ordent⸗ 
lichen Gericht abfordern („ausheiſchen“) und zur Entſcheidung 
des Königsgerichts bringen konnten; unter den Karolingern 
wurden Fiskalſachen auch ohne Reklamation zu den vorbe⸗ 
haltenen Sachen des Königsgerichts gerechnet. Das Reklama⸗ 
tionsrecht beſaßen auch alle Perſonen, die der König in ſeinen 
beſonderen Schutz (in verbum regis) aufgenommen hatte, 
namentlich die Reichskirchen. Endlich konnte überhaupt jede 
Sache, die noch nicht rechtskräftig entſchieden war, von dem 
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Kläger an den König gebracht werden, der ſich aber in der 
Regel nur bei Prozeſſen unter den Großen des Reiches, die 
prinzipiell an das Hofgericht gebracht werden ſollten, mit der 
Sache befaßte. Da die ganze Bedeutung des Hofgerichts auf 
der Amtsgewalt des Königs beruhte, ſo war es in ſeinem 
Verfahren und ſeinen Urteilen nicht an das Volksrecht ge⸗ 
bunden. Hier waren nur die vom König ſelbſt gegebenen 
Normen zu beobachten, und im übrigen wurde nach Recht 
und Billigkeit entſchieden: das Königsgericht war ein Billig⸗ 
keitsgerichtshof. 

Innerhalb der Immunitäten beſtand für Streitigkeiten der 
Hinterſaſſen untereinander ein eigenes Niedergericht, bei dem 
in den geistlichen Immunitäten der Vogt die Stellung des 
Schultheißen oder Zentenars einnahm. In Sachen der höhe⸗ 
ren Gerichtsbarkeit blieb es bei der Zuſtändigkeit der gräf⸗ 
lichen Landgerichte; Zuſtellungen und Urteilsvollſtreckungen 
durften aber bei Immunitätsleuten nur im Wege der Requi⸗ 
ſition erfolgen. Entſprechend war die Sachlage bei Streitig⸗ 
keiten aus dem Gebiete der niederen Gerichtsbarkeit, wenn 
nur die eine Partei immunitätsſäſſig war. 

Für die Kronbauern innerhalb der Domänenämter galt 
dasſelbe wie für die Immunitätsleute, da alle Krongüter von 
Rechts wegen Immunität genoſſen. Bei Klagen dritter Per⸗ 
ſonen gegen einen Kronbauern wurde wohl ſtets von dem 
Reklamationsrecht Gebrauch gemacht, wobei der König den 
Domänenbeamten mit der Entſcheidung zu betrauen pflegte. 

Unfreie ſtanden bei Streitigkeiten untereinander aus⸗ 
ſchließlich unter dem Hofgericht ihres Herrn, das in der Regel 
durch den Meier verwaltet wurde. Bei Streitigkeiten mit 
Dritten wurden ſie vor dem ordentlichen Gericht von ihrem 
Herrn vertreten. Auch freie Hinterſaſſen waren bei Streitig⸗ 
keiten aus dem Leiheverhältnis dem grundherrlichen Hof- 
gericht unterworfen. 
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Die geiftliche Gerichtsbarkeit wurde gegenüber den ſehr 
viel weiter gehenden kirchlichen Auſprüchen (Pſeudoiſidor, 
Benedictus Levita) durch Chlotars II. Pariſer Edikt von 614 
geregelt. Die ganze niedere Gerichtsbarkeit über Kleriker, 
auch bei Klagen von Laien, wurde vom Biſchof ausgeübt. 
Die höhere Gerichtsbarkeit verblieb den Landgerichten, bei 
Klagen gegen Biſchöfe dem Königsgericht, doch mußte bei 
peinlichen Klagen gegen die höhere Geiſtlichkeit (Vom Diakon 
aufwärts) die bereits anhängige Sache zunächſt an den Bi⸗ 
ſchof, bei ſolchen gegen einen Biſchof an die zuſtändige Syn⸗ 
ode abgegeben werden. Erkannte das geiſtliche Gericht auf 
Freiſprechung, ſo war die Sache erledigt; wurde aber der 
Angeklagte ſchuldig befunden und zur Degradation verurteilt, 
ſo ging die Sache zu weiterem Verfahren an das weltliche Ge⸗ 
richt zurück. Geiſtliche, die gegen einen Amtsbruder klagen 
wollten, ſollten zunächſt an den Biſchof als Sühneinſtanz 
gehen. Laien unterlagen nur der Kirchenzucht in innerkirch⸗ 
lichen Angelegenheiten. Gehandhabt wurde dieſe von den 
Biſchöfen bei ihren jährlichen Viſitationsreiſen jeweils auf 
dem synodus (Send) der einzelnen Pfarreien. 


86. Recht und Gericht. 


I. Die Rechtsquellen. Der fränkiſche König übte eine 
zwiefache Art der Geſetzgebung aus. Die Reichsgeſetze 
(Kapitularien) waren ausſchließlich Erzeugniſſe des könig⸗ 
lichen Willens, wenn ſie auch regelmäßig im Einvernehmen 
mit dem Reichstage erlaſſen wurden, aber ſie reichten nur 
ſo weit, als der König ihnen durch feine Verwaltungsorgane 
Geltung zu verſchaffen vermochte (S. 27, 33 ff.). Rechtsnor⸗ 
men mit verbindlicher Kraft für die ordentlichen Gerichte, alſo 
Volksrecht (lex, pactus, ewa), konnten nur im Gebiete des 
Stammesrechts ins Leben gerufen werden, weil fie das per⸗ 
ſönliche Recht jedes einzelnen Stammesgenoſſen betrafen. 
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Auch ſie bedurften der Mitwirkung des Königs, die nur in der 
Blütezeit des Stammesherzogtums durch die des Herzogs er⸗ 
ſetzt werden konnte. Die Zuſtimmung der Stammesbevölke⸗ 
rung wurde entweder von einer Stammesverſammlung oder 
von den auf dem Reichstage gerade anweſenden Angehörigen 
des Stammes erteilt, oder es wurde im Auftrage des Königs 
ein Ausſchuß von Rechtskundigen (sapientes, legislatores) 
eingeſetzt, der ſeinen Entwurf in verſchiedenen Landgerichts⸗ 
verſammlungen vortrug und durch Dingbeſchluß zum Weis⸗ 
tum erheben, oder ſich umgekehrt Weistümer erteilen ließ, aus 
denen der Geſetzentwurf gebildet wurde. Gelegentlich wur⸗ 
den Entwürfe, ſelbſt ungeordnete Vorentwürfe, einfach im 
Wege des Gewohnheitsrechts rezipiert. 

Im Gegenſatz zu den eigentlichen Reichsgeſetzen (capitula 
per se seribenda) und den amtlichen Instruktionen für die 
Königsboten (capitula missorum) wurden die Nachtragsge⸗ 
fee zu einzelnen Volksrechten (capitula legibus addenda) 
ſtets in den Formen der volksrechtlichen Geſetze erlaſſen. Nur 
die Novellen der Karolinger zum langobardiſchen Edikt waren 
einſeitige königliche Erlaſſe mit territorialer Geltung für ganz 
Italien, während die Langobarden zur Zeit ihrer Selbſtän⸗ 
digkeit ſtreng zwiſchen den in das Ediktbuch (liber edietus) 
eingetragenen volksrechtlichen Geſetzen und den einſeitigen 
königlichen Verordnungen (notitiae) unterſchieden. Die für 
die römiſchen Provinzialen beſtimmten Leges Romanae (die 
Lex Romana Wisigotorum Alarichs II. von 506, ſpäter 
Breviarium Alaricianum genannt, und die ziemlich qleich- 
altrige Lex Romana Burgundionum) wurden wohl durch 
einſeitigen königlichen Willensakt ins Leben gerufen. 

Eine authentiſche Geſetzſammlung für die fränkiſchen 
Reichsgeſetze gab es nicht, doch gelangte die 827 verfaßte 
Smimlung der karolingiſchen Kapitularien, ein Werk des 
Abtes Anſegis von Fontanella, ſchon früh zu amtlichem An⸗ 
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ſehen. Die angebliche Fortſetzung dieſer Sammlung, die 
einem vorgeſchobenen Mainzer Diakon Benedikt( Benedictus 
Levita) zugeſchrieben wurde, war ein Machwerk aus der 
Fabrik der pſeudoiſidoriſchen Fälſchungen. 

Das älteſte unter den germaniſchen Volksrechten (leges 
barbarorum) war der leider nur fragmentariſch erhaltene, 
von König Eurich um 475 erlaſſene Codex Euricianus, der 
unter Leovigild (572-586) eine Neuredaktion erfuhr, wäh⸗ 
rend ſeine römiſchen Untertanen fortdauernd nach der ſchon 
erwähnten Lex Romana Alarichs II. lebten. Aber ſchon 
unter König Chindaſuinth zielte die weſtgotiſche Geſetzgebung 
in zahlreichen Novellen auf die Beſeitigung dieſes Dualismus 
hin, die dann um 654 durch die Lex Wisigotorum ſeines 
Sohnes Rekkeſuinth erreicht wurde. Die Lex Wisigotorum 
war eine vollſtändige Kodifikation für das geſamte damalige 
Weſtgotenreich y, alſo kein Volksrecht mehr, wenn auch das 
vielfach abgeänderte weſtgotiſche Geſetzbuch des Leovigild 
den Hauptgrundſtock bildete. Die unter den ſpäteren Weſt⸗ 
gotenkönigen noch mehrfach erweiterte Lex Wisigotorum 
wurde unter Ferdinand III. (1229 1234) inſpaniſcher Über⸗ 
ſetzung unter dem Titel Fuero de Cordova (auch Fuero 
juzgo, d. i. Forum iudieum) von neuem publiziert, wäh⸗ 
rend altgotiſches und altfränkiſches Gewohnheitsrecht ſpäter 
in den nordſpaniſchen Fueros zur Aufzeichnung gelangte. 

Auch im Oſtgotenreich wurde der Verſuch gemacht, für 
Goten und Römer ein einheitliches Recht zu ſchaffen, doch 
wurde dies Ziel durch die auf rein römiſchrechtlicher Grund⸗ 
lage beruhenden Geſetze Theoderichs des Großen und Atha⸗ 
larichs, zumal das vor 507 erlaſſene Edietum Theoderici, 
nur ſehr unvollkommen erreicht, da im übrigen die Goten 
wie die Römer ihr bisheriges Recht behielten. 

) In den an die Franken abgetretenen gotiſchen Landesteilen blieben der 
Codex Euricianus und das Breviarium Alaricianum in Geltung. 

Schröder, Deutſche Rechtsgeſchichte. I. a 
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Bei den Burgunden erfolgte unter König Gundobad die 
Aufzeichnung der Lex Burgundionum, die ſpater von ihm 
und ſeinem Sohne Sigismund noch ergänzt wurde und als 
Lex Gundobada (Loi Gombette) viele Jahrhunderte hin⸗ 
durch ihre Geltung behauptet hat. Sie wurde unter mehr⸗ 
facher Benutzung des Codex Enrieianus, als Volksrecht der 
Burgunden (vor 501) erlaſſen und durch die Unterſchrift aller 
burgundiſchen Grafen beſtätigt. Für ſeine römiſchen Unter⸗ 
tanen ließ Gundobad wenig ſpäter die ſchon erwähnte Lex 
Romana Burgundionum ausarbeiten, die im praktiſchen 
Leben bald durch die Lex Romana Wisigotorum verdrängt 
wurde. 

Die Lex Salica (pactus legis Salicae), das Volksrecht der 
ſaliſchen Franken, war ein Geſetz Chlodovechs für das ur- 
ſprünglich allein von ihm beherrſchte altſaliſche Teilreich von 
Tournay und das 486 eroberte nördliche Gallien, alſo für 
das Land zwiſchen der Loire im Süden und dem Kohlenwald 
(silva Carbonaria) im Norden. Das vonChlodovechs Söhnen 
Chlothar I. und Childebert I. noch durch Zuſätze vermehrte 
Geſetz gelangte ſodann im Laufe der Zeit nicht nur für die 
Geſamtheit der Salier, ſondern auch für die römischen Pro⸗ 
vinzialen des nördlichen Galliens zur Geltung!) und wurde 
durch Pippin auch auf die chattiſchen Franken öſtlich des 
Rheins ausgedehnt. Der älteſte handſchriftlich überlieferte 
Text iſt in der Redaktion Pippins enthalten, aus der ſich aber 
derurſprüngliche, zum Teilvondem Codex Euricianus über- 
nommene Inhalt mit Leichtigkeit ausſcheiden läßt. Einzelne 
Novellen zur Lex Salica ſind noch merowingiſchen Ir» 


) Eine amtliche Aufzeichnung des römiſchen Rechts hatte für ſie nicht ſtatt⸗ 
gefunden. Während ſüdlich der Loire auf Grund der Lex Romana Burgun- 
dionum und das Breviarium Alarieianum das römiſche Recht als droit Eerit 
den Vorrang behauptete, beruhte das droit coutumier Nordfrankreichs durch⸗ 
aus auf der Grundlage des ſaliſchen Rechts, das damit indirekt auch zur Grundlage 
der bedeutenden deutſchrechtlichen Elemente im Code Napoleon geworden iſt. 


86. Recht und Gericht. 51 


ſprungs ), unter Ludwig dem Frommen ſind die Capitula 
ad legem Salicam von 816 und 820 hinzugetreten. Auf Karl 
den Großen geht die in vielfach gereinigtem Latein auf⸗ 
tretende Textform der ſogenannten lex emendata zurück. 
In ihr iſt die den älteren Texten eigentümliche malbergiſche 
Gloſſe, die in altfränkiſchen Worterklärungen die Bußen⸗ 
beſtimmungen des Geſetzes begleitet hatte, durchweg be⸗ 
ſeitigt. Eine althochdeutſche Überſetzung der Lex Salica aus 
dem 9. Jahrhundert iſt nur in einem Bruchſtück erhalten. 

Das Volksrecht der ribuariſchen Franken, die Lex Ribua- 
ria, iſt in ſeinen Hauptbeſtandteilen in unmittelbarer An⸗ 
lehnung an die Lex Salica entſtanden. So ſchon der älteſte 
Teil (Tit. 131), mehr noch der zweite Teil (bis Tit. 64), der 
eine ſyſtematiſche Umarbeitung der Lex Salica darſtellt, aber 
auch ein Teil der dann folgenden Ergänzungen (bis Tit. 87), 
die wenigſtens von Tit. 80 an mehrfach auf das | aliſche Geſetz 
zurückgreifen. Dieſe Ergänzungen ſind wohl dem König 
Digobert I. (623-630) zuzuſchreiben, ebenſo wie die beiden 
Königsgeſetze in Tit. 57 60, 1, Tit. 61 und 62 und Tit. 88 
und 89, während die beiden älteften Teile noch dem Ende des 
6. Jahrhunderts angehören. Karolingiſche Interpolationen 
ſind in Tit. 36 enthalten. In der handſchriftlich vorliegenden 
Geſtalt kann das Geſetz überhaupt erſt in der karolingiſchen 
Zeit zum Abſchluß gekommen ſein. Eine wichtige Novelle war 
Karls des Großen Constitutio in lege Ribuaria mittenda 
von 803, ein Ergebnis eines Aachener Reichstagsbeſ chluſſes 
von 8023, der die Aufzeichnung oder Reviſion ſämtlicher 
Volksrechte ins Auge faßte. Die Lex Ribuaria galt auch bei 
den im Hamalande nördlich von den Ribuariern bis zur 
Zuiderſee ſitzendenChamaven, bei denen ſich aber bedeutende 
partikularrechtliche Abweichungen erhalten hatten, die in der 


1) Außer dem Edikt des Chilperich laſſen fie ſich nicht auf beſtimmte Konige 
zurückführen. 
4* 
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Lex Francorum Chamavorum (wohl ebenfalls Ergebnis 
des Aachener Reichstages) zur Aufzeichnung gelangten. 

Die Lex Alamannorum verdankte einem Stammes⸗ 
herzog, Herzog Lantfrid I., ihre Entſtehung. Sie iſt wahr⸗ 
ſcheinlich in der Regierungszeit des Königs Chlothar IV. 
(717-719) zur Aufzeichnung gelangt, aber unter vielfacher 
Benutzung eines älteren dem Ende des 6. oder Anfang des 
7. Jahrhunderts entſtammenden Volksrechts (Pactus), das 
nur in fünf Bruchſtücken erhalten iſt und noch der Zeit voller 
merowingiſcher Königsherrſchaft angehört. Außer dem 
Pactus iſt bei der Lex Alamannorum auch der Codex 
Euricianus und ein merowingiſches Königsgeſetz benutzt 
worden, das wahrſcheinlich unter Chlothar II. (613623) 
entſtanden iſt. 

Die Lex Bajuwariorum iſt, unter engem Anſchluß an die 
Lex Alamannorum, wahrſcheinlichunter Herzog Odilo, aber 
zu einer Zeit ſtrenger Unterordnung des Herzogtums unter 
das Königtum (744 748) entſtanden. Neben dem ſchoninder 
Lex Alamannorum benutzten, wahrſcheinlich Chlothar II. 
zuzuſchreibenden Königsgeſetz hat namentlich der Codex 
Euricianus als Vorlage gedient. Verſchiedene Novellen ſind 
Geſetze des Herzogs Taſſilo III., auch Karl der Große hat 
Capitula ad legem Bajuwariorum erlaſſen. 

Die jüngſten, erſt unter Karl dem Großen entitandenen 
Volksrechte ſind die Lex Saxonum und das Recht der nord⸗ 
thüringiſchen Angeln und Weriner (Lex Angliorum et 
Werinorum, hoc est Thuringorum). Die erſtere, in ihrer 
endgültigen Form wahrſcheinlich ein Werk des Reichstages 
zu Aachen (802) ſcheint auch ältere Beſtandteile zu um⸗ 
faſſen, die zum Teil noch vor dem 797 als volksrechtliche 
Satzung Karls des Großen erlaſſenen Capitulare Saxoni- 
cum, ja ſelbſt vor der wohl in die Jahre 782 oder 785 zu 
ſetzenden Capitulatio de partibus Saxoniae entſtanden ſein 


86. Recht und Gericht. 53 


dürften. Auch das Recht der nordthüringiſchen Angeln und 
Weriner iſt mit größter Wahrſcheinlichkeit den Geſetzesarbei⸗ 
ten jenes Aachener Reichstages zuzuweiſen. Beide zeigen 
vielfach Anlehnung an die Lex Ribuaria, die Lex Saxonum 
außerdem eine ſolche an Karls ribuariſches Kapitulare von 
803 (S. 51). 

Die Lex Frisionum, die wegen ihrer Beziehungen zu dem 
anglo⸗weriniſchen Recht ebenfalls nicht vor 803 zum Abſchluß 
gekommen ſein kann, iſt eine wenig verarbeitete Kompilation 
des verſchiedenſten Materials, unter dem ein fränkiſches 
Königsgeſetz aus der Zeit zwiſchen 743 und 751 der älteſte 
Beſtandteil fein dürfte. Der Hauptteil iſt unter ſtarker Bes 
rückſichtigungder Lex Alamannorumentſtanden. Die Arbeit 
ſcheint eine Vorarbeit für geſetzgeberiſche Zwecke geweſen zu 
jein, zweifelhaft ob privater oder amtlicher Entſtehung. Je⸗ 
denfalls darf man annehmen, daß die zuerſt nur für Mittel⸗ 
friesland berechnete, dann auch auf Oſt⸗ und Weſtfriesland 
ausgedehnte Arbeit im Wege gewohnheitsrechtlicher Ent» 
wicklung bereits zu autoritativem Anſehen gelangt war, als 
die frieſiſchen Geſetzſprecher (Aſegen) Wulemar und Sar⸗ 
mund ihre noch der karolingiſchen Zeit angehörende Additio 
sapientum verfaßten, die den Charakter von amtlichen Gut⸗ 
achten über gewiſſe Teile der Lex Frisionum und eben falls 
vielfach Benutzung der Lex Alamannorum zeigt. Von 
Wulemar beſitzen wir außerdem ein kurzes Weistum, die 
ſogenannten Iudicia Wlemari. 

Von außerordentlichem Wert ſind die Aufzeichnungen des 
langobardiſchen Rechts, die durch Reichstagsbeſchluß und 
Eintragung in das Ediktbuch (S. 48) volksrechtliche Geltung 
erlangten. Das bedeutendſte Geſetz ift das Edikt des Roth ari 
von 643, das ſpäter durch Novellen von Grimowald, Liut⸗ 
prand, Ratchis und Aiſtulf ergänzt wurde. Beſonders wert⸗ 
voll ſind die auf 15 Reichstagen erlaſſenen Novellen Liut⸗ 
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prands (713 735). Nach 774 haben die Herzöge Aregis und 
Adelchis von Benevent noch weitere Ergänzungen geliefert. 
Von den Novellen der Karolinger iſt ſchon S. 48 die Rede 
geweſen. 

Eine hervorragende wiſſenſchaftliche Fortbildung wurde 
dem langobardiſchen Recht bis zum 13. Jahrhundert durch 
die lombardiſche Rechtswiſſenſchaft, zumal durch die Rechts⸗ 
ſchule in Pavia, zuteil. 

Gegenüber den ausgezeichneten Leiſtungen dieſer Schule 
kommen als Erzeugniſſe der Rechtsliteratur im weſentlichen 
nur die Formelſammlungen in Betracht, in denen, mei⸗ 
ſtens an der Hand wirklicher Urkunden, Formulare für alle 
möglichen Urkunden aus dem Gebiete des öffentlichen wie 
des Privatrechts zuſammengeſtellt wurden. Hervorzuheben 
ſind von den ſaliſchen Formeln die von Angers (Formulae 
Andecavenses) aus dem 7. Jahrhundert, die Formulae 
Mareulfi (um 700) und die Formulae Lindenbrogianae 
(Ende des 8. Jahrhunderts), die wohl dem Abt Arno von 
Saint⸗Amand, dem ſpäteren Erzbiſchof von Salzburg, ihre 
Entſtehung verdanken und ſich durch eigentümliche Bezie⸗ 
hungen zu dem baieriſchen Urkundenweſen auszeichnen. Für 
das öffentliche Recht ſind die Kanzleiformeln Ludwigs des 
Frommen (Formulae imperiales) von beſonderem Wert. 
Neben einigen alemanniſchen und baieriſchen Formelſamm⸗ 
lungen find noch die weſtgotiſchen Formeln (615620) zu 
erwähnen. Die aus der Rechtsſchule von Pavia herrührenden 
Formeln ſind keine Fornrulare für Urkunden, ſondern Muſter⸗ 
beiſpiele und Anweiſungen für Lehrzwecke. 

Auf dem Gebiete des Urkundenweſens bediente man 
ſich mit Vorliebe der Formelſammlungen als Vorlagen. 
Man unterſchied die öffentliche (Königs- Urkunde und die 
Privaturkunde. Die Königsurkunden (diplomata) bedurften 
keiner Zeugen, ſondern nur eines Handzeichens des Königs, 
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der Beifügung des Reichsſiegels und der Rekognition des 
Kanzlers (S. 30). Die Urkunden des Königsgerichts(placita) 
wurden unter den Karolingern nicht mehr in der Reichs⸗ 
kanzlei, ſondern in der Hofgerichtskanzlei des Pfalzgrafen an⸗ 
gefertigt und von dieſem rekognoſziert. 

Die Privaturkunden bedurften zu ihrer Beweiskraft der 
Zeugen, die den Inhalt durch Handauflegung (manufir- 
matio, firmatio) beſtätigen mußten, und der Beglaubigung 
durch den Schreiber. Die dispoſitive Urkunde (carta) mußte 
von dem Ausſteller ausdrücklich übergeben werden (data 
carta), wobei der Tag der Ausfertigung(actum) und der der 
Übergabe (datum) verſchieden ſein konnten. Die bloße Be⸗ 
weisurkunde (notitia) bedurfte keiner Übergabe. Unter den 
Urkunden dieſer Art waren die Gerichtsprotokolle (notitige 
judicati) und die Urbarien (polyptycha) der großen Grund⸗ 
herrſchaften von beſonderer Bedeutung. Gegen die Folgen 
eines Urkundenverluſtes ſchützte man ſich in der Merowinger⸗ 
zeit durch einen gerichtlichen appennis, unter den Karolin⸗ 
gern durch ein königliches Schugdiplom (pancarta). 

II. Das Strafrecht. Die Umbildung des germaniſchen 
Strafrechts iſt teils vom Königtum, teils von der Kirche aus⸗ 
gegangen. Die letztere trat zunächſt den in Form des Men⸗ 
ſchenopfers vollzogenen Todesſtrafen wegen ihres heidniſchen 
Charakters entgegen und ſetzte es durch, daß andere Todes⸗ 
arten, insbeſondere die Hinrichtung durch das Schwert oder 
den aus Weidenzweigen geflochtenen Strang („Weide“), an 
ihre Stelle geſetzt wurden. Da ſie aber überhaupt eine Geg⸗ 
nerin der Todesſtrafe war, ſo ſetzte ſie ihren Einfluß weiter 
dafür ein, daß in möglichſt vielen Fällen dem Übeltäter in 
Anknüpfung an die ſühnbare, d. h. durch Geld lösbare Fried⸗ 
loſigkeit der germaniſchen Zeit, eine Buße auferlegt oder die 
Ablöſung durch Geld („Löſung des Halſes“, zumal durch 
Zahlung ſeines eigenen Wergeldes, geſtattet wurde. Da die 
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Kirchen als Freiſtätten anerkannt waren, die dem Miſſetäter 
ebenſo wie dem Befehdeten Schutz gewährten, ſo konnte die 
Auslieferung des verfolgten Verbrechers an die Bedingung 
einer teilweiſen Begnadigung geknüpft werden. Das Recht 
der Gnade ſtand ausſchließlich dem Könige zu, der ſie nicht 
bloß in der Form des Straferlaſſes, ſondern weit häufiger 
im Wege der Strafumwandlung übte. Auf dieſe Art fanden 
neben der Geldſtrafe auch zahlreiche andere Strafen Eingang, 
wie Verbannung, Verſtrickung (Internierung), Gefängnis 
und die verſchiedenſten Verſtümmelungsſtrafen. Neben dem 
Recht der Begnadigung hatte der König auch das Recht der 
Entziehung ſeiner Gnade. Der davon Betroffene verlor alles, 
was er an Amtern, Würden oder Benefizien vom König be⸗ 
ſaß und durfte nicht mehr vor dem Antlitz des Königs er⸗ 
ſcheinen. Da dieſe Strafe insbeſondere für die Großen des 
Reiches die empfindlichſten Folgen haben mußte, ſo ſuchten 
ſie mit allen Mitteln des Königs Gnade wiederzugewinnen 
und waren oft gern bereit, andere Strafen auf ſich zu neh⸗ 
men, wenn der König die Wiedergewährung ſeiner Gnade an 
ſolche Bedingungen knüpfte. Auf dieſem Wege geſtaltete ſich 
die Entziehung der Gnade zu einem bedingten arbiträren 
Strafrecht des Königs. 

Auch die Verhängung der Acht oder Friedloſigkeit war zu 
einem ausſchließlichen Königsrecht geworden, wie ſie früher 
ein ausſchließliches Recht der Landesgemeinde geweſen war. 
Nur der König konnte eine Perſon friedlos legen (extra ser- 
monem suum ponere), abgeſehen von dem Falle der hand⸗ 
haften Tat, die, wie in der Urzeit, den ergriffenen Miſſetäter 
von Rechts wegen friedlos machte. Während die Acht in der 
Urzeit die eigentlich normale Strafe geweſen war, kam ſie 
jetzt nur noch ausnahmsweiſe als unmittelbare Strafe vor. 
Überwiegend war fie hier im Wege der Abspaltung durch 
andere Strafen erſetzt worden, ſo durch Todesſtrafen, deren 
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Art erſt bei der Strafvollziehung durch den Richter, unter 
Umſtänden auch durch den Henker, beſtimmt wurde, durch 
Preisgabe an den Verletzten, Vermögenseinziehung, Ver⸗ 
ſtümmelung, Verknechtung, Verſtrickung, in vielen Fällen 
aber waren Buß⸗ und Wergeldzahlungen an die Stelle der 
ſühnbaren Acht getreten. Die Achtung war im allgemeinen 
zu einer Strafe für den Rechtsverweigerer geworden, und 
zwar nach der Lex Salica noch in allen Rechtsſachen, ſpäter 
nur noch in peinlichen, mit Tod oder Verſtümmelung be⸗ 
drohten Sachen. Aber die Friedloſigkeit des Geächteten war 
ſühnbar, fie wurde aufgehoben, wenn er ſich freiwillig ſtellte 
und dem Kläger Genüge leiſtete („lic aus der Acht zog“). 
Die Wirkung der Friedloſigkeit war noch dieſelbe wie ehedem. 
Entziehung jedes Rechtsſchutzes für die Perſon, niemand 
durfte den Friedloſen bei ſich haufen oder Hufen oder irgend⸗ 
wie unterſtützen, fein Haus wurde niedergebrannt, fein Ver⸗ 
mögen eingezogen, alle ſeine Familienbande wurden aufge⸗ 
löſt, feine Frau wurde zur Witwe, feine Kinder zu Waiſen. 
Der erſt unter den Karolingern eingeführte „Vorbann“ (die 
ipätere „Verfeſtung“) war eine Abſpaltung, die mehr nur den 
Charakter eines prozeſſualiſchen Zwangsmittels trug, ein von 
den einſchneidenden Folgen entkleideter Fahndungsbefehl, 
den auch die Grafen für ihren Amtsbezirk erlaſſen konnten, 
der aber bei hartnäckigem Beharren des Ungehorſamen zur 
Achtung führen konnte. 

Der Kreis der mit einer öffentlichen Strafe bedrohten 
Miſſetaten wurde gegen früher zum Teil nicht unerheblich 
erweitert. 

Neben den Mord, deſſen Begriff im weſentlichen der alte 
geblieben war (S. 16), trat der an Verwandten oder unter 
Verletzung eines Sonderfriedens, zum Teil auch der ohne 
Reizung, rein in feindlicher Abſicht begangene („vermefjent- 
liche“) Totſchlag, ferner der widerrechtliche Verkauf eines 
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Freien in die Sklaverei, ſpater vielfach auch die gewallſame 
Entführung (raptus, Frauenraub). Dem handhaften großen 
Diebſtahl wurde der gewaltſame Raub an die Seite geſtellt, 
während der kleine und der nicht handhafte große Diebſtahl 
ſowie der einfache Raub nur noch mit einer Buße (in der 
Regel einem Mehrfachen des Genommenen) beſtraft wurde. 
Nach den fränkiſchen Volksrechten hatte der Entwender außer 
einer für die einzelnen Fälle ſehr verſchieden bemeſſenen 
Buße die wirdira oder dilatura zu entrichten, die wohl als 
eine Verzugsſtrafe für die Vorenthaltung des Genommenen 
aufzufaſſen iſt. Offentliche Verbrechen waren ferner die 
bandenmäßige Beunruhigung des Landes („Heerung )), die 
Heimſuchung und die nächtliche Brandſtiftung, während 
andere Fälle der Brandſtiftung meiſtens einer milderen Be⸗ 
urteilung unterlagen, ſeit Karl dem Großen aber mindeſtens 
mit der Strafe des Königsbannes von 60 Schilling bedroht 
waren, nachdem der König die volksrechtliche Aufnahme der 
Brandſtiftung, ſowie einiger anderen Miſſetaten, zumal der 
Heimſuchung und des Frauenraubes, ſoweit ſie nicht miteiner 
peinlichen Strafe belegt waren, unter die zunächſt nur als 
Amtsrecht verkündigten acht Bannfälle durchgeſetzt hatte. 
Endlich brachte die kräftige Entwicklung des fränkiſchen König⸗ 
tums es mit ſich, daß nicht bloß Hoch- und Landesverrat, fon- 
dern jeder Treubruch gegen den König (infidelitas) mit To- 
desſtrafe und Vermögenseinziehung geahndet wurde. Unter 
Karl dem Großen wurden die durch den Treueid begründeten 
Pflichten geradezu katalogiſiert, gleichzeitig wurde aber eine 
erhebliche Strafmilderung eingeführt, indem der Schuldige 
der Beſtrafung nach dem Ermeſſen des Königs anheimfiel, 
wie ſie bis dahin nur bei Beamten und Lehnsträgern in der 
Geſtalt der Entziehung der königlichen Gnade (S. 56) üblich 
geweſen war. Für die ſchwerſten Fälle des Treubruches blieb 
dem König die Verhängung der Friedloſigkeit vorbehalten. 
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Die Erweiterung des Begriffes der Kapitalſachen beruhte 
im weſentlichen auf dem Gedanken, daß auch die gegen den 
Einzelnen gerichtete Miſſetat eine Verletzung der Geſamtheit 
bedeute. Wenn auf der anderen Seite die Zahl der buß⸗ 
pflichtigen Sachen ebenfalls eine bedeutende Erweiterung 
erfahren hatte, teils infolge der Einſchränkung der Acht, teils 
unter dem Einfluß der den Todes- und Verſtümmelungs⸗ 
ſtrafen widerſtrebenden Kirche, fo wurde doch vielfach darauf 
gehalten, daß die Verletzten auch bei Bußſachen den Weg 
Rechtens beſchritten und nicht durch außergerichtliche Sühne 
die öffentliche Gewalt um das Friedensgeld brachten. In 
demſelben Zuſammenhange bewegte ſich die zunehmende 
Beſchränkung des Fehderechts. Um der übertriebenen Fehde⸗ 
luſt zu begegnen, war zunächſt die volksrechtliche Geſetzgebung 
überall befliſſen, die Wergelder und Bußen feſtzulegen und 
nach Möglichkeit zu erhöhen. Ebenſo wurden die neben den 
Bußen zu entrichtenden Friedensgelder meiſtenteils in be⸗ 
ſonderen Taxen feitgeitellt, nur im fränkiſchen und teilweiſe 
im langobardiſchen Recht erhielt ſich der altgermaniſche 
Brauch, der öffentlichen Gewalt einen Teil der Buße (bei 
den Franken ein Drittel) als Friedensgeld zuzuweiſen. Alle 
Bußen und Wergelder richteten ſich nach dem Stande des 
Verletzten oder Getöteten, nur bei der Halslöſung hatte der 
Miſſetäter ſein eigenes Wergeld zu entrichten. Das Wergeld 
des freien Franken betrug mit Einſchluß des Fredus 200 Schil⸗ 
linge, wovon Zweidrittel (133%) das eigentliche Wergeld 
bildeten, während 66°; Schilling als Fredus zu entrichten 
waren. Die übrigen Stämme hatten ein Freienwergeld von 
160 Schillingen neben einem auf 24 bis 40 Schillinge feſt⸗ 
geſetzten Friedensgelde. Da das Wergeld ein Sühngeld für 
den Verzicht auf die Fehde war, dieſe aber urſprünglich auch 
die beiderſeitigen Sippen in Mitleidenſchaft gezogen hatte, 
ſo nahmen auch dieſe aktiv und paſſiv an der Leiſtung des 
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Wergeldes ıeil; einen Teil des Wergeldes erhielt die Familie 
als „Erbſühne“, den Reſt die Sippe als „Magſühne“. Die 
letztere mußte von den Magen des Täters aufgebracht werden, 
während fie an der Zahlung der Erbſühne nur bei Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Täters teilzunehmen hatten. Das Wergeld 
des Hörigen belief ſich in der Regel auf die Hälfte, das des 
Edelings auf ein Mehrfaches (gewöhnlich das Doppelte) des 
Freienwergeldes. Auch bei Tötung einer Frau war zum Teil 
ein höheres Wergeld zu entrichten. Perſonen, die im Dienſt 
der Frankenkönige ſtanden, genoſſen an Buße und Wergeld 
den dreifachen Rechtsſchutz ihres Geburtsſtandes. Unfreie 
wurden in einigen Volksrechten noch als Sachen behandelt, 
ſo daß der Täter je nach den Umſtänden für Sachvernichtung 
oder Sachbeſchädigung aufzukommen hatte; dagegen hatte 
der Unfreie nach den meiſten Rechten bereits ſein feſtes Wer⸗ 
geld und feſte Bußen, die ſeinem Herrn als Entſchädigung zu⸗ 
fielen. Überhaupt trugen Bußen und Wergelder meiſtens 
zugleich den Charakter eines Schadenerſatzes, nur die ſchon 
erwähnte wirdira (dilatura) kam neben der Diebſtahlsbuße 
ſtets als ein gewiſſer Sch idenerfaß zur Hebung. 

Schon früh gab es bußpflichtige Miſſetaten, bei denen die 
Fehde von Rechts wegen ausgeſchloſſen blieb und darum 
auch neben der Buße kein Friedensgeld zu entrichten war. 
Solche ſogenannte „Einſachen“ waren die Taten von Kindern 
und Wahnſinnigen. Ihnen wurden im Laufe der Zeit noch 
andere Fälle gleichgeſtellt: Verletzungen oder Tötungen durch 
Tiere oder lebloſe Gegenſtände galten nunmehr ebenfalls als 
Ungefährſachen, wofern den Eigentümer keine Schuld dabei 
traf; manche Rechte ließen auch die Bußpflicht fallen und be⸗ 
legten den Eigentümer, unter Beiſeiteſetzung jeder ſtrafrecht⸗ 
lichen Auffaſſung, nur mit der Schadenerſatzpflicht. Auch 
Sklavendelikte wurden dem perſönlich ſchuldloſen Herrn nur 
noch als Ungefährſachen angerechnet; zum Teil konnte er ſich 
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überhaupt frei machen, wenn er den Knecht auslieferte, der 
dann nach Maßgabe eines beſonderen Sklavenrechts über⸗ 
führt und abgeurteilt wurde. 

Aber auch über die Ungefährſachen hinaus wurde das 
Fehderecht bei den meiſten Delikten beſeitigt, ſo daß ſie als 
causae minores im Gegenſatz zu den Fehdeſachen ſtanden. 
Als ſolche galten außer dem Totſchlag nur noch Ehebruch, 
Entführung, hier und da auch Diebſtahl und Verwundung. 
Die Fehde durfte nur noch gegen den Miſſetäter und ſeine 
nächſten Verwandten, nicht mehr gegen die ganze Sippe 
ergriffen werden, ſo daß die Fehden den Charakter als Ge⸗ 
ſchlechterkriege verloren. Brandſtiftung und bewaffnete 
Heimſuchung bei Ausübung der Fehde wurden verboten und 
unter Strafe geſtellt, und zahlreiche kirchliche Freiſtätten und 
königliche Sonderfrieden gewährten dem Befehdeten (kaido- 
sus) Schutz und Zuflucht. Endlich wurde unter den Karo⸗ 
lingern den Beamten zur Pflicht gemacht, jedem Übeltäter, 
der ſich zur Sühne erbot, beizuſpringen und ſeinem Verſol⸗ 
ger, der die Sühne ablehnte und die Annahme des Wergeldes 
oder der Buße verweigerte, dem König zur diſziplinariſchen 
Beſtrafung zuzuführen. 

Für ſeine amtsrechtlichen Maßregeln zur Verbeſſerung 
des Strafrechts bediente der König ſich beſonders ſeines 
Baunrechtes, kraft deſſen er die Nichtbefolgung ſeiner Gebote 
und Verbote unter die Strafe des Königsbannes von 60 
Schillingen ſtellte. Es wurde ſchon oben (S. 58) bemerkt, 
daß es Karl dem Großen gelungen iſt, acht ſolcher Bannfälle 
zur Aufnahme in die Volksrechte zu bringen, ſo daß die Strafe 
hier nicht mehr auf adminiſtrativem Wege einzuleiten war, 
ſondern von den Gerichten ſelbſt verhängt und gerichtlich bei⸗ 
getrieben wurde. a 

Sehr unvollkommen blieb das Strafrecht trotzdem. Die 
bei der Behandlung der Ungefährſachen hervortretende Un⸗ 
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klarheit in der Beurteilung der Zurechnung einer rechts. 
widrigen Handlung zeigte ſich in umgekehrter Richtung bei 
der Strafloſigkeit des Verſuches, der Beihilfe und der An⸗ 
ſtiftung. Man beſchränkte ſich auf gewiſſe typiſche Fälle, wie 
Meſſer⸗ oder Schwertzücken, Einbruch, Wegſperre, die als 
ſelbſtändige Delikte aufgefaßt und unter Strafe geſtellt wur⸗ 
den. Nur bei der Strafbarkeit der Begünſtigung zeigte ſich 
eine entwickeltere Auffaſſung. 

III. Das Gerichtsverfahren. Während die germaniſche 
Urzeit nur ein Strafverfahren kannte und alle Streitigkeiten 
privatrechtlicher Natur der außergerichtlichen Sühne überließ, 
kannte die fränkiſche Zeit auch Prozeſſe um mein und dein, 
aber immer noch eingekleidet in ein ſtrafrechtliches Gewand, 
da dem Gegner eine rechtswidrige und darum ſtrafwürdige 
Vermögensvorenthaltung, ein iniuste invasisse oder malo 
ordine tenere, vorgeworfen werden mußte. Die Ladung 
des Beklagten erfolgte nach Volksrecht durch die an ganz be⸗ 
ſtimmte Formen gebundene mannitio des Klägers, während 
im Königs⸗ ſowie miſſatiſchen Gericht der Richter auf An⸗ 
ſuchen des Klägers dem Beklagten den Befehl, zu ſeiner Ver⸗ 
antwortung im Gericht zu erſcheinen (bannitio), zugehen 
ließ. Im 9. Jahrhundert hatte dieſe amtsrechtliche Form den 
Sieg über die volksrechtliche davongetragen, jo daß nunmehr 
alle Ladungen, auch die der Zeugen, durch richterliche banni- 
tio erfolgten. Die Ladungsfriſten waren ſieben, vierzehn 
oder vierzig Nächte. Nachdem der Kläger im Gericht ſeine 
Klage vorgetragen und durch feierlichen Gefährdeid (Voreid, 
Widereid) ihre Aufrichtigkeit beſtätigt hatte, forderte er den 
Gegner in rechtsförmlicher Weiſe zur Antwort auf, die in der 
Regel nur in einem Zugeſtehen oder einer einfachen Ableh⸗ 
nung der einzelnen Klagebehauptungen beſtehen durfte. Erſt 
nachdem auch hier die volksrechtliche Verhandlungsmaxime 
durch die amtsrechtliche Offizialmaxime verdrängt worden, 
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war es Sache des Richters, auf Antrag des Klägers dem Be⸗ 
klagten die Antwort zu befehlen. Seitdem konnte dieſe auch 
inhaltlich ſich freier geſtalten, ſo daß neben dem einfachen Ja 
oder Nein auch die Erhebung von Einreden zugelaſſen wurde. 
Derſelbe Übergang von der volksrechtlichen Verhandlungs⸗ 
maxime zu der vom Königsgericht ausgegangenen Offizial⸗ 
marime hat bei der Urteilsfindung ſtattgefunden. Nach Volks⸗ 
recht hatten die Parteien in rechtsförmlicher Weiſe die Ur⸗ 
teiler um die Urteilsfindung zu erſuchen, während es nun⸗ 
mehr Sache des Richters war, auf Antrag einer Partei das 
Urteil zu fordern. Das Urteil war in allen Fällen, wo der 
Beklagte nicht eingeſtanden hatte und auch keine beweiskräf⸗ 
tige Urkunde vorlag, entweder Beweisurteil oder be— 
dingtes Endurteil. Um das Urteil vollſtreckbar zu machen, 
bedurfte es eines in rechtsförmlicher Weiſe abgeſchloſſenen 
Vertrages, durch den die Parteien ſich zur Urteilserfüllung 
verpflichteten; wer dem nicht nachkam, galt als ſachfallig. 

Die Beweisführung wurde nicht, wie heute, als eine 
Pflicht, ſondern als ein Recht der zu ihr berufenen Partei 
aufgefaßt, da bei einfacher Sachlage nicht der Behauptende 
ſeinem Gegner den Eid zuſchob, ſondern das Gericht dem 
Leugnenden unmittelbar durch Urteil den Eid auferlegte, 
weil er näher zum Beweiſe war. Hatte aber der Behauptende 
ſich auf Zeugen oder Urkunden berufen, ſo war er der Nähere 
zum Beweiſe. Das gleiche Beweisvorrecht hatte der Kläger, 
wenn er ſich zum Beweiſe durch Gottesurteil erbot oder hand⸗ 
hafte Tat behauptete und dieſe mit den auf ſein Gerüft hinzu⸗ 
gekommenen Perſonen (Schreimannen) oder, wenn er ſolche 
nicht hatte, mit beſonderen Eideshelfern zu beſchwören bereit 
war. Denn zum Beweiſe durch Eid genügte in der Regel 
nicht ein einfacher Eid der Parten (Eineid), ſondern dieſer 
mußte von Eideshelfern bekräftigt werden, die nicht die vor⸗ 
liegende Tatjache, ſondern ihre jubjeftive Überzeugung von 
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der Glaubeuswürdigkeit des Schwörenden zu beſchwören 
hatten. Die Zahl der Eideshelfer war verſchieden. Die Höchſt⸗ 
zahl betrug im allgemeinen zwölf. Unter Umſtänden war es 
dem Gegner des Schwörenden geſtattet, dieſen durch eine 
größere Zahl von Eideshelfern zu überbieten. Als Gottes⸗ 
urteile kamen namentlich der gerichtliche Zweikampf, der 
Keſſelfang, das Tragen glühenden Eiſens, die Kreuz⸗ und die 
Abendmahlsprobe in Betracht. Auf ein Gottesurteil konnte 
man ſich auch berufen, wenn man den zum Eide bereitſtehen⸗ 
den Gegner oder Zeugen als des Meineides verdächtig ob- 
lehnte (Eides⸗ und Zeugenſchelte) oder eine vom Gegner vor⸗ 
gelegte Urkunde, indem man ſie durchbohrte, für falſch er⸗ 
klärte (Urkundenſchelte). Den Beweis durch Zeugen ließ das 
Volksrecht nur zu, wenn dieſe ſeinerzeit zu dem Vorgang, den 
ſie bezeugen ſollten, ausdrücklich und rechtsförmlich aufge⸗ 
fordert waren und ein Urkundsgeld empfangen hatten, durch 
das ihre Zeugnispflicht überhaupt erſt begründet wurde. Nur 
bei Grenzſtreitigkeiten u. dgl. konnte man ſich auf Gemeinde⸗ 
zeugen berufen. Eine eigentliche Vernehmung der Zeugen 
war der Formſtrenge des älteren Rechts noch unbekannt. Erſt 
die jüngere Entwicklung führte das Zeugenverhör und die 
Vereidigung der Zeugen nach der Ausſage ein, auch wurde 
dem Gegner des Zeugenführers nunmehr die Stellung von 
Gegenzeugen geſtattet, vobei widerſprechende Aussagen 
durch gerichtlichen Zweikampf zwiſchen den Zeugen erledigt 
wurden. Der Beweis durch Gerichiszeugnis war dem volks⸗ 
rechtlichen Verfahren noch unbekaunt. Doch konnte man ſich, 
wenn es ſich um den Beweis von Vorgängen im Königsgericht 
handelte, auf eine Gerichtsurkunde (notitia indigati), die, 
wenn ſie in gehöriger Form ausgefertigt war, öffentlichen 
Glauben beſaß, berufen. Dasſelbe galt von allen Königs⸗ 
urkunden, deren Inhalt vom Gegner bei ſchwerer Strafe 
nicht angezweifelt werden durfte. Der Beweiswert der Pri⸗ 


86. Recht und Gericht. 65 


vaturkunden beruhte nur auf den Zeugen, die ſie ſeiner⸗ 
zeit auf gehörige Aufforderung (testes rogati) durch Hand⸗ 
auflegung beſtätigt hatten, während die Königsurkunde ihren 
Wert in ſich ſelbſt trug und keiner Zeugen bedurfte. Die dem 
volksrechtlichen Verfahren unbekannte Berufung einer Pro⸗ 
zeßpartei auf Zufallszeugen fpielte im Königs wie im miſſa⸗ 
tiſchen Gericht eine große Rolle, da der König und die Königs⸗ 
boten das Recht hatten, ſei es von ſich aus oder auf Antrag 
einer Partei, glaubwürdige Perſonen von Amts wegen zu 
laden und zur eidlichen Ausſage ouf die ihnen vom Richter 
vorgelegten Fragen (inquisitio) zu veranlaſſen. 

Die Urteilsvollſtreckung erfolgte, ſoweit es ſich um pri⸗ 
vate Anſprüche oder um Bußen handelte, durch Fahrnis⸗ 
pfändung, und zwar auf Grund des von den Parteien abge⸗ 
ſchloſſenen Urteilserfüllungsvertrages, nach vorhergegange⸗ 
ner rechtsförmlicher Aufforderung zur Erfüllung. Die Pfän⸗ 
dung war nach den meiſten Stammesrechten reine Privat⸗ 
pfändung durch den Kläger oder durch den Bürgen des Be⸗ 
klagten, doch verlangten viele Rechte die Genehmigung der 
Pfändung durch den Richter. Nach dem ſaliſchen Recht konnte 
die Betreibung des Schuldners gerichtlich oder außergericht⸗ 
lich durch den Kläger vorgenommen werden; war ſie erfolg⸗ 
los, fo hatte der Kläger eine richterliche Vermögensbeſchlag⸗ 
nahme auszuwirken, auf die hin nach dreifacher Mahnung die 
Pfändung entweder durch den Kläger oder auf deſſen feier⸗ 
lichen Antrag durch den Grafen erfolgte. Aber ſchon im 
Laufe des 6. Jahrhunderts verlor ſich die Privatpfändung 
faſt ganz, das ribuariſche Volksrecht kannte ſie nicht mehr, und 
die karolingiſche Geſetzgebung ſetzte im ganzen Reiche die ge⸗ 
richtliche Pfändung als die allein noch zuläſſige Vollſtreckungs⸗ 
form durch. Bei dieſer fand nun auch die aus dem Amtsrecht 
hervorgegangene Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen, die den Volksrechten unbekannt geweſen war, 
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Eingang. Sie beſtand zunächſt in der Fronung, d. h. der ge⸗ 
richtlichen Beſchlagnahme des Grundbeſitzes (missio in 
bannum), bei der dem Beklagten binnen Jahr und Tag noch 
das Recht der Löſung verblieb. Unterließ er dieſe, ſo wurde 
das gefronte Grundſtück dem Kläger, ſoweit er nicht ſchon 
durch die Fahrnispfändung Befriedigung erlangt hatte, 


bis zum Werte ſeiner Forderung zu Eigentum überwieſen, 
der Überſchuß aber für den König eingezogen. Bei unzu⸗ 
reichendem Vermögen verfiel der Beklagte in die Schuld⸗ 
knechtſchaft des Klägers. 

Noch ſtrenger war das ältere Recht, das bei Buße⸗ und 
Wergeldſchulden den Zahlungsunfähigen, wenn ſeine Ver⸗ 
wandten ihn nicht auslöſten, ſchutzlos der Rache ſeines Geg⸗ 
ners preisgab. 

Die Fronung hatte ſich, als eine Abspaltung der Fried⸗ 
loſigkeit, aus der Acht entwickelt, war alſo zunächſt eine Un⸗ 
gehorſamsſtrafe geweſen. Eingeleitet wurde das Unge⸗ 
horſamsverfahren durch wiederholte Ladung des ausgebliebe⸗ 
nen Beklagten, der für jeden verſäumten Tag in eine Prozeß⸗ 
buße verfiel. Dem Ausgebliebenen wurde gleichgeſtellt, wer 
das Urteilserfüllungsgelöbnis verweigerte. Die alleinige 
Strafe des hartnäckigen Ungehorſams war die vom König zu 
verhängende Acht, aus der ſich der Beklagte aber löſen konnte, 
wenn er ſich rechtzeitig freiwillig ſtellte, den Klager befrie⸗ 
digte, und die etwa über ihn verhängte Strafe auf ſich nahm. 
In der weiteren Entwicklung wurde die Acht nur noch in 
ſchweren Straffällen, die mit dem Tode oder Verſtümme⸗ 
lungsſtrafen bedroht waren, feſtgehalten, während ſie in 
allen anderen Sachen ſeit dem achten Jahrhundert durch 
die Fronung des Vermögens erſetzt wurde. 

Ein durchaus ſummariſches Verfahren fand ſtatt, wenn 
ein Übeltäter auf handhafter Tat betroffen wurde. Auf 
das Gerüft des Geſchädigten oder ſeiner Genoſſen waren alle, 
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die es vernahmen, verpflichtet, au der Verfolgung und Feſt⸗ 
nahme des Täters teilzunehmen. Die nach älterem Recht 
zuläffige ſofortige Tötung des durch die handhafte Tat fried⸗ 
los gewordenen Mannes war ſeinen Verfolgern im allge⸗ 
meinen nur noch geſtattet, wenn er Widerſtand leiſtete. Sonſt 
wurde der Ergriffene gefeſſelt und mit dem Gegenſtande ſei⸗ 
ner Tat (in Tötungsfällen mit der Leiche des Erſchlagenen, 
bei Raub und Diebſtahl mit dem auf ſeinen Rücken gebunde⸗ 
nen Gute) dem Richter vorgeführt. Ohne Ladung und Klage 
wurde er hier ſofort durch den Eid ſeiner Verfolger überführt 
und daraufhin abgeurteilt und gerichtet. War man im Falle 
eines Diebſtahls oder Raubes nicht ſofort des Täters habhaft 
geworden, ſo war der Beſtohlene (auch wenn die Sache nicht 
ſein Eigentum war) zur Spurfolge und gegebenenfalls zur 
Hausſuchung (unter Anwendung uralter, in die indogerma⸗ 
niſche Zeit zurückreichender Förmlichkeiten) berechtigt. Die 
Spurfolge geſchah unter Erhebung des Gerüftes, das, wie 
bei handhafter Tat, jeden zur Teilnahme an der Nacheile ver⸗ 
pflichtete. Wurde die Sache auf der Nacheile oder doch 
binnen drei Tagen gefunden, ſo durfte der Beſtohlene ſie ſo⸗ 
fort wieder in Beſitz nehmen, mußte ſich aber dem bisherigen 
Beſitzer gegenüber auf deſſen Verlangen rechtsförmlich ver⸗ 
pflichten, ſich auf deſſen etwaige gerichtliche Anſprüche ge⸗ 
ziemend zu verantworten. War die Spurfolge vergebens ge⸗ 
weſen und die Sache auch binnen drei Tagen noch nicht ge⸗ 
funden worden, ſo kam es, wenn ſie ſpäter aufgefunden wurde, 
zum Dritthandverfahren (intertiatio). Der Beſtohlene 
forderte, indem er die Hand an die Sache legte („anfangen“, 
ane van), von dem Beſitzer die Angabe, wie er zu der Sache 
gekommen ſei. Unterblieb eine ſolche, fo konnte jener fie an 
fich nehmen. Gab aber der Beſitzer ſeinen Erwerbsgrund an, 
jo hatten beide Teile ſich feierlich zu verpflichten, daß ſie ihre 
Behauptungen vor Gericht vertreten würden. Hatte der Be— 
5 * 
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ſitzer ſich auf einen Gewährsmann, von dem er die Sache er⸗ 
halten habe, berufen, ſo mußte er für deſſen Erſcheinen im 
Gericht ſorgen. Geſchah dies nicht, oder lehnte der Dritte die 
Gewährſchaft ab und konnte auch vom Beklagten nicht durch 
Zweikampf überführt werden, daß er dieſem die Sache ge⸗ 
geben habe, fo mußte der Beklagte fie an den Kläger heraus⸗ 
geben, konnte ſich aber durch Unſchuldseid von dem Verdacht, 
ſie geſtohlen zu haben, reinigen. Wenn ſich dagegen der Ge⸗ 
währsmann zur Gewährſchaft bekannte, ſo ſchied der bis⸗ 
herige Beklagte, indem er dieſem die Sache aushändigte, ganz 
aus dem Verfahren aus, und der Kläger hatte nun in der⸗ 
ſelben Weiſe, wie vorher gegen den erſten Beſitzer, gegen den 
Gewährsmann vorzugehen. Nötigenfalls ging das Verfahren 
dann noch weiter, von Gewährsmann zu Gewährsmann, bis 
der Dieb oder der urſprüngliche Erwerber zutage kam. Wurde 
der Kläger abgewieſen, weil der erſte Beklagte oder ein Ge⸗ 
währsmann ſeinen urſprünglichen Eigentumserwerb nach⸗ 
zuweiſen vermochte, ſo hatte er wegen der in ſeiner Klage 
liegenden indirekten Anſchuldigung des Diebſtahls ſeinem 
Gegner eine Buße zu zahlen. 

Wie das Dritthandverfahren nicht mit einer eigentlichen 
Klage, ſondern mit einem exekutiviſchen Akt (dem „Anfang“) 
eröffnet wurde, ſo trug auch das Mahnverfahren auf Grund 
eines formellen Schuldvertrages (Wettvertrag) einen exe⸗ 
kutiviſchen Charakter. Der Gläubiger forderte feinen Schuld⸗ 
ner wiederholt, mit beſtimmten Zwiſchenfriſten, in rechts⸗ 
förmlicher Weiſe zur Leiſtung auf und erhob, wenn ſeine 
Mahnung erfolglos war, Ungehorſamsproteſt, worauf er als⸗ 
bald zur Pfändung ſchreiten konnte. Auf einen vom Gegner 
erhobenen Widerſpruch kam es im ordentlichen Gerichtsver⸗ 
fahren zur Entſcheidung über die Berechtigung oder Nichtbe⸗ 
rechtigung der Mahnung. Wer dabei unterlag, hatte dem 
Gegner eine Buße zu entrichten. Im Laufe der Zeit wurde 


86. Recht und Gericht. 69 


das Mahnverfahren auch auf ſolche Fälle ausgedehnt, wo es 
ſich nicht um ein Schuldverſprechen, ſondern um die Rück⸗ 
forderung einer anvertrauten beweglichen Sache handelte. 

Das Verfahren in Grundbeſitzſtreitigkeiten war der 
Lex Salica noch unbekannt, weil zu ihrer Zeit offenbar die 
Feldgemeinſchaft noch die Vorherrſchaft behauptete. Alle 
jüngeren Volksrechte kennen es bereits und laſſen es im all⸗ 
gemeinen nach den Regeln des ordentlichen Gerichtsverfah⸗ 
rens vor ſich gehen, nur durfte der Beklagte nicht mit einer 
einfachen Verneinung des klägeriſchen Anſpruchs antworten, 
ſondern mußte ſein eigenes Recht poſitiv begründen. Berief 
er ſich auf den Erwerb von einem Dritten, ſo hatte er, wie bei 
dem Dritthandverfahren, das Grundſtück an ſeinen Gewährs⸗ 
mann zu weiterer rechtlicher Vertretung zu übergeben. Wur⸗ 
de der Beklagte zur Herausgabe des Grundſtücks verurteilt, 
ſo hatte er dies dem Kläger, wie bei einer Veräußerung, auf⸗ 
zulaſſen. Ebenſo war der abgewieſene Kläger zu einer Auf⸗ 
laſſung an den Beklagten verpflichtet, um dem nunmehrigen 
Verzicht auf ſeinen Anſpruch Ausdruck zu geben. Außerdem 
hatte der unterliegende Teil dem ſiegreichen Gegner eine 
Buße zu zahlen, weil in der Erhebung der Klage der Vorwurf 
rechtswidriger Vorenthaltung ausgeſprochen war. 

Von befonderer Bedeutung für die Fortbildung des Pro⸗ 
zeßrechtes war das Verfahren im Königsgericht. Wer den 
auf die Urteilsfrage des Richters gefundenen Urteilsvorſchlag 
mißbilligte, konnte, auch wenn er nicht Partei war, das 
Urteil unter Findung eines Gegenurteils ſchelten, aber nur 
ſolange das Dingvolk noch nicht ſeine Zuſtimmung (Voll⸗ 
bort, Folge) zu dem Urteil ausgeſprochen hatte. Da die 
Urteilſchelte den Vorwurf der Ungerechtigkeit gegen den 
Urteilsfinder enthielt, ſo bewegte ſich das weitere Verfahren 
ausſchließlich zwiſchen dem Schelter und dem Geſcholtenen. 
Je nach dem Ausgang dieſes Zwiſchenverfahrens, bei dem 
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der Unterliegende ſeinem Geguer bußfällig wurde, erhielt 
entweder das geſcholtene Urteil oder das vom Schelter ge⸗ 
fundene Gegenurteil Rechtskraft für die Parteien. Das älteſte 
Recht machte den Ausgang von einem Gottesurteil abhängig, 
aber ſchon früh kam man dahin, die Entſcheidung über die 
Urteilſchelte dem Königsgericht zu überlaſſen. Auch ohne 
Urteilſchelte konnten Sachen, die noch nicht rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden waren, immer an das Königsgericht gebracht werden, 
und es kam nur darauf an, ob der König ſie annehmen wollte 
oder auf den ordentlichen Rechtsweg verwies. Außerdem 
war das Königsgericht in gewiſſen Angelegenheiten von 
vornherein das zuſtändige Gericht (S. 45f.), ebenſo in Fällen 
der Rechtsverweigerung und überall, wo der vor dem ordent⸗ 
lichen Gericht Beklagte ſich in Beſitz des Reklamationsrechtes 
befand und daraufhin die Abgabe der Sache an das Königs⸗ 
gericht verlangte. Da außerdem ſeit Karl dem Großen die 
Königsboten in den von ihnen abgehaltenen Gerichten (S. 30) 
als Richter an des Königs Statt ſtanden und alle Machtbefug⸗ 
niffe, die dem perſönlich anweſenden König gebührt hätten, 
geltend machen konnten, ſo war der Praxis des Königsge⸗ 
richts, bei dem unbekümmert um den ſteifen Formalismus 
des volksrechtlichen Prozeſſes nach Recht und Billigkeit ver⸗ 
fahren wurde, und dem das Volksrecht vielfach fortbildenden 
königlichen Amtsrecht ein weiter Spielraum gegeben. Die 
Klagen und ſonſtigen für das Königsgericht beſtimmten Ein⸗ 
gaben wurden ſchriftlich, in der Regel beim Pfalzgrafen, ein⸗ 
gereicht. Die Ladung des Beklagten erging durch einen könig⸗ 
lichen Ladungsbrief, der ihn anwies, entweder den Kläger 
zu befriedigen, oder, der Ladung folgend, Widerſpruch zu er⸗ 
heben. Die Parteien konnten im Gericht per] önlich erſcheinen 
oder einen Vertreter ſchicken, während das volksgerichtliche 
Verfahren keine prozeſſualiſche Stellvertretung kannte, we⸗ 
nigſtens nur bei ſolchen Perſonen zuließ, denen der König 
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durch beſonderes Privileg das Recht, ſich vertreten zu laſſen, 
verliehen hatte. Nur die Vertretung einer anweſenden Partei 
durch einen Fürſprecher war auch in den Volksgerichten zu⸗ 
gelaſſen, doch mußte der Fürſprecher auf Anſuchen der Partei 
ausdrücklich durch das Gericht beſtellt werden und die Partei 
nach jeder Rede des Parteiſprechers dieſe auf Frage des 
Richters beſtätigen. 

Ein wichtiges ſchon oben (S. 65) berührtes Beweismittel 
im königsgerichtlichen Verfahren waren die dem Volksrecht 
unbekannten Inquiſitionszeugen, die auf Grund des 
königlichen Bannrechts geladen, vom Richter vereidigt oder 
auf ihren Untertaneneid verwieſen und ſodann über die ihnen 
vorgelegten Fragen vernommen wurden. Unter den Karo⸗ 
lingern waren auch die Volksgerichte verpflichtet, Inquiſiti⸗ 
onszeugen zu laden und zu vernehmen, wenn eine durch 
königliches Privileg mit dem Inquiſitionsrecht ausgeſtattete 
Partei dies verlangte. Geſetzlich ſtand dieſes nur dem Fiskus, 
den königlichen Kirchen und Klöſtern und den Kronvaſallen 
für ihre Benefizien zu. 

Die Verwendung von Inquiſitionszeugen beſchränkte ſich 
nicht auf die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, ſie wurden viel⸗ 
mehr ſeit den Karolingern auch als Rügezeugen verwendet, 
um bei vorgefallenen Miſſetaten, für die ſich kein Kläger ge⸗ 
funden hatte, von Amts wegen einſchreiten zu können. Wo es 
wegen der Häufung von Verbrechen notwendig erſchien, 
hatten die Königsboten Männer, die eines guten Leumundes 
genoſſen, zu Rügegeſchworenen zu ernennen, die ſich eidlich 
verpflichten mußten, alle ihnen bekannt gewordenen Frevel, 
oder auch ſolche von einer beſtimmten Art, auf Frage der 
Beamten zur Anzeige zu bringen (zu „rügen“). Der Ange⸗ 
ſchuldigte hatte ſich dann durch Reinigungseid, in ſchwereren 
Fällen mit Eideshelfern oder ſelbſt durch Gottesurteil, zu 
reinigen und wurde, wenn er dies nicht vermochte, von Amts 
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wegen gerichtet. Trat ein Kläger gegen ihn auf, ſo kam es 
zum ordentlichen Verfahren. Im Mittelalter haben dieſe 
Rügezeugen als Sendſchöffen bei den geiſtlichen Gerichten 
und als Femſchöffen der weſtfäliſchen Femgerichte weitere 
Ausbildung erfahren, vor allem aber haben ſie im anglo⸗ 
normanniſchen Recht den Ausgangspunkt für die Entſtehung 
der Schwurgerichte gebildet. 
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87. Land und Leute. 


I. Das Reich. Das fränkiſche Reich, das bis dahin trotz 
allen Reichsteilungen ſtets als ein einheitlicher Staat betrach⸗ 
tet worden war, wurde durch den Verduner Vertrag von 843 
in die Reiche Lothars (Italien), Ludwigs des Deutſchen 
(Deutſchland, Oſtfranken) und Karls des Kahlen (Frankreich, 
Weſtfranken) aufgeteilt. Eine Ergänzung dazu bildete der 
Meerſener Vertrag von 870, durch den das langgeſtreckte 
Gebiet längs der Rhone und des Rheins, das Lothar außer 
Italien erhalten hatte, zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
geteilt wurde. Die Wiedervereinigung aller Teile unter Karl 
dem Dicken war nur eine vorübergehende (884 887). Seit⸗ 
dem gingen Deutſchland und Frankreich dauernd ihre eigenen 
Wege. Italien und Burgund wurden zu] elbſtändigen Staa⸗ 
ten, bis Italien unter Otto dem Großen und Burgund unter 
Konrad II. mit dem deutſchen Reiche vereinigt wurden. In 
Deutſchland wie in Frankreich vollzog ſich in gleicher Weiſe 
der Übergang vom monarchiſchen Beamtenſtaat zum Feudal⸗ 
ſtaat. Das Königtum behauptete nur in beſchränkten Ge⸗ 
bieten feine unmittelbare Herrſchaft und mußte ſich im übri⸗ 
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gen mit der Oberherrlichkeit über die feudalen Gewalten der 
großen Vaſallen begnügen. Aber während dieſe die Reichs⸗ 
einheit zerſetzenden Elemente in Frankreich wie in England 
ſchließlich von dem erblichen Königtum überwunden wurden, 
vollzog ſich in Deutſchland die umgekehrte Entwicklung, teils 
durch die Schwäche der Wahlmonarchie, teils durch die von 
der deutſchen Kaiſeridee geförderten Kämpfe zwiſchen Staat 
und Kirche. 

In den drei erſten Jahrhunderten des Reiches lag die Ge⸗ 
fahr noch nicht indem Feudalismus, ſondern in den ſeit Mitte 
des neunten Jahrhunderts wieder aufgekommenen Stam⸗ 
mesherzogtümern Lothringen, Franken, Sachſen, Schwaben 
und Baiern. Hier ſtanden die Grafen und Biſchöfe zunächſt 
unter dem Herzog und nur mittelbar unter König und Reich. 
Nur die Markgrafen von Brandenburg, Meißen und Lauſitz 
und die Grafen und Biſchöfe in Friesland, Thüringen, Chur⸗ 
rätien und im Elſaß hatten ihre reichsunmittelbare Stellung 
behauptet. Erſt Otto dem Großen gelang es, das Herzogtum 
Franken ganz zu beſeitigen und das Herzogtum Lothringen 
durch die Zerlegung in zwei rein territoriale Herzogtümer, 
Ober⸗ und Niederlothringen oder Brabant, zu brechen. In 
derſelben Richtung erfolgte wenig ſpäter auf Koſten des 
baieriſchen Stammesherzogtums die Errichtung des Herzog⸗ 
tums Kärnten und 1156 die Abtrennung der baieriſchen Oſt⸗ 
mark unter Erweiterung zu einem neu gegründeten Herzog⸗ 
tum Oſterreich. Aber auch das ſo verkleinerte Stammesher⸗ 
zogtum war immer noch mächtig genug, um, unter Herzog 
Heinrich dem Löwen mit dem ſächſiſchen in einer Hand ver⸗ 
einigt, zu einer ernſtlichen Gefahr für das Reich zu werden. 
Durch den Sturz Heinrichs (1180) wurde dieſe Gefahr end⸗ 
gültig beſeitigt. Bei Sachſen befolgte der ſiegreiche Kaiſer 
Friedrich I, dieſelbe Politik der Aufteilung in mehrere terri- 
toriale Herzogtümer, die ſich bei Lothringen bewährt hatte, 
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und Baiern wurde durch die abermalige Ausſcheidung eines 
neuen Herzogtums (Steiermark) fo geſchwächt, daß es die 
Bedeutung eines Stammesherzogtums ganz verlor. 

Mit der Entſetzung Heinrichs des Löwen hatte Friedrich I. 
dasſelbe Ziel erreicht, wie vierhundert Jahre vorher Karl der 
Große mit der des letzten Baiernherzogs. Das Stammes⸗ 
herzogtum hatte aufgehört, eine Gefahr für das Reich zu ſein, 
denn das allein noch übriggebliebene Herzogtum Schwaben 
bildete die Hausmacht des hohenſtaufiſchen Kaiſerhauſes, mit 
deſſen Ausſterben auch jenes erloſch (1268). 

Aber an die Stelle der die Reichseinheit unmittelbar ge⸗ 
fährdenden Großſtaatsneigungen der Stammesherzogtümer 
traten nun die mittelſtaatlichen Gebilde der neuen Herzog⸗ 
tümer, die ſich zwar die Oberhoheit des Reiches gefallen 
ließen, in ihren inneren Angelegenheiten aber auf möglichſte 
territoriale Selbſtändigkeit ausgingen. Dasſelbe Streben er⸗ 
füllte die geiſtlichen Fürſten und die durch die Beſeitigung 
der Stammesherzöge reichsunmittelbar gewordenen Grafen. 

II. Der Grundbeſitz. Durch die Ungunſt der Verhält⸗ 
niſſe wurden im Laufe der Zeit zahlreiche freie Bauern ver⸗ 
anlaßt, ihr freies Eigen an einen Mächtigeren zu veräußern 
oder es ihm zu Leiherecht aufzutragen, indem ſie es als Leihe⸗ 
gut von ihm zurückempfingen. Auf dieſe Weiſe kamen die 
meiſten Dörfer ganz oder teilweiſe in hofrechtliche Abhängig⸗ 
keit. Dabei war es aber in Süd⸗ und Weſtdeutſchland eine 
ſeltene Ausnahme, wenn ein ganzes Dorf unter dieſelbe 
Herrſchaft kam, vielmehr bildete es durchaus die Regel, daß 
in den einzelnen Dörfern verſchiedene Grundherren neben- 
einander berechtigt waren. 

Die Möglichkeit, den eigenen, in Gemenglage befindlichen 
Beſitz durch Anlage von Bifängen in der Allmende zu er⸗ 
weitern, war für die Kleinbeſitzer von vornherein eine be⸗ 
ſchränkte geweſen. Ihnen fehlte es für größere Rodungen 
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an den nötigen Arbeitskräften, auch wurde es bei der zuneh⸗ 
menden Zahl der Bevölkerung immer ſchwerer, die dazu er⸗ 
forderliche Erlaubnis bei der Markgemeinde und ſonſtigen 
maßgebenden Stellen zu erlangen. So begnügten ſich die 
meiſten mit der Gewinnung von Rebgeländen und kleineren 
Feldgärten; außerdem beſtand vielfach der in manchen Ge⸗ 
genden noch heute beobachtete Gebrauch, gewiſſe Teile der 
Allmende periodiſch an die Markgenoſſen zur Privatnutzung 
zu überweiſen. Dagegen verfügten die Grundherren jeder⸗ 
zeit über die nötigen Arbeitskräfte und übten in der Mark⸗ 
genoſſenſchaft einen fo maßgebenden Einfluß aus, daß ihren 
Rodungen in der Allmende nichts in den Weg gelegt wurde. 
So entſtanden die grundherrlichen Achten oder Beunden, die 
anfangs für Rechnung der Herren von ihren frondienſtpflich⸗ 
tigen Bauern im Geſamtdienſt beſtellt, ſeit dem zwölften 
Jahrhundert aber der hofrechtlichen Gemeinde in Geſamt⸗ 
pacht überlaſſen wurden. 

Ebenſo ſchritten die Grundherren ſeit dem dreizehnten 
Jahrhundert vielfach dazu, die Erträge ihrer bis dahin in 
Eigenwirtſchaft betriebenen Fronhöfe mit den dazugehörigen 
Hufen an ihre bisherigen Verwalter (die Meier) zu verpach⸗ 
ten. Und da ſich dies bewährte, ſo ſuchte man, teilweiſe durch 
Freilaſſung von hörigen Bauern, die von dieſen bewirtſchaf⸗ 
teten Leihegüter anderweitig nutzbar zu machen, indem man 
fie zu größeren Gütern von zwei bis drei Hufen zuſammenlegte 
und dieſe ebenfalls verpachtete. Auch für dieſe Pächter bür⸗ 
gerte ſich die Bezeichnung „Meier“ ein, ihre Güter wurden 
„Meier“ oder „Landſiedelgüter“ genannt. So wurde durch 
die Vermeierung, die im dreizehnten Jahrhundert in Nieder⸗ 
ſachſen begann und ſich allmählich über ganz Weſtdeutſchland 
ausdehnte, ein lebenskräftiger Stand freier Großbauern ge⸗ 
ſchaffen, die anfangs bloße Zeitpächter waren, im Laufe der 
Zeit aber allgemein zu Erbpächtern wurden. Neben ihnen 
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blieben die früheren Beſitzer, die durch die Vermeierung um 
ihr Zinsgut gekommen, aber Eigentümer ihrer Häufer und 
Hausgärten geblieben waren, gewöhnlich auch etwas Acker 
und Rebland beſaßen, als Häusler (Büdner, Köter, Seldner) 
beſtehen, wenn auch nur als paſſive Gemeindeglieder ohne 
Stimmrecht und mit beſchränkter Teilnahme an den All⸗ 
mendenutzungen. 

Erheblich anders geſtalteten ſich die agrariſchen Verhält⸗ 
niſſe des oſtelbiſchen Deutſchlands. Die hier um die Mitte des 
zwölften Jahrhunderts beginnende deutſche Koloniſation, die 
bis zum vierzehnten Jahrhundert überall zum Abſchluß ge⸗ 
langte, hatte es in erſter Reihe mit der Gründung neuer An⸗ 
ſiedlungen zu tun, da ſich in den Koloniſationsgebieten zahl⸗ 
reiche herrenloſe Sumpf- und Moorländereien und unbe⸗ 
rührte Urwaldbeſtände vorfanden. Die Verfügung über die 
herrenloſen Ländereien ſtand auf Grund des Bodenregals 
dem König, infolge der territorialen Entwicklung aber den 
Fürſten (in Preußen dem Deutſchorden) und den von ihnen 
ermächtigten geistlichen oder weltlichen Grundherren zu. Die 
zur Anſiedlung beſtimmte Fläche wurde einem Unternehmer 
(locator), meiſtens einem ritterlichen Miniſterialen, über⸗ 
geben, der die Dorf- und Hufenanlage herzuſt tellen und ſodann 
die einzelnen Hufen mit Koloniſten zu beſetzen hatte. Von 
der altdeutſchen Dreifelderwirtſchaft und der Gemenglage 
nach Gewannen wurde hier vollſtändig abgeſehen. Die Höfe 
wurden längs der Dorfſtraße nebeneinander angelegt. Jede 
Hufe bildete ein geſchloſſenes Ganzes, ſo daß langgeſtreckte 
Reihenhufen in paralleler Lage nebeneinander zu liegen 
kamen. Ihre Ausmeſſung erfolgte in der Regel nach dem 
Maße der ſogenannten Königshufe, die ungefähr doppelt jo 
groß als die gemeine Hufe war und etwa | echzig Morgen um⸗ 
faßte. Wald⸗ und Weideland, und was ſonſt noch dem ge⸗ 
meinen Nutzen dienlich war, wurde auch hier Allmende. 
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Die Anſiedler erhielten ihre Hufen zu freier Erbleihe zu 
vererblichem und veräußerlichem Recht gegen einen be⸗ 
ſtimmten, an den Landes⸗ oder Grundherren zu entrichtenden 
Zins. Die Kirche erhielt mehrere Freihufen. Der Unter⸗ 
nehmer wurde durch die Belehnung mit mehreren Freihufen 
und dem Schultheißenamt, mit dem noch verſchiedene öffent⸗ 
liche Gerechtigkeiten verbunden zu ſein pflegten, entſchädigt. 
Er erhielt damit eine obrigkeitliche Stellung über das ganze 
Dorf, auch die Eintreibung des Zinſes von den Anſiedlern 
gehörte zu ſeinen Amtspflichten. 

Neben den Koloniſtendörfern beſtand eine größere Zahl 
ſlaviſcher Dörfer, bei denen die Acker ſich ähnlich wie unter der 
Herrſchaft des deutſchen Gewannenſyſtems in Gemenglage 
befanden. Die Bauern hatten ungemeſſene Frondienſte zu 
leiſten und konnten, wenn fie mit ihren Leiſtungen ſäumig 
waren oder ihren Hof, an dem ihnen kein erbl'ches Recht zu⸗ 
ſtand, ſchlecht bewirtſchafteten, jederzeit entſetzt werden. Um 
der wirtſchaftlichen Vorteile willen entſchloſſen ſich auch die 
ſlaviſchen Herren mehr und mehr, ihre Dörfer nach deutſchem 
Recht anzulegen, indem fie deutſche Anſiedler aufnahmen und 
dieſen die Höfe unter den in den Koloniſtendörfern üblichen 
Bedingungen, aber unter Beibehaltung des bisherigen Flur⸗ 
ſyſtems, verliehen. Den ſlaviſchen Bauern, ſoweit ſie nicht 
ebenfalls zu deutſchem Recht angeſetzt wurden, blieb nichts 
übrig, als entweder auszuwandern oder als Landarbeiter im 
Tagelohn ihr Leben zu friſten. 

Die Eigenbetriebe der ſlaviſchen Edelherren waren erheb⸗ 
lich umfangreicher als in den altländiſchen Gebieten. Auch 
die Ritterlehen, die von den Landesherren in Norddeutſch⸗ 
land zum Zweck der Landesverteidigung gegen die Dänen 
und Polen in ſehr großer Zahl errichtet wurden, umfaßten 
regelmäßig einen größeren herrſchaftlichen Beſitz von vier 
bis ſechs Freihufen im Eigenbetriebe, dazu die niedere Jagd 
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in der Gemarkung undbeſondere Vorrechte in den Allmenden, 
namentlich in Ausnutzung der Wälder und Gewäſſer. Damit 
war von vornherein die Grundlage für die Ausbildung größe- 
rer Gutsherrſchaften gegeben, zumal ſeit es den Rittern ge- 
ſtattet wurde, auch bäuerlichen Beſitz zu erwerben und mit 
ihrem Freigut zu vereinigen. Dazu kam, daß die Fürſten 
vielfach hoheitliche Rechte über die Bauern im Wege der Ver⸗ 
äußerung oder Belehnung auf die Ritter übertrugen, wo⸗ 
durch dieſe eine obrigkeitliche Stellung über das ganze Dorf 
und damit die Möglichkeit, dieſe zu voller Gutsherrſchaft fort⸗ 
zubilden, erlangten, während der altländiſche Großgrundbe⸗ 
fit fich über die verſchiedenſten Dörfer verteilte und mit der 
faſt nie ein ganzes Dorf umfaſſenden Grundherrlichkeit be⸗ 
gnügen mußte. 

III. Das Lehnweſen. Das Lehn (beneficium, feudum) 
bildete den Sold, den der Mann für die ſeinem Lehnsherrn 
zu leiſtenden Ritterdienſte bei den Reichsheerfahrten bezog. 
Das „rechte“ Lehn konnte demnach nur an Männer ritter- 
lichen Standes gegeben werden, es war ein Mannlehn und 
nur im Mannesſtamme vererblich. Das Weiberlehn war ein 
feudumirregulare, ebenſo aber auch das Burglehn, daszum 
Beſatzungsdienſt auf einer Burg verpflichtete und darum auch 
Männern nichtritterlichen Standes zugänglich war. Da das 
rechte Lehn nur für den Reichskriegsdienſt beſtimmt war, ſo 
konnte es nur Reichsgut zum Gegenſtande haben, es mußte 
ein Reichslehen oder Reichsafterlehen ſein. Wer eigenen 
Beſitz zu Lehn gab (Lehn an Eigen), konnte auch in ſeinen 
eigenen Fehden Kriegshilfe verlangen, der Mann war ein 
„Ledigmann“, das Lehn ein Lediglehn (feudum ligium). 

Schon in der Karolingerzeit kam es vor, daß auch Amtsein⸗ 
künfte zu Lehn gegeben wurden, was bald dazu führte, das 
Amt ſelbſt als Gegenſtand der Verleihung zu betrachten und 
die Amtspflichten mit den Lehnspflichten in ungehöriger 
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Weiſe zu vermiſchen. Seit insbeſondere das Grafenamt als 
Gegenſtand der Verleihung behandelt wurde, war man auf 
dem Wege zur Feudaliſierung des Reiches angekommen. 
Auch die Hoheitsrechte (Regalien) der geistlichen Fürſten 
unterlagen der lehnrechtlichen Auffaſſung. 

Als Inveſtiturſymbol diente bei der Verleihung eines 
weltlichen Fürſtentums eine Fahne. Geiſtliche Fürſten wur⸗ 
den vom König urſprünglich unter Verleihung von Ring und 
Stab in ihr Amt eingeſetzt. Da dieſe aber Symbole des geiſt⸗ 
lichen Amtes waren, ſo beſtimmte das Wormſer Konkordat 
von 1122, das den Inveſtiturſtreit beendigte, für die Ver⸗ 
leihung der Regalien die Überreichung eines Zepters, wäh⸗ 
rend die kirchliche Inſtitution ihre eigenen Symbole hatte und 
dem Papſt überlaſſen blieb. Seitdem unterſchied man die 
geiſtlichen Fürſtentümer als Zepterlehen von den Fahnlehen 
der Laienfürſten. Innerhalb der Lehnshierarchie nahmen die 
geiſtlichen Fürſten die erſte, die Laienfürſten die zweite Stelle 
ein, jene hatten alſo (da der erſte Heerſchild dem Könige zu⸗ 
ſtand) den zweiten, die Laienfürſten den dritten Heerſchild. 
Die nichtgefürſteten Grafen, die nur ein Reichsafterlehen be- 
ſaßen, waren Träger des vierten, die freien Herren (liberi 
barones) ſolche des fünften Heerſchildes. Auch dieſe konnten 
noch ritterliche Vaſallen (VI) und Aftervaſ allen( VII) haben, 
aber mit dem ſiebenten Heerſchilde erloſch die aktive Lehns⸗ 
fähigkeit, die Angehörigen dieſer unterſten Stufe konnten 
keine ritterlichen Lehnsmannen mehr haben und deshalb keine 
Afterleihe nach Lehnrecht vornehmen; ſie waren „einſchil⸗ 
dige“ Ritter, weil fie ihrem Lehnsherren nur für ihre Perſon 
(nit ihrem eigenen Schilde) Heeresfolge leiſteten, ihm aber 
keine Mannen von Rittersart mehr zuführten. Als Inveſtitur⸗ 
ſymbole für die niederen Lehen (vom vierten Heerſchilde ab⸗ 
wärts) dienten Schwert oder Lanze, in den unterſten Schich- 
ten wohl auch ein Hut. Durch die Belehnung (Inveſtitur), die 
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regelmäßig von den übrigen Mannen des Lehnsherrn (im 
Lehns⸗ oder Mannengericht) vollzogen wurde, erlangte der 
Mann ein als Untereigentum (dominium utile) aufgefaßtes 
dingliches Recht am Lehn, das er aber nur durch die Hand des 
Herrn auf andere übertragen konnte. Mit der Inveſtitur eng 
verknüpft war die Hulde (fidelitas), d h. der Lehnseid des 
Mannes, und die durch Handreichung vollzogene „Mann⸗ 
ſchaft“. Dadurch wurde der Mann zur Lehnstreue und zu 
Lehnsdienſten verpflichtet. Die letzteren beſtanden in der 
Heeresfolge (beim Burglehn im Beſatzungsdienſt) und in der 
Verpflichtung zur „Hoffahrt“, indem der Herr berechtigt war, 
ſeine Mannen an ſeinen Hof zu entbieten, insbeſondere auch 
ihre Mitwirkung im Lehnsgericht zu verlangen. Bruch der 
Lehnstreue war Felonie und berechtigte den Herrn zur Ent⸗ 
ziehung des Lehns. 

Man unterſchied Erblehen und Neulehen. Die letzteren 
wurden auf Grund eines voraufgegangenen Lehnsvertrags 
gegeben. Dahin gehörte auch der Lehnsauftrag (feudi 
oblatio), die Übertragung desEigentums gegen Rückempfang 
des Gegebenen als Lehn. 

Die Erblichkeit der Lehen war bei den niederen Lehen 
ſchon im elften Jahrhundert zum Abſchluß gekommen, bei den 
Fahnlehen kam ſie erſt ein Jahrhundert ſpäter zur Aner⸗ 
kennung. Der Lehnserbe mußte binnen Jahr und Tag bei 
dem Herrn um die Lehnserneuerung nachſuchen (muten). 
Ebenſo hatten, wenn ein Wechſel in der Perſon des Herrn 
eintrat, die Mannen bei dem neuen Herrn rechtzeitig zu 
muten, von ihm die Lehnserneuerung (die Inveſtitur) zu 
empfangen und ſich ihm durch Hulde und Mannſchaft zu ver⸗ 
pflichten. Die Vererbung beſchränkte ſich auf die Deſzendenz 
im Mannsſtamme. Ein Lehnserbrecht der Seitenverwandten 
kannte, im Gegenſatz zu Italien, das deutſche Mittelalter nicht. 
Eine Abhilfe konnte dadurch erreicht werden, daß der Lehns⸗ 
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herr den mehreren Lehnserben ſeines verſtorbenen Mannes 
die Belehnung zur geſamten Hand erteilte, wodurch für ſie 
und ihre männliche Deſzendenz ein gegenſeitiges Anwach⸗ 
ſungsrecht begründet wurde. Ohne eine ſolche Geſamtbeleh⸗ 
nung kehrte das Lehn, wenn keine lehnsfolgeberechtigten 
Deſzendenten vorhanden waren, nach dem Tode des Be⸗ 
ſitzers an den Herrn zurück, es wurde ihm ledig. Der Heim⸗ 
fall unterblieb, wenn der Lehnsherr einen Dritten eine Even⸗ 
tualbelehnung (benanntes Gedinge) erteilt hatte, die dieſen 
nun zur Sukzeſſion berief. 

War ein Lehnserbe vorhanden, aber noch unmündig, ſo 
trat urſprünglich ein interimiſtiſcher Heimfall (Angefälle) ein, 
der im ſpäteren Mittelalter durch die Einſetzung eines Lehns⸗ 
vormundes (mit vollem Nutzungsrecht am Lehn bis zum Ein⸗ 
tritt der Mündigkeit des Lehnserben) führte. Sollte eine 
lehnsunfähige Perſon (z. B. eine Frau oder eine Stadtge⸗ 
meinde) belehnt werden, fo empfing für ſie ein Lehnskräger 
die Belehnung zu treuer Hand. Wie deſſen Recht mit dem 
Erlöſchen feiner Vertretungsmacht von ſelbſt aufhörte, jo er⸗ 
loſch das Recht des Lehnsmannes bei einem Pfandlehn, ſo⸗ 
bald der Herr von dem ihm vorbehaltenen Einlöſungsrecht 
Gebrauch machte. 

Sonſt erloſch das Lehnsrecht nur durch Aufſagung der 
Lehnstreue ſeitens des Vaſallen oder durch gerichtliche Ent⸗ 
ziehung wegen Felonie oder, in Fällen der Lehnserneuerung, 
wegen arglistiger Verſäumung der Mutungsfriſt. In Fällen 
einer Lehnsveräußerung hatte der Mann das Lehn unter 
Überreichung des Inveſtiturſymbols dem Herrn zurückzu⸗ 
geben, damit dieſer den Erwerber belehne; er ſelbſt wurde 
dadurch von der Lehnspflicht befreit. 

IV. Die Geburtsſtände. Der Herrenſtand des Mittel⸗ 
alters umfaßte in erſter Reihe die aus dem fränkiſchen Grafen. 
amt hervorgegangene Beamtenariſtokratie, die ſich ſeit Ende 
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des zwölften Jahrhunderts unter dem Einfluß der Lehns⸗ 
hierarchie in Fürſten und Grafen ſchied. Während dieſe 
beiden Klaſſen des Herrenſtandes ihren Adel aus dem Am! 
ableiteten, war es bei der Klaſſe der „Herren“ oder „freien 
Herren“ (liberi barones, Edelfreie, auch ſchlechthin „Freie“ 
oder „Edele“, „Hauptleute“, Häuptlinge“ capitanei) neben 
der perſönlichen Freiheit das rittermäßige Leben, das ſie über 
ihre urſprünglichen Standesgenoſſen, die unritterlichen Ge⸗ 
meinfreien in Stadt und Land, erhob. Zu ihnen gehörte die 
große Maſſe der altfreien Lehnsmannen und der im Laufe 
der Zeit immer mehr zuſammengeſchmolzene Kreis derjeni⸗ 
gen Freien, denen ihr Grundbeſitz es geitattete, auch ohne 
Lehn ſich ausſchließlich ritterlichem Leben zu widmen. In 
der Heerſchildordnung hatten die „Herren“ teils den vierten, 
teils den fünften Heerſchild inne, es gab alſo mächtigere Edel⸗ 
herren, die wieder andere ihres Standes zu Mannen hatten, 
und eine geringere Klaſſe, bei der dies nicht der Fall war. Die 
Angehörigen der letzteren waren regelmäßig landſäſſig, Un⸗ 
tertanen eines fürftlichen oder gräflichen Landesherren, dem 
ſie insbeſondere als Schöffen ſeines Landgerichts auch Ge⸗ 
richtsdienſt leiſteten. Bei den oſtfäliſchen Sachſen bezeichnete 
man fie, im Gegenſatz zu den freien Herten, als die Schöf⸗ 
fenbarfreien, weil das Schöffenamt hier überwiegend nur 
aus ihren Kreiſen beſetzt wurde, während dieſelbe Bezeich⸗ 
nung in anderen Gegenden auch auf Gemeinfreie Anwen⸗ 
dung fand. 

Der Herrenſtand in ſeinen drei Abſtufungen war zunächſt 
noch ein Berufs⸗ und kein Geburtsſtand, aber unter dem vor⸗ 
wiegenden Einfluß des Lehnsweſens geſtaltete er ſich ſchon 
früh zu einem Geburtsſtande, jo daß ſolche Familienange⸗ 
hörigen, die kein Fürſten⸗ oder Grafenamt bekleideten und 
kein ritterliches Leben führten, damit noch nicht aus ihrem 
Stande ausſchieden. Andererſeits hörte, ſobald der Begriff 
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des Geburtsſtaudes durchgedrungen war, das Emporſteigen 
rein durch ritterliche Lebensweiſe auf; die Patrizierſöhne der 
reichsſtädtiſchen Geſchlechter wurden, obwohl ſie altfreier Her⸗ 
kunft waren und nach Ritterart lebten, nicht zum Herren⸗ 
ſtande gerechnet. Nur in Friesland, das keinen Adel beſaß, 
gelangten im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert die 
Häuptlinge“ durch den Erwerb erblicher Schulzenämter und 
anderer Hoheitsrechte zum Stande der Edelherren. 

Der ritterliche Beruf hatte im Mittelalter, wo das ganze 
Heerweſen auf ihm beruhte, eine ſo große Bedeutung für die 
ſozialen Verhältniſſe, daß er nicht bloß die ihm angehörenden 
Freien über die übrigen emporhob und zum Herrenſtande auf⸗ 
ſteigen ließ, ſondern auch unter den Unfreien eine ſcharfe 
Sonderung herbeiführte, die den ritterlichen Miniſterialen 
oder Dienſtmann völlig von den übrigen Unfreien trennte 
und ihm als einem Mitgliede des niederen Ritterſtandes 
ſchließlich eine Stellung über den freien Bürgern und Bauern, 
die urſprünglich als Freie auf ihn herabgeſehen hatten, ver⸗ 
ſchaffte. Seit dem elften Jahrhundert bildeten ſie einen 
eigenen Geburtsſtand. Durch ihre Unentbehrlichkeit für ihre 
Herren, deren Beamtenſchaft und jederzeit kriegsbereite 
Waffenmacht ſie bildeten, ſowie durch feſtes Zuſammenhalten 
der einzelnen Dienſtmannſchaften unter ſich wie im Verkehr 
mit denen anderer Herren hatten fie ſchon früh einen ſolchen 
Einfluß und eine ſo geſicherte Stellung erlangt, daß es überall 
zu feſten Aufzeichnungen der ihr Verhältnis zu ihren Herren 
regelnden Dienſtrechte kam. Bei aller Verſchiedenheit im 
einzelnen zeigen dieſe zwiſchen dem elften und dreizehnten 
Jahrhundert aufgezeichneten Dienſtrechte in allen Haupt⸗ 
punkten eine große Übereinſtimmung. . 

Die Unfreiheit der Dienſtmannen kam hauptfächlich darin 
zum Ausdruck, daß ſie ihrem Herrn durch ihre Geburt zu be⸗ 
ſtimmten Dienſten verpflichtet waren, von denen ſie ſich nieht 
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einſeitig löſen konnten. Sie beſaßen demnach weder Frei⸗ 
zügigkeit noch Freiheit der Berufswahl. Zuweilen waren die 
einzelnen Miniſterialenfamilien von vornherein dem Dienft 
in einem beſtimmten Hofamte zugewieſen, außerdem wurden 
die Dienſtmannen zu den verſchiedenſten Amtern in Staat 
und Wirtſchaft verwendet, vor allem aber waren ſie ihren 
Herren in allen Bedürfnisfällen zu Kriegsdienſten und zwar 
als Ledigmänner (S. 78) verpflichtet. Beſondere Gruppen 
bildeten die für die Verteidigung der Burgen beſtimmten 
Burgmannen, die nicht ſelten unter ſich zu eigenen Genoſſen⸗ 
ſchaften vereinigt waren. Jeder Dienſtmann von einem be⸗ 
ſtimmten Lebensalter hatte Anſpruch auf ein Lehen und 
konnte, wenn ihm dies verweigert wurde, Freilaſſung ver- 
langen. Da die Dienſtmannen als Unfreie keinen Anteil an 
den öffentlichen Gerichten hatten, ſo wurden ihre Streitig⸗ 
keiten untereinander und mit dem Herrn im Dienſtmannen⸗ 
gericht entſchieden; bei Streitigkeiten mit Dritten wurden 
ſie im öffentlichen Gericht durch ihren Herrn vertreten. Dar⸗ 
un konnten ſie auch freies Eigen nur in der Weiſe erwerben, 
daß das Eigentum dem Herrn als ihrem Salmann oder Treu⸗ 
händer übertragen wurde. Im übrigen waren ſie Herren 
ihres Vermögens, über das ſie im allgemeinen frei verfügen 
konnten; hinterließen ſie keinen derſelben Dienſtmannſchaft 
angehörenden Erben, ſo hatte ihr Herr das Heimfallsrecht. 
Einer Heiratsbewilligung des Herrn bedurften ſie nur bei 
Ehen mit Angehörigen einer fremden Dienſtmannſchaft, nicht 
bei Ehen mit freien Frauen oder mit Frauen aus derſelben 
Dienſtgenoſſenſchaft. Vielfach waren auch die Ehen zwiſchen 
verſchiedenen Dienſtgenoſſenſchaften durch Gegenſeitigkeits⸗ 
verträge der Herren freigegeben. Der Eintritt von Unfreien 
niederer Ordnung in die Miniſterialität war nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, ſetzte aber eine Freilaſſung zu Dienſtmannenrecht 
voraus. Ebenſo bedurfte es zur Entlaſſung aus der Miniſteri⸗ 
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alität einer beſonderen Freilaſſung. Der Übergang in die 
Dienſtmannſchaft eines anderen Herren konnte nur durch die 
beiderſeitigen Herren bewirkt werden, und zwar auch wider 
den Willen des Mannes, der inſoweit immer noch als Eigen⸗ 
mann feines Herrn behandelt wurde, während freie Ba} allen 
ſich die Uberweiſung an einen anderen Lehnsherren nicht ge⸗ 
fallen zu laſſen brauchten. 

Je nach der Stellung des Dienſtherrn unterſchied man 
Reichsdienſtmannen und fürſtliche Dienſtmannen. Zu den 
erſteren gehörten auch die Miniſteriolen der geiſtlichen und 
einiger weltlicher Fürſten. Die fürſtlichen Dienſtmannen ſtan⸗ 
den im Range unter ihnen. Auch die Prälaten, Grafen und 
freien Herren hatten zum Teil Eigenritter („Eigenmannen‘), 
die zwar nicht mehr als Miniſterialen oder Dienſtmannen, 
ſondern nur als „Ritter“ (milites) bezeichnet, aber doch noch 
zum Ritterſtande gerechnet wurden, obwohl die perſönliche 
Unfreiheit bei ihnen weit entſchiedener hervortrat. Auch darin 
machten ſich Unterſchiede innerhalb des Standes geltend, daß 
ſelbſt vermögendere Dienſtmannen ſolche Eigenritter haben 
konnten. In der Heerſchildsordnung ſtanden die erſteren im 
fünften, ihre Mannen (die einſchildigen Ritter) im ſechſten, 
ausnahmsweiſe auch wohl noch in einem ſiebenten Heerſ child. 
In Oſterreich und Steiermark erlangten die herzoglichen 
Dienſtmannen nach dem Ausſterben der Babenberger unter 
Abſtreifung aller Freiheitsbeſchränkungen die volle Gleich⸗ 
ſtellung mit den freien Herren und erhielten als ſolche die 
Bezeichnung „Dienstherren“. Auch ſonſt find hier und da 
Miniſterialengeſchlechter zum Herrenſtande emporgeſtiegen, 
ſo die Vögte von Plauen (das reußiſche Fürſtenhaus) und die 
Schenken von Erbach. 

In umgekehrter Richtung, durch Eintreten zahlreicher Mit⸗ 
glieder des Herrenſtandes in die Miniſterialität, vollzog ſich 
die Entwicklung in Norddeutſchland, wo ſchon unter dem ſäch⸗ 
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ſiſchen Königshauſe zu den Zwecken der Grenzverteidigung 
freie Rittersleute in ſo dichten Scharen angeſiedelt worden 
waren, daß der urſprüngliche Lehnsbeſitz für die Nachkommen 
zu ſtandesmäßigem Leben nicht mehr ausreichte. Wer nicht 
Geiſtlicher oder Soldritter werden oder als abenteuernder 
Ritter ein zweifelhaftes Daſein führen wollte, mußte ſich um 
neuen Lehnserwerb bemühen. Aber die Fürſten und Grafen 
und ganz beſonders die geiſtlichen Herren waren nicht mehr 
geneigt, zum Teil nicht einmal berechtigt, Lehen an freie 
Vaſallen zu geben, die ſich als ihresgleichen fühlten und nur 
bei Reichskriegen Heerfolge leiſteten. Sie nahmen nur noch 
Dienſtmannen als Vaſallen an und bewilligten ein Lehen nur 
ſolchen Bewerbern, die zum Eintritt in die Miniſterialität be⸗ 
reit waren. Infolgedeſſen fand feit der Mitte des zwölften 
Jahrhunderts in zunehmendem Maße ein Übertritt von 
Edelen in den Stand der Dienſtmannen ſtatt, wobei ſie ſich 
aber ihr freies Eigen, ihren Gerichtsſtand vor den öffentlichen 
Gerichten und ihre Befähigung zum Grafen- und Schöffen- 
amt vorbehielten, jo daß der Verfaſſer des Sachſenſpiegels, 
der ſelbſt zu ihnen gehörte, ſich und ſeine Standesgenoſſen 
nach wie vor zu den Schöffenbarfreien zählen konnte. Es war 
natürlich, daß derartige Vorrechte auf die Dauer auch den 
Altminiſterialen nicht vorenthalten werden konnten. Auch 
fie erlangten den Gerichtsſtand vor den öffentlichen Gerichten, 
die Befugnis zum Beſitze freien Eigens, die Schöffenbarkeit 
und die Fähigkeit zum Landrichteramt. Gerade das letztere 
war für die politiſche Entwicklung in den Territorien von 
höchſter Bedeutung, indem nun mehr und mehr die erblichen 
Lehngrafen durch Miniſterialgrafen, die als Landrichter nur 
landesherrliche Beamten waren, erſetzt wurden. Der Grafen⸗ 
titel hat zuerſt auf dieſem Wege Eingang in den niederen 
Ritterſtand gefunden. Seit dem vierzehnten Jahrhundert 
waren bei den Dienſtmannen die letzten Reſte der Unfreiheit 
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im weſentlichen abgeſtreift, nur bei den Eigenrittern blieben 
ſie noch langer beſtehen. Man ſprach nunmehr vom niederen 
Adel und die Erinnerung an den früheren Zuſtand der Un⸗ 
freiheit kam derartig in Vergeſſenheit, daß ſich auch der dem 
Herrenſtande entnommene Freiherrntitel hier bald einbür⸗ 
gerte, während er bei dem des hohen Adels mehr und mehr 
in Abgang kam und dem Grafentitel wich. 

Seit Karl IV. trat neben den aus dem ritterlichen Berufe 
hervorgegangenen niederen Ritterſtand auch der vom König 
ohne Rückſicht auf einen beſtimmten Beruf verliehene Brief⸗ 
adel und der perſönliche Adel der Doctores juris. 

Das, was die beiden Klaſſen des Ritterſtandes (den ordo 
equestris maior des Herrenſtandes und den ordo equestris 
minor der Dienſtmannen) bei aller Verſchiedenheit ver⸗ 
einigte, war der ritterliche Beruf, man ſprach aber auch | chon 
im zwölften Jahrhundert von Ritterbürtigkeit, worunter 
man die Abſtammung von vier ritterlichen Ahnen verſtand. 
Ritterbürtig war, wer zwei ritterliche Großväter und zwei 
Ritterstöchter als Großmütter nachweiſen konnte. Für ihn 
war der ritterliche Beruf nicht weſentlich, er konnte auch einen 
anderen Beruf betreiben, nur ſolche Berufe waren ausge⸗ 
ſchloſſen, die mit dem Standesbegriff unvereinbar erſ chienen, 
wie bäuerliche Beſchäftigung, Handwerk, urſprünglich auch 
die Kaufmannſchaft; erſt im Laufe des vierzehnten und fünf⸗ 
zehnten Jahrhunderts wurden auch die Angehörigen der 
ſtädtiſchen Geſchlechter als Stadtadel anerkannt. Wer nicht 
ritterbürtig („zu Schild und Wappen geboren“) war, konnte 
immerhin den ritterlichen Beruf ergreifen und ſich durch Ein⸗ 
tritt in eine Dienſtmannſchaft oder Erwerb eines Lehens per⸗ 
ſönlich den Rittern zugeſellen, aber ritterbürtig konnten erſt 
ſeine Enkel werden. Das Aufrücken von Söhnen unritter⸗ 
licher Perſonen in den Ritterſtand war demnach immer noch 
möglich, nur Pfaffenſöhne waren ausgeſchloſſen und Bauern. 
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Bi ſollten ſeit der Hohenſtaufenzeit nicht mehr zugelaſſen 
werden. 

Die ſteuerfreie Ritterſchaft, die von ihrem Lehnsbeſitz wie 
von ihrem Eigen nur bei außerordentlichen Steuerbewilli⸗ 
gungen (Notbeden) beizuſteuern hatte, bildete den Gegenſatz 
zu allen ſteuerpflichtigen Grundeigentümern. Von ihrer 
Steuerpflicht wurden dieſe als Pfleghafte oder ſchoßbare 
Leute bezeichnet; ein anderer, ſpäter veralteter Ausdruck be⸗ 
zeichnete ſie als „Bargilden“ oder „Biergelden“. Sie ſind die 
zu einer Futterabgabe an den Grafen verpflichteten freien 
Grafſchaftsbauern. Ihre Lage unterſchied ſich kaum von der⸗ 
jenigen der Inhaber freier Erbleihen insbeſondere der An⸗ 
ſiedler in den Koloniſationsgebieten. Während ſie ſich in 
manchen Gegenden in großer Zahl erhielten, ſchmolzen ihre 
Reihen in anderen Gegenden zuſehends zuſammen, da die 
freien Bauern ſich mehr und mehr genötigt ſahen, in hofrecht⸗ 
liche Leiheverhältniſſe überzugehen, wodurch ſie unter die 
Vogtei ihrer Grundherren kamen und zu Grundhörigen wur⸗ 
den. Dagegen zählten die freien Kleinbeſitzer, die ſich noch 
auf Nebenerwerb angewieſen ſahen, ebenſo wie die Zeit⸗ 
pächter und das freie Geſinde immer noch zu den Freien, 
wenn ſie auch im Range unter den Pfleghaften ſtanden. Man 
bezeichnete ſie als Gäſte oder freie Landſaſſen. Auf der 
anderen Seite erhoben ſich aus der Mitte der Pfleghaften 
manche Vollbauern zu einer bäuerlichen Ariſtokratie, indem 
fie auf Grund altererbten Beſitzes zu gerichtlichen Amtern be- 
rufen waren oder ſich anderer Vorzüge erfreuten. Solcher 
Art waren die weſtfäliſchen Stuhlfreien oder Schöffenbar⸗ 
freien und die frieſiſchen und baieriſchen Edelinge (nobiles), 
in denen möglicherweiſe auch noch gewiſſe Reſte einer ge⸗ 
ringeren Klaſſe des Uradels aufgegangen ſind. 

Unter den Unfreien unterſchied man, von den bereits be⸗ 
ſprochenen Miniſterialen oder Dienſtmannen abgeſehen, zwi⸗ 
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ſchen Leibeigenen und Grundhörigen (homines advoeatich, 
Vogteileute). Die letzteren hatten regelmäßig ein hofrecht⸗ 
liches Leihegut, das ihnen zu erblichem Recht gegen Zins und 
beſtimmte Dienſte zuſtand und ihnen nur durch Urteil des 
grundherrlichen Hofgerichts entzogen werden konnte. Dem⸗ 
entſprechend konnten ſie nur mit ihrem Hofe einem anderen 
Grundherrn überwieſen werden (glebae adscripti), da ſie 
aber keine Freizügi, keit beſc Ben, fo konnten fie ihren Hof auch 
nicht einſeitig aufgeben. Zur Verheiratung mit Horigen an⸗ 
derer Herren bedurften ſie der Genehmigung, ſoweit nicht 
unter den Herrſcheften Gegenſeitigkeitsvertrage beſtanden. 
Außer den Leiſtungen aus dem Leiheverhältnis hatten fie 
dem Herrn einen Kopfzins, bei Heiraten vielfach eine beſon⸗ 
dere Heiratsabgabe und bei Erbfällen eine verſchieden ge⸗ 
ſtaltete Erbſchaftsſteuer zu entrichten. Wer ohne ausdruück⸗ 
liche Freilaſſung ſeine Stelle verließ, konnte von einem nach⸗ 
folgenden Herrn“ wieder eingeholt werden. 

Im Gegenſatz zu den Grundhörigen waren die Leib⸗ 
eigenen zu ungemeſſenen Dienſten verp flichtet (Tagwerker, 
Tagknechte). Sie galten entweder als bewegliche Sachen im 
Eigentum ihres Leibherrn, derſ ie frei veraußern konnte, oder 
als eiſerner Beſtand des Fronhofes und nur mit dieſem über- 
tragbar. Ihren Unterhalt erhielten ſie vom Herrn. Im 
Gegenſatz zu den Hörigen konnten ſie eigenes Vermögen nicht 
beſitzen; was ſie hatten, beruhte auf „Herrengunſt“ und 
konnte jederzeit, namentlich bei ihrem Tode, zurückgefordert 
werden. Ihre Ehen erforderten die herrſchaftliche Genehmi⸗ 
gung. Seit die Grundherren anfingen, die Eigenwirtſchaft 
mehr und mehr aufzugeben, wurden die Leibeigenen meiſtens 
zu Hörigen, indem ſie entweder einen Hof erhielten oder mit 
Erlaubnis des Herrn in eine Stadt zogen, um ſtadtiſches Ge⸗ 
werbe zu treiben. 1 

Als Bürger in den Städten galten nur freie Leute, die 
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ihren Gerichtsſtand vor dem Stadtgericht hatten und als 
Eigentümer oder Erbbauberechtigte in der Stadt anfällig 
waren. Miniſterialen, die als Beamte des Stadtherrn oder 
als Angehörige ſeiner Hofverwaltung in der Stadt wohnten, 
gehörten ebenſowenig wie die Geiſtlichkeit zur Bürgerſchaft, 
weil beide ihren beſonderen Gerichtsſtand hatten und wegen 
der von ihnen beanſpruchten Steuerfreiheit ſtädtiſchen Grund⸗ 
beſitz entweder überhaupt nicht oder nur unter Vermittlung 
eines Bürgers als Salmann oder Treuhänder erwerben konn⸗ 
ten. Erſt im ſpäteren Mittelalter, als das Salmannseigen 
dem unmittelbaren Eigentum gleichgeſtellt und allen, die 
Kaufmannſchaft in der Stadt betrieben, in Handelsſachen und 
Grundbeſitzſtreitigkeiten der Gerichtsſtand vor dem Stadt⸗ 
gericht eingeräumt wurde, konnten auch die Miniſterialen das 
Bürgerrecht erlangen. Dies war namentlich für die größten⸗ 
teils zu dieſem Stande gehörenden „Hausgenoſſen“ von Be⸗ 
deutung, da dieſe wegen des von ihnen in Verbindung mit 
der Münze betriebenen Wechſelgeſchäfts zum Handelsſtande 
gerechnet wurden. Für die Angehörigen der „Geſchlechter“ 
bedeutete dieſe Wendung eine erhebliche Verſtärkung des 
ſtädtiſchen Patriziates. An Buße und Wergeld, den Haupt⸗ 
merkmalen für die Abſtufung der Geburtsſtände, ſtanden die 
Stadtbürger den Schöffenbarfreien auf dem Lande gleich. 
Zu den Pfleghaften wurden ſie nicht gerechnet, weil die von 
den Städten gezahlten Beden als Geſamtlaſt auf den Ge⸗ 
meinden ruhten und von den einzelnen Bürgern erſt im Wege 
der Gemeindebeſteuerung beigetrieben wurden. 

Einen erheblichen Beſtandteil der Einwohnerſchaft bildeten 
in manchen Städten die Juden. Sie galten als Fremde, 
nahmen aber im allgemeinen bis zum zwölften Jahrhundert 
eine leidliche Stellung ein. Erſt unter dem Einfluß der Kreuz⸗ 
züge wurden die religiöſen und nationalen Gegenſätze ſchrof⸗ 
fer. Der früher von den Juden mit Vorliebe betriebene 
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Warenhandel ging mit der Entwicklung des Städteweſens 
mehr und mehr in die Hände der Kaufmannsgilden über, von 
denen die Juden ausgeſchloſſen waren. Dagegen wurde, da 
die Zinsverbote des kanoniſchen Rechts nur für Chriſten gal⸗ 
ten, nunmehr das Ausleihen von Geld gegen Zinſen ein 
Monopol, in das die Juden ſich nur mit italieniſchen und ſud⸗ 
franzöſiſchen Geldwechſlern (Lombarden und Kawerzen) zu 
teilen hatten. Die ſtarke Ausbeutung dieſes Monopols (10% 
Zinſen als Regel) erregte bei der dadurch vielfach bedrückten 
Bevölkerung eine um ſo größere Erbitterung, als man das 
ganze Geſchäft als ein unſittliches und rechtlich unerlaubtes 
anſah. Schon Heinrich IV. ſuchte die Juden gegen Verfol⸗ 
gungen dadurch zu ſchutzen, daß er ſie allgemein unter den 
Schutz feines Friedens ſtellte. Der hier zuerſt ausgeſ prochene 
Gedanke führte feit Friedrich I. zu der Proklamation eines 
allgemeinen königlichen Judenſchutzes, für deſſen Gewährung 
alle Juden eine beſtimmte Abgabe (Judenſchatz) an des stö- 
nigs Kammer zu zahlen hatten (daher „Kammerknechte“ des 
Königs). Unter ſich lebten die Juden nach dem moſaiſch⸗ 
talmudiſchen Recht, aus dem ſpater manche Rechtsgedanken 
in das allgemeine bürgerliche Recht übergegangen ſind. In 
jeder Stadt bildeten die Juden eine Sondergemeinde unter 
einem vom König auf ihren Vorſchlag ernannten Juden⸗ 
biſchof, der bei ihren Streitigkeiten untereinander die Ge⸗ 
richtsbarkeit ausübte. Seit Ludwig dem Baiern wurde das 
Judenregal mehr und mehr als eine bloße Einnahmequelle für 
den König behandelt. Eine erhebliche Verſchlimmerung trat 
aber erſt ein, ſeit die Könige anfingen, das Judenregal an 
Fürſten und Städte zu verleihen, die es, von einigen rühmlichen 
Ausnahmen abgeſehen, nach Möglichkeit für ſich auszubeuten 
ſuchten, ohne den wiederholten Judenverfolgungen, die ihren 
Hauptgrund in derwucherlichen Bedrückung des Volkeshatten, 
mit der erforderlichen Entſchiedenheit entgegenzutreten. 
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§ 8. Die Verfaſſung des Reiches. 

I. Der König und das Reich. Nach dem Ausſterben 
der deutſchen Karolinger (911) wurde der Zerfall des Reiches 
glücklich vermieden, indem ihm die Fürſten durch den von 
ihnen erwählten Konrad I. ein neues Haupt gaben. In eine 
reine Wahlmonarchie wurde das Reich damit nicht verwan⸗ 
delt, da bis Mitte des dreizehnten Jahrhunderts immer noch 
an einer gewiſſen Verbindung von Erbrecht und Wahlrecht 
feſtgehalten wurde. Nach der Wahl Heinrichs I. blieb die 
Krone bei ſeinem Hauſe, um nach deſſen Ausſterben auf das 
in der weiblichen Linie nächſtverwandte Haus der Salier und 
dann ebenſo von dieſem, nach der kurzen Unterbrechung durch 
Lothar III., auf die Staufer überzugehen. Unter dieſen Häu⸗ 
ſern kam es wiederholt vor, daß ein Kaiſer ſchon bei ſeinen 
Lebzeiten einen Sohn zu ſeinem Nachfolger deſignierte und 
zum „römiſchen König“ krönen ließ, wobei die Wahlberech⸗ 
tigten zwar um ihre Zuſtimmung angegangen wurden, eine 
wirkliche Wahl aber unterblieb. Nach 1254 hatte es für längere 
Zeit den Anſchein, als würde die reine Wahlmonarchie ſich 
durchſetzen, aber mehr und mehr traten die Angehörigen des 
habsburgiſchen und des luxemburgiſchen Hauſes in den Vor⸗ 
dergrund, bis fie ſeit Albrecht II., in deſſen Perſon ſich beide 
Häuſer vereinigten, dauernd im Beſitze der Krone blieben. 

Seit 1257 war Frankfurt der ein für allemal feſtſtehende 
Wahlort. Die Leitung der Wahlverhandlungen war Sache 
des Erzbiſchofs von Mainz als Erzkanzler, dem es ſeit dem 
dreizehnten Jahrhundert auch allein zukam, die Wähler ein⸗ 
zuberufen. Das Wahlrecht ſtand ausſchließlich den Fürſten 
zu, von einer Mitwirkung des Volkes war nur in den beiden 
erſten Jahrhunderten inſofern die Rede, als man es für not⸗ 
wendig hielt, das Wahlergebnis feierlich dem Volke zu ver⸗ 
künden und ſeine Zuſtimmung ausdrucklich hervorzuheben. 
Bei der Wahl ſelbſt lag die materielle Entſcheidung in der 
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Vorwahl, während bei der dann folgenden feierlichen Kur 
jeder einzelne Wähler ſeinen Kürſpruch auf die Perſon rich⸗ 
tete, auf die man ſich in jener geeinigt hatte. Die in der Vor⸗ 
wahl Unterlegenen mußten ſich entweder fügen oder der 
Stimme enthalten. Bei der öffentlichen Stimmabgabe hatten 
die vornehmſten Fürſten den Vortritt, als die „Erſten an der 
Kur“. Als ſolche galten, nach mehrfachen Schwankungen, 
ſeit dem Sachſenſpiegel (um 1230) die drei rheiniſchen Erz⸗ 
biichöfe und die Träger der großen Hofämter. So iſt der 
Begriff beſtimmter Kurfürſten aufgekommen, die ſich ſeit 
1256 zu dem allein noch wahlberechtigten Kurfürſtenkolle⸗ 
gium zuſammenſchloſſen. Bis zur Goldenen Bulle (1356) 
wurde noch an dem Erfordernis eines einſtimmigen Be⸗ 
ſchluſſes der zur Wahl Erſchienenen feſtgehalten, ſeitdem ent⸗ 
ſchied die Mehrheit der Stimmen. 

Um den Erwählten in einer für jedermann verbindlichen 
Weiſe zum Reichsoberhaupt zu erheben, bedurfte es noch 
eines feierlichen Inveſtituraktes, beſtehend in der Erhebung 
auf den Thron, der Übergabe der Reichsinſignien und der 
kirchlichen Salbung und Krönung, daran ſchloß ſich das Krö⸗ 
nungsmahl, das den Neugekrönten als Wirt des Reiches und 
nunmehrigen Träger der Reichsgewalt zu erkennen gab. Der 
ganze Akt hatte ſeit 1338 nur noch den Charakter einer altehr⸗ 
würdigen Feier, die ſich an die nun allein entſcheidende Wahl 
durch das Kurfürſtenkollegium anſchloß. 

Die beſondere Krönung des deutſchen Königs mit der 
lombardiſchen Krone hatte von Anfang an nur dieſe be⸗ 
ſchränkte Bedeutung einer bloßen Feier ohne rechtswirkende 
Kraft, da der deutſche König von Rechts wegen auch König 
von Italien und Burgund war. Dagegen bedurfte es zum 
Erwerb der Kaiſerwürde noch der zu Rom zu vollziehenden 
Kaiſerkrönung durch den Papſt, der bei zwieſpältigen Königs⸗ 
wahlen das Recht der Wahlprüfung und Entſcheidung hatte. 
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Indem dieſe von den Päpſten auch bei einmütigen Wahlen 
in Anſpruch genommen wurden, entſtand das päpſtliche 
Approbationsrecht, das jede neue Königswahl unter die Auf⸗ 
ſicht des Papſtes ſtellte und von der römiſchen Partei dahin 
ausgebeutet wurde, daß man den Papſt als den bezeichnete, 
dem die beiden Schwerter von Gott übergeben ſeien, um ſo⸗ 
dann das weltliche Schwert als päpſtliches Lehen an den 
Kaiſer zu verleihen. 

Die Ausbildung des Kurfürſtenkollegiums hatte ſich im 
engſten Anſchluß an die höchſten Hofämter des Reiches voll⸗ 
zogen. Das einflußreichſte unter dieſen war das des Kanzlers. 
Die oberſte Leitung der Kanzlei hatte der Erzbiſchof von 
Mainz als Erzkanzler des Reiches. Neben ihn trat für die 
italieniſchen Sachen ſeit 962 der Erzbiſchof von Köln als Erz⸗ 
kanzler für Italien und ſpäter für die meiſten linksrheiniſchen 
Sachen der Erzbiſchof von Trier für das Königreich Arelate 
(Burgund). Dieſe Dreiteilung blieb auch beſtehen, nachdem 
die Kanzleien zu einer einheitlichen Hofkanzlei unter einem 
einzigen Reichskanzler, der bis zum zwölften Jahrhundert zu 
den Reichsfürſten gezählt wurde, vereinigt worden waren. 
Da der Reichskanzler häufig durch ſeine politiſche Stellung 
als ſtändiger Begleiter und Berater des Königs anderweitig 
in Anſpruch genommen war, jo log die Leitung der Kanzlei⸗ 
geſchäfte überwiegend bei dem Vizekanzler oder Protonotar. 
Die Ernennung der Kanzleibeamten, die auch im Mittel⸗ 
alter regelmäßig geiſtlichen Standes waren (exit im fünfzehn⸗ 
ten Jahrhundert begegnet ein Laie als Reichskanzler), blieb 
nach wie vor Sache des Königs. Die Erzkanzler hatten keinen 
Einfluß auf die Beſetzung und traten überhaupt nur bei be⸗ 
ſonderen Anläſſen perſönlich in Tätigkeit. 

Das letztere war auch bei den weltlichen Erzämtern der 
Fall, als deren Inhaber, nach mannigfachem Wechſel, ſeit dem 
dreizehnten Jahrhundert die vier weltlichen Kurfürſten er- 
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scheinen (Erztruchſeß der Pfalzgraf bei Rhein, Erzmarſchall 
der Sachſe, Erzkämmerer der Brandenburger, Erzſchenk der 
Böhme). An der Spitze jedes dieſer Hofämter ſtand für den 
regelmäßigen Dienſt ein mit dieſer Stellung als „Erbamt“ 
belehnter Graf oder freier Herr, dem beſtimmte Reichsmini⸗ 
ſterialen für den perſönlichen Dienſt unterſtellt waren. 

Ein zur Beratung des Königs beſtimmtes Kollegium war 
der Hofrat, der aber erſt ſeit dem vierzehnten Jahrhundert 
eine feſte Organiſation erhielt. Den Vorſitz im Hofrat hatte, 
ſoweit der König ihn nicht perſönlich einnahm, ſeit dem fünf⸗ 
zehnten Jahrhundert der Oberſt⸗ oder Reichshofmeiſter im 
Gegenſatz zu dem mit den Geſchäften des königlichen Haus⸗ 
halts betrauten Haushofmeiſter. Nicht zu den Hofbeamten 
gehörten die von Karl IV. eingeführten Hofpfalzgrafen, die 
in größerer Zahl über das Reich verteilt waren und eine Art 
expedierender Behörde für die Erteilung gewiſſer Privilegien 
und königlicher Gnadenakte bildeten. 

Die Bedeutung der Hofbeamten für das Reich war, ab⸗ 
geſehen von der Reichskanzlei, ſehr zurückgegangen. Um ſo 
mehr war die Bedeutung der Reichs fürſten geſtiegen. Bis 
gegen Ende des zwölften Jahrhunderts herrſchte im Reiche 
noch der Gedanke des monarchiſchen Beamtenſtaates vor, die 
Fürſten bildeten die Beamtenariſtokratie des Reiches, und 
wenn ſie auch ihr Amt nicht mehr durch Beſtallung, ſondern 
als Lehn empfingen, ſo war doch die Erblichkeit der Lehen 
gerade in ihrem Kreiſe bis zum zwölften Jahrhundert noch 
nicht vollkommen durchgedrungen. Zu den Fürſten gehörten 
auf geistlicher Seite ſämtliche Biſchöfe, die Vorſtände der 
Reichsabteien und der Reichskanzler, auf weltlicher Seite die 
Herzöge, Markgrafen, Pfalzgrafen und ſämtliche Grafen, 
während die Vizegrafen, auch wenn ſie den Grafentitel führ- 
ten, feine Fürſten waren. Seit dem Sturze Heinrichs des 
Löwen aber trat an die Stelle der Beamtenhierarchie die 
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Lehnshierarchie der Heerſchildsordnung: zu dem Reichs⸗ 
fürſtenſtande rechnete man nunmehr einzig die Träger des 
2. und 3. Heerſchildes, d. h. die Inhaber der Zepter⸗ und 
Fahnlehen (S. 79). Bei letzteren war zudem Vorausſetzung 
ihrer Zugehörigkeit zum Reichsfürſtenſtand Beſitz einer her⸗ 
zoglichen Gewalt. Damit ſchieden aus der Reihe der geiſt⸗ 
lichen Fürſten der Reichskanzler und alle Biſchöfe aus, die 
nicht vom König, ſondern von einem Fürſten zu Lehn gingen, 
es blieben alſo außer den Reichsbiſchöfen nur die Reichsäbte 
und Reichsäbtiſſinnen, ſoweit ſie nicht durch den König media⸗ 
tiſiert worden waren, was dieſem bis zum dreizehnten Jahr⸗ 
hundert auf Grund des Eigenkirchenrechtes geſtattet war. 
Von den weltlichen Großen ſchieden aus dem Stande der 
Reichsfürſten infolgedeſſen aus fämtliche Grafen, ſeien fie 
reichsmittelbar oder unmittelbar geweſen, mit Ausnahme 
der in ihrem Gebiet eine herzogähnliche Stellung einneh⸗ 
menden Landgrafen von Thüringen und der Grafen von 
Anhalt, die eine Seitenlinie der Markgrafen von Branden⸗ 
burg und Herzöge von Sachſen bildeten. Bloße Reichsbe⸗ 
amte, und deshalb nicht zu den Fürſten gehörig, waren die 
Kommandanten der Reichsfeſtungen, die Burggrafen, 
und die ſeit Ende des dreizehnten Jahrhunderts eingefekten 
Reichslandvögte, denen die Aufſicht über die in ihrer 
Landvogtei belegenen Krongüter oblag. 

Bei feinen Regierungsakten iſt der König an das Recht ge⸗ 
bunden. Unrechtmäßige Befehle berechtigen das Volk zum 
Widerſtand, ſei es, daß es den Gehorſam verweigert, ſei es, 
daß es den König mit Gewalt zwingt, ſeine Befehle dem 
Recht anzupaſſen. Die Reichsgewalt ſtand ſeit der zweiten 
Hälfte des Mittelalters nicht mehr dem König allein zu, er 
teilte ſie vielmehr mit den zum Reichstage verſammelten 
Fürſten, der Schwerpunkt der Verfaſſung lag, wie man ſpä⸗ 
ter ſagte, bei „Kaiſer und Reich“. Das Maifeld der Karo⸗ 
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linger war dem Mittelalter, dem der Begriff des Volksheeres 
abhanden gekommen war, nicht mehr bekannt. Dagegen 
hatte der frühere engere Reichstag, zu dem ſich nur die Gro⸗ 
ßen des Reiches einfanden, in dem deutſchen Reichstag des 
Mittelalters ſeine Fortſetzung gefunden. Alle allgemeinen 
Reichsangelegenheiten bedurften der Beratung mit der Ge⸗ 
ſamtheit der Reichsfürſten, die dazu von dem König entboten 
wurden. Das Recht, auf dem Reichstage zu erſcheinen, hatten 
alle Reichsfürſten. Auch Grafen und Herren wurden nicht 
ſelten hinzugezogen, häufig auch ſeit Ende des dreizehnten 
Jahrhunderts die Reichs⸗ und Biſchofsſtädte, wenn ſie auch 
vor dem ſechzehnten Jahrhundert noch nicht zu den eigent⸗ 
lichen Reichsſtänden gezählt wurden. Ort und Zeit des je⸗ 
weiligen Reichstages hatte der König frei zu beſtimmen. Ver⸗ 
ſammlungsort war bis gegen Ende des dreizehnten Jahr⸗ 
hunderts regelmäßig eine Biſchofs⸗ ſpäter eine Reichsstadt. 
Periodiſch wiederkehrende Reichstage gab es nicht; der König 
konnte auch ohne Reichstag regieren, wenn er ſich aller Re⸗ 
gierungshandlungen enthielt, die der Mitwirkung des Reichs⸗ 
tags bedurften (Akte der Reichsgeſetzgebung, Reichsſteuern, 
Reichskriege und die Errichtung neuer Reichsfürſtentümer). 
Vielfach wurden aus Nützlichkeitsgründen auch Dinge, die 
nicht zu der Zuständigkeit des Reichstags gehörten, wie aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten und Abmachungen mit dem päpſt⸗ 
lichen Stuhl, Verleihung heimgefallener Reichslehen, Ertei⸗ 
lung von Privilegien u. dgl., vor den Reichstag gebracht; in 
derartigen Fällen pflegte man auch von ſolchen Fürſten, die 
dem Reichstage nicht beigewohnt hatten, ſchriftliche Zuſtim⸗ 
mungserklärungen (Willebriefe) einzuholen, die, ſeit Ende 
des dreizehnten Jahrhunderts nur noch von den Kurfürſten 
eingefordert, zu einer verfiffungsmäßigen Notwendigkeit 
wurden, indem der König in allen wichtigen Reichsangelegen⸗ 
heiten, die nicht zur Zuſtändigkeit des Reichstags gehörten, 
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fortan an die Zuſtimmung der Kurfürſten gebunden war. 
Außerdem traten die Kurfürſten ſeit 1338 wiederholt in be⸗ 
ſonderen Kurfürſtentagen (Kurvereinen) zur Beratung von 
Reichsangelegenheiten zuſammen. 

II. Das Heerweſen. Die Heeresverfaſſung beruhte bis 
zum elften Jahrhundert im weſentlichen noch auf den alten 
Grundlagen des Volksheeres und der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht, aber mehr und mehr drang das zuerſt in Frankreich 
und Lothringen zur vollen Ausbildung gelangte Lehn⸗ und 
Ritterweſen vor, und im zwölften Jahrhundert war der Sieg 
der Feudalmiliz über das Volksheer vollendet; nur zu den 
Zwecken unmittelbarer Landesverteidigung gegen äußere 
oder innere Feinde wurde noch in alter Weiſe das ganze 
waffenfähige Volk zur Landfolge (Landwehr) aufgeboten. 
Das Aufgebot zur Heerfahrt und die Stärke der einzelnen 
Kontingente mußte ſeit dem zwölften Jahrhundert mit dem 
Reichstag vereinbart werden, wobei die Kontingente der 
Reichskirchen erheblich größer bemeſſen wurden, als die der 
Laienfürſten. Die Reichsminiſterialen, Kronvaſallen und 
Reichsſtädte wurden unmittelbar von Reichs wegen aufge⸗ 
boten und von Reichsvögten angeführt. Im übrigen waren 
die Fürſten die Bannerherren, die als Lehnsmannen wie auf 
Grund ihres Grafenamtes ihre Truppenkörper dem König 
zuzuführen hatten. Da man nur noch Reiterheere bildete, ſo 
wurden nur die Lehnsmannen und die in keinem Lehnsbande 
ſtehenden ritterlichen Freien aufgeboten. Die Bauern blieben 
daheim, zahlten aber Heerſteuer an ihren Fürſten, der für 
ein entſprechendes Kontingent an Reitern ſorgen mußte. Die 
einzelnen Kontingente wurden nach „Ritterpferden“ oder 
„Gleven“ (Lanzen) angeſetzt; man verſtand darunter einen 
Ritter mit Streitroß und Marſchpferd und zwei bis orei be⸗ 
rittenen, leichtbewaffneten Knappen oder Knechten. Zur 
Beſchaffung ihrer Kontingentsdienſte diente den Fürſten ihre 
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Lehnsmannſchaft an Grafen, Herren und Dienſtmannen. 
Jeder hatte ſeinem Fürſten eine beſtimmte Zahl von Ritter⸗ 
pferden zuzuführen, die er wieder durch Aufgebot ſeiner 
eigenen Lehnsmannen gewann. So ging es fort bis zu dem 
letzten Gliede in der Heerſchildsordnung, dem einſchildigen 
Ritter, der nur ein einziges Ritterpferd zu ſtellen hatte. 
Reichte die Lehnsmannſchaft nicht aus, ſo mußten Soldritter 
geworben werden. Die zur Heerfahrt entbotenen Städte 
ſtellten ihre Truppen noch immer auf Grund der allgemeinen 
Wehrpflicht, da dieſe aber für größere Heerfahrten nur zum 
Teil verwendbar waren, ſo erlangten die meiſten Städte im 
Laufe der Zeit entweder volle Befreiung oder doch Beſchrän⸗ 
kung ihrer Heerfolgepflicht auf die nächſte Umgegend. Die 
Geiſtlichkeit (mit Ausnahme der geistlichen Reichsfürſten) war 
vom Kriegsdienſt befreit, dafür waren aber Kirchen und Klö⸗ 
ſter zu Naturalleiſtungen an das Heer verpflichtet. Im übri⸗ 
gen war die Unterhaltung des Heeres Sache der einzelnen 
Bannerherren, doch erhielten die Fürſten ſpäter regelmäßig 
eine Geldunterſtützung von Reichs wegen, wodurch dann auch 
der Anſpruch ihrer Lehnsmannen auf Beihilfen begründet 
wurde. 

Die Anlage befeſtigter Plätze in größerem Maßſtabe iſt erſt 
ſeit Heinrich l. aufgekommen. Das Befeſtigungsrecht war ur⸗ 
ſprünglich innerhalb des ganzen Reiches ein freies Recht der 
Krone, durfte aber ſeit den Zugeſtändniſſen, die Friedrich II. 
den Fürſten gemacht hatte, nur noch auf Reichsland ausgeübt 
werden. Seitdem hatten die Fürſten innerhalb ihrer Terri⸗ 
torien das ausſchließliche Recht, Befeſtigungen anzulegen; 
alle anderen Perſonen bedurften zum Burgenbau der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung. Die Teilnahme an den Arbeiten 
zur Errichtung und Unterhaltung der Feſtungsanlagen (das 
„Burgwerk“) war eine öffentliche Laſt aller Anwohner, in den 
Städten eine ſolche der Bürgerſchaft. Den Beſatzungsdienſt 
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in den Burgen beſorgten die Burgmannen, die dafür mit 
einem ſogenannten Burglehen beſoldet wurden. Bei der Ver⸗ 
leihung einer Burg pflegte ſich der Lehnsherr für den Kriegs⸗ 
fall die Verwendung zu eigenen Zwecken („Offnungsrecht“) 
vorzubehalten. 

III. Das Finanzweſen. Das Münzweſen hatte infolge 
maſſenhafter Verleihung des Münzrechts, ſeit dem dreizehn⸗ 
ten Jahrhundert auch an Städte, ſeine finanzielle Bedeutung 
für das Reich faſt ganz verloren, nur die Prägung von Gold⸗ 
münzen war dem Reiche in der Hauptſache noch vorbehalten, 
wurde aber durch die Goldene Bulle auch den Kurfürſten zu⸗ 
geſtanden. Der Münzfuß blieb bis zum zwölften Jahrhundert 
im weſentlichen der alte, gelangte ſeitdem aber in arge Ver⸗ 
wirrung, da die Münzherren mit eigenem Gepräge und nach 
eigenem Münzfuß prägen durften, die dem Reiche zuſtehende 
Oberaufſicht aber nur in unzulänglicher Weiſe gehandhabt 
wurde. Im Verkehr wurden die Münzen nicht mehr gezählt, 
ſondern nach Pfunden oder halben Pfunden (kölniſche Mark) 
abgewogen. Da die Münzherren außer den Reichsmünzen 
jede nicht von ihnen geprägte Münze ausſchließen durften, 
außerdem häufig durch Münzverruf ihre eigenen Münzen 
außer Kurs ſetzten, ſo wurden ihre Münzſtätten zu einträg⸗ 
lichen Wechſelbänken, an denen auswärtige oder verrufene 
einheimiſche Münzen gegen Zahlung eines Schlagſchatzes um⸗ 
getauſcht wurden. Im weſentlichen ſorgten nur die Städte 
für gute Münzen, auch wurden durch fie größere Münzver⸗ 
eine ins Leben gerufen, die nach einheitlichem Syſtem präg⸗ 
ten und für freien Umlauf innerhalb des Vereinsgebietes 
ſorgten. Die Ausprägung erfolgte regelmäßig nicht unmittel⸗ 
bar im Auftrage der Münzherren, ſondern durch Münzge⸗ 
noſſenſchften (Hausgenoſſenſchaften), denen dafür ein grö- 
ßerer Unternehmergewinn gewährt wurde. Erſt ſeit dem 
vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert nahmen die Münz— 
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herren, namentlich die münzberechtigten Städte, die Aus⸗ 
münzung überwiegend ſelbſt in die Hand. 

Auch auf dem Gebiete des Zollweſens zeigte ſich der zu⸗ 
nehmende Fortſchritt auf ſeiten der Landesgewalten und der 
entſprechende Rückſchritt auf ſeiten des Reichs. Die Fürſten 
hatten ſämtlich ihre eigenen Zollſtätten und wachten eifer⸗ 
ſüchtig darüber, daß ſeitens des Reiches in der Nähe keine 
neuen Zollſtätten errichtet wurden, durch die dem Verkehr an 
ihren eigenen hätte Abbruch geſchehen können. Zollbefrei⸗ 
ungen zu ihrem Nachteil durften ſeitens der Krone nicht mehr 
gewährt werden. Da auch die Marktzölle, zumal in Verbin⸗ 
dung mit Wäge⸗und Budengeldern, eine erhebliche Einnahme 
für die Marktherren bildeten, ſo mußte der König ſich ver⸗ 
pflichten, in der Nähe bereits beſtehender fürſtlicher Märkte 
feinen Konkurrenzmarkt zuzulaſſen, ſich auch aller ſtraßenpoli⸗ 
zeilichen Anordnungen, durch die der Verkehr anderen Märk⸗ 
ten hätte zugeführt werden können, zu enthalten. Im übrigen 
blieb das Recht des Königs, neue Märkte zu errichten, unbe⸗ 
rührt, doch wurde es ſeit dem dreizehnten Jahrhundert unter 
ſtillſchweigender Genehmigung der Krone auch von den Für⸗ 
ſten ausgeübt. Das für fremde Marktbeſucher beſonders wich⸗ 
tige königliche Geleitsrecht, auf Grund deſſen auf Anſuchen 
bewaffnetes Geleite gegen Zahlung eines Geleitgeldes ge⸗ 
währt werden konnte, blieb dem König gewahrt, wurde aber 
ſeit Friedrich II. neben ihm auch den Fürſten innerhalb ihrer 
Territorien (als ein in ihrer Belehnung mitbegriffenes Recht) 
zugeſtanden. 

Von den Gerichtsgefällen hatten die öffentlichen Richter 
in der fränkiſchen Zeit nur ein Drittel behalten, dagegen 
zwei Drittel an den König abzuführen; nur in den Immuni⸗ 
täten kamen dieſe dem Immunitätsherrn zu. Im Mittel⸗ 
alter erhob der König gegenüber den Landesgerichten über⸗ 
haupt keine Anſprüche mehr, ihre Gefälle gehörten vielmehr 
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ganz dem Gerichtsherrn, nur die auf die Verletzung könig⸗ 
licher Gebote geſetzten Baunbußen waren nach wie vor an den 
König zu zahlen, auch bei Vermögenskonfiskationen, nament⸗ 
lich bei Geächteten, blieb das Recht des Königs gewahrt. Das 
Heimfallsrecht des Königs an erbloſem Gut hat ſich vereinzelt 
bis über das Mittelalter hinaus erhalten, im allgemeinen aber 
wurde es im Laufe des dreizehnten Jahrhunderts zu einem 
landesherrlichen Regal. 

Auch das ausſchließliche Aneignungsrecht des Königs an 
herrenloſen Grundſtücken war im Laufe des Mittelalters zu 
einem landesherrlichen Regal geworden, das ſich in dieſer Ge⸗ 
ſtalt bis zur Gegenwart erhalten hat. Dasſelbe gilt vom 
Strandregal, während das Recht des Reiches an den Strö⸗ 
men (des Königs Straßen) aufrechterhalten blieb, ſoweit nicht 
eine beſondere Verleihung ſtattgefunden hatte. Mit dem 
Bodenregal hatte auch ein gewiſſes Obereigentum des Kö⸗ 
nigs an den Allmenden zuſammengehangen (S. 39); aus ihm 
entſprang im Mittelalter die Obermärkerſchaft der Landes⸗ 
herren, die vielfach mißbräuchlich zu einem fürſtlichen Forſt⸗ 
regal erweitert wurde. 

Aus dem Wildbannrecht des Königs entwickelte ſich das 
landesfürſtliche Jagdregal, das die Tiere der hohen Jagd 
ausſchließlich dem Fürſten vorbehielt, während die übrige 
Jagd als landesherrliches Lehen ein Vorrecht der Ritterſchaft 
bildete. Nur vereinzelt hat ſich daneben auch ein Jagdrecht 
der Markgenoſſen auf den Allmenden erhalten. Weniger 
ſtreng iſt das Fiſchereiregal zur Durchführung gelangt, in der 
Hauptſache nur bei den ſchiffbaren Gewäſſern, bei denen es 
im allgemeinen noch heute beſteht. Die nichtſchiffbaren Ge⸗ 
wäſſer waren vielfach Allmende und unterlagen dem Fiſche⸗ 
reirecht der Gemeinden. 

Das Berg⸗ und Salzregal, das in der fränkiſchen Zeit nur 
in den von allen privaten Betrieben erhobenen Abgaben (nach 
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Art des „Landrechts“ von den Neukulturen) zutage trat, ſtand 
ſeit dem elften und zwölften Jahrhundert in anerkannter 
Übung, wenn auch ſeit dem dreizehnten Jahrhundert zum 
Teil modifiziert durch die Anfänge der Bergbaufreiheit. Durch 
die Goldene Bulle wurde den Kurfürſten das Regal im Be⸗ 
reich ihrer Kurlande eingeräumt, aber auch die übrigen Für⸗ 
ſten erwarben im Laufe der Zeit beſondere Verleihungen, ſo 
daß das königliche Regal gegen Ende des Mittelalters nur 
noch auf Reichsboden und in den meiſten nichtfürſtlichen 
Territorien beſtand. Da der Gegenſtand des Bergregals als 
„Fund unter der Erde“ betrachtet wurde, ſo ſtellte man es 
unter der gleichen Bezeichnung vielfach mit dem Schatzregal 
zuſammen, das anfangs ebenfalls für den König, ſpäter für 
die Landes⸗ und Gerichtsherren in Anſpruch genommen wur⸗ 
de, aber nicht in gleicher Weiſe zu allgemeiner Anerkennung 
kam. 

Von beſonderer Bedeutung für das Finanzweſen war das 
allmähliche Aufkommen eines Steuerſyſtems. Dem altdeut⸗ 
ſchen Recht waren Steuern unbekannt. Die üblichen Jahres⸗ 
geſchenke, die den Königen und Fürſten der germaniſchen Zeit 
bei Gelegenheit der allgemeinen Landesverſammlungen dar⸗ 
gebracht wurden, wurden zwar auch im deutſchen Reiche noch 
von den Großen bei Gelegenheit der Reichstage regelmäßig 
erwartet, aber ſie trugen doch immer nur den Charakter frei⸗ 
williger Ehrengeſchenke, denen man ſich, ohne die gute Sitte 
zu verletzen, nicht entziehen konnte. Ebenſowenig kann man 
die Lehnstaxen (Inveſtiturgebühren) oder den Judenſchatz 
als eine eigentliche Steuer betrachten. Den Ausgangspunkt 
für die Steuern haben die Beden oder Beten gebildet, wie 
ſie zunächſt von den Gerichtsherren, namentlich den Vögten 
der geiſtlichen Immunitäten, bei verſchiedenen Gelegenheiten 
gefordert und von den Gerichtsuntertanen, ohne die Aner⸗ 
kennung einer rechtlichen Verpflichtung, geleiftet wurden. 
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Die regelmäßige Wiederkehr geſtaltete die Beden allmählich 
zu einer feſten Jahresſteuer (Frühjahrs⸗ und Herbſtbede), die 
als Vogtbede von den Vögten, als Landesbede von den Lan⸗ 
desherren erhoben wurde. Auf dem Lande laſtete ſie aus⸗ 
ſchließlich auf dem bäuerlichen Beſitz, während Ritterſchaft 
und Geiſtlichkeit bedefrei waren. Die bedeutſamſten Beden 
waren die Jahresſteuern der Städte, die von den Stadtherren 
als Geſamtlaſt der Gemeinden gefordert, durch die Stadträte 
aber im Wege der Gemeindebeſteuerung von den Bürgern 
eingetrieben wurden. Die Jahresſteuern der Reichsſtädte 
ſtanden dem König zu, der außerdem in verſchiedenen Bi⸗ 
ſchofsſtädten eine Vogtbede erhob. 

Neben den ordentlichen Beden wurden in Bedürfnisfällen 
auch außerordentliche Notbeden gefordert. Der König galt 
als berechtigt, in Notfällen derartige außerordentliche Bei⸗ 
ſteuern von dem Reichskirchengute zu fordern, im Laufe des 
dreizehnten Jahrhunderts gelang es den Königen wiederholt, 
auch die Reichsſtädte, ſpaäter ſelbſt die Biſchofs⸗ und einige 
Herrenſtädte zur Bewilligung einer außerordentlichen Städte⸗ 
ſteuer zu bewegen. Auch allgemeine Reichsſteuern wurden zu 
verſchiedenen Malen auf Reichstagsbewilligung erhoben, be⸗ 
ſonders aus Anlaß der Huſſitenkriege. Immer aber wurde 
daran feſtgehalten, daß derartige Steuern nicht für die Dauer, 
ſondern nur für vorübergehende Zwecke gezahlt wurden und 
nur für diejenigen verbindlich waren, die die Steuer bewilligt 
hatten. In den Territorien hatten die Landſtände das Steu⸗ 
erbewilligungsrecht, wobei einerſeits auch die ſonſt bedefreien 
Klaſſen herangezogen wurden, andererſeits aber auch die 
Bauern, obwohl ſie in den Landtagen mit geringen Aus⸗ 
nahmen unvertreten waren, alſo an der Bewilligung nicht 
teilnahmen. 

Der Beſtand des Reiches an Krongütern war im Laufe der 
Zeit durch Schenkungen und Verpfändungen ſtark zurückge⸗ 
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gangen. Seit dem Interregnum hörte die Eigenwirtſchaft all- 
gemein auf; ſämtliche Krongüter waren verliehen oder ver⸗ 
pachtet. In den erſten Jahrhunderten des Reiches hatten die 
Pfalzgrafen, die man als eine Fortbildung der Königsboten 
anſehen muß, die Aufſicht über die Domänen. Seit Ende des 
dreizehnten Jahrhunderts wurde zu demſelben Zweck in 
Süddeutſchland, wo die Krongüter erheblich zahlreicher als 
in Norddeutſchland waren, die Landvogteien errichtet. 

Als Eigentum des Reiches in weiterem Sinn wurde das 
Reichskirchengut betrachtet, ein unverkennbarer Reſt der 
Eigenkirchenidee, die bis zu dem Inveſtiturſtreit unter Hein⸗ 
rich IV. und Papſt Gregor VII. das Verhältnis zwiſchen 
Staat und Kirche im Reiche beherrſcht hatte. Auch nachdem 
im Anſchluß an das Wormſer Konkordat von 1122 die Stel⸗ 
lung der Reichskirchen zum Reiche eine vorwiegend lehnrecht⸗ 
liche geworden war, blieben ſie doch immer noch eine Art 
Schatzkammer für das Reich. Bei dem Tode eines geiſtlichen 
Fürſten nahm der König kraft des Spolienrechts feinen gan⸗ 
zen beweglichen Nachlaß, ſoweit er aus dem Lehnsbeſitz her⸗ 
rührte, in Anſpruch. Dies Recht wurde zwar von Friedrich IL. 
aufgegeben, dagegen blieb das Regalienrecht, das dem König 
während der Dauer der Stuhlerledigung die geſamten Ein⸗ 
nahmen des Hochſtifts überwies, wenigſtens inſoweit be⸗ 
ſtehen, als es ſich um die Erträge der dem Hochſtift verliehenen 
Hoheitsrechte handelte, während die Erträge aus den Gütern 
der Kirche ſeit Friedrich II. ihr belaſſen wurden. Das gleiche 
Recht auf die Erträge der vom Reiche verliehenen Hoheits⸗ 
rechte, insbeſondere der Münzen, Zölle, Gerichtsgefalle und 
anderer nutzbarer Regalien, hatte der König überall im 
Reiche, wo er gerade anweſend war, für die Zeit ſeines Auf⸗ 
enthaltes; von größerer Bedeutung war dies Recht immer 
nur für die Reichs⸗ und Biſchofsſtädte, in denen die Reichs⸗ 
tage abgehalten wurden, geweſen. Seit Friedrich TI. wurde 
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es, um willkürlichen Verlängerungen vorzubeugen, im weſen⸗ 
ſentlichen auf die Dauer der Reichstage eingeſchränkt. Der 
König hatte für ſich und ſein Gefolge nicht nur während der 
Reichstage, ſondern auch bei bloß gelegentlichem Aufenthalt 
in einer Biſchofsſtadt den Anſpruch auf Unterkunft und freie 
Verpflegung. Die zahlreichen am Hofe angeſtellten Kleriker, 
zumal die Beamten der Kanzlei, bezogen Pfründen von 
Reichskirchen, dagegen erhielten ſie vom König keine Beſol⸗ 
dung, auch dann nicht, wenn ſie zu diplomatiſchen Zwecken 
auf Reiſen geſchickt wurden. 

Wie man hinſichtlich der Zugehörigkeit des Reichskirchen⸗ 
gutes zwar die praktiſchen Konſequenzen der älteren Auf⸗ 
faſſung feſtzuhalten ſuchte, über feine juriſtiſche Natur ſich 
aber in Unklarheit befand, ſo blieb auch die Unterſcheidung 
zwiſchen Reichsgut und Königsgut nach wie vor eine unvoll⸗ 
kommene, doch war man ſich darüber klar, daß der König 
zwar über ſein Hausgut frei verfügen könne, zu Verfügungen 
über Reichsgüter aber der Genehmigung des Reichstages 
oder der Kurfürſten bedürfe. Außerdem fanden bei Dynaſtie⸗ 
wechſeln wiederholte Revindikationen ſtatt, die den Zweck 
hatten, alle unter dem vorigen Herrſcherhaus abhanden ge⸗ 
kommenen Reichsgüter wieder in den Beſitz des Reiches zu 
bringen, was gegen Ende des dreizehnten Jahrhunderts 
mehrfach zu einer amtlichen Inventariſierung der Reichs⸗ 
güter führte, wie ſie einſt Karl der Große durch ſeine Königs⸗ 
boten hatte aufnehmen laſſen. Kam auf dieſe Weiſe der dem 
fränkiſchen Reiche noch unbekannte Begriff des fiskaliſchen 
Vermögens bereits einigermaßen zum Ausdruck, fo fehlte es 
dafür auch in den Territorien nicht ganz an Anknüpfungs⸗ 
punkten, da man doch zwiſchen dem Reichslehnsbeſitz und dem 
Allodialvermögen (Eigen) des Fürſten unterſcheiden mußte 
und die von den Landſtänden bewilligten Steuern nur von 
dieſen vereinnahmt und in den „Landkaſten“ abgeführt wur⸗ 
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den, deſſen Ausgaben ebenfalls unter ſtändiſcher Aufſicht 
ſtanden. 

IV. Die Gerichtsverfaſſung. Das Mittelalter hielt 
immer noch an dem Gedanken feſt, daß der König der eigent⸗ 
liche Richter im Reiche und jede andere Richterſtellung nur 
eine von ihm abgeleitete ſei. Darum hatte der König nicht 
nur die oberſte Richtergewalt, ſondern auch die Landrichter 
galten, ſolange die Reichsgewalt noch nicht vor den territori⸗ 
alen Gewalten zurückgetreten war, als unmittelbare Stell⸗ 
vertreter des Königs, aus deſſen Hand ſie die Richtergewalt 
(den Königsbann) empfingen und dem ſie, ſo oft er perſönlich 
anweſend war, den Platz zu räumen hatten. Nur die Nieder⸗ 
gerichte waren durchweg territorial geworden und hatten den 
Zuſammenhang mit dem Reiche verloren. 

Die oberſtrichterliche Tatigkeit des Königs kam in dem 
königlichen oder Reichshofgericht zum Ausdruck. Der frü⸗ 
here Stellvertreter des Königs, der Pfalzgraf, hatte ſich nur 
in Italien noch einige Zeit erhalten. Erſt der Mainzer Reichs⸗ 
tag von 1235 ſchuf für ſeinen Wegfall einen Erſatz durch das 
Amt des königlichen Hofrichters und die Errichtung einer 
neuen Hofgerichtskanzlei unter dem Hofgerichtsſchreiber. Der 
Hofrichter war fortan der ſtändige Vertreter des Königs in 
allen geringeren Sachen. Als „hohe Sachen“ (causae 
maiores) blieben dem König außer der Verhängung der 
Reichsacht die Ungerichtsklagen (Kriminalſachen) gegen Für⸗ 
ſten ſowie die ihr Grundeigentum oder ihren Lehnsbeſitz be⸗ 
treffenden Entſcheidungen vorbehalten. 

Selbſturteilender Richter war der König oder ſein Ver⸗ 
treter nur in Italien, wo die Beiſitzer bloße Berater des Rich⸗ 
ters waren, dagegen bedurfte das deutſche Hofgericht nach 
wie vor der Urteilfinder. Eine feſt geregelte Beſetzung hatte 
das Hofgericht auch jetzt noch nicht, da die Urteiler immer nur 
für die einzelne Tagung berufen wurden; bei den hohen 
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Sachen der Fürſten mußten ſie dem Fürſtenſtande ange⸗ 
hören. Zeit und Ort der Sitzungen waren ebenſowenig be⸗ 
ſtimmt, doch durfte der Hofrichter nur am jeweiligen Aufent⸗ 
haltsorte des Königs Gericht halten. War der König außer⸗ 
halb des Reiches, ſo trat der von ihm eingeſetzte Reichsver⸗ 
weſer, bei Thronerledigung aber der Reichsvikar an ſeine 
Stelle. 

Das Hofgericht war das ordentliche Gericht für Klagen 
gegen Reichsfürſten, Reichsſtädte und Reichsminiſterialen, 
überhaupt gegen alle keiner landesherrlichen Gewalt unter⸗ 
ſtehenden Reichsunmittelbaren, ferner für Prozeſſe um 
Reichsgüter oder Reichsrechte. Außerdem war es das oberſte 
Berufungsgericht innerhalb des Reiches, ſoweit es nicht durch 
ein königliches privilegium de non appellando für gewiſſe 
Landesteile (z. B. für die Kurfürſtentümer auf Grund der 
Goldenen Bulle) ausgeſchloſſen war. Die Befugnis, eine noch 
nicht rechtshängige oder rechtskräftig abgeurteilte Sache mit 
Umgehung des zuſtändigen Gerichts ſofort an das Hofgericht 
zu bringen (Evokationsrecht), wurde mehr und mehr durch 
privilegia de non evocando ausgeſchloſſen und war gegen 
Ende des Mittelalters ſo gut wie beſeitigt. Dagegen blieb das 
Hofgericht ungeachtet aller Privilegien ſtets zuſtändig, wenn 
der Kläger durch ſeinen Gegner oder durch das zuſtändige Ge⸗ 
richt an der Verfolgung ſeines Rechtes gehindert wurde, alſo 
in allen Fällen der Rechtsverweigerung. 

Die vielfachen Mängel, an denen das Reichshofgericht litt, 
hatten im fünfzehnten Jahrhundert ſeine vollſtändige Zer⸗ 
rüttung herbeigeführt, ſo daß die Könige viele Rechtsſachen 
entweder durch delegierte Richter als königliche Kommiſſare 
entſcheiden ließen oder auch die Entſcheidung perſönlich in die 
Hand nahmen, wobei fie ſich nach italieniſchem Muſter ihrer 
Räte nicht als Urteilfinder, ſondern nur zu ihrer Beratung 
bedienten. Auf dieſe Weiſe iſt das königliche Kammerge⸗ 
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richt (feit 1415) ins Leben getreten, dem das Reichshofgericht 
ſchon nach wenigen Jahrzehnten vollſtändig weichen mußte. 

Ordentliche Gerichte für die an Hals oder Hand gehenden 
Ungerichtskle gen ſowie für Immobiliar⸗ und Freiheitspro⸗ 
zeſſe waren, ſoweit die Klage nicht gegen Reich3unmittelbare 
ging, die gräflichen Landgerichte. Die Schöffenverfaſſung 
hatte ſich bei den fränkiſchen, ſächſiſchen und thüringiſchen 
Landgerichten unverändert erhalten, während in den baieri⸗ 
ſchen und ſchwäbiſchen Rechtsgebieten meiſtens keine ein für 
allemal beſtimmten Urteilerkollegien beſtanden, ſondern die 
mit der Urteilsfindung betrauten Beiſitzer oder „Richter“ für 
jeden einzelnen Dingtag berufen wurden. In Friesland be⸗ 
haupteten fi) die Aſegen als Einzelurteilfinder zum Teil bis 
gegen Ende des Mittelalters. Als Boten und Gerichtsvoll⸗ 
zieher hatte jedes Landgericht ſeinen Fronboten oder Büttel, 
der in keiner Tagung fehlen durfte. 

Die der alten Gerichtsverfaſſung entſprechenden Landge⸗ 
richtsſprengel waren die Grafſch sten, Landrichter die Grafen. 
Da aber jedes Landgericht ſeinen eigenen, vom König un⸗ 
mittelbar mit der Gerichtsgewalt ausgeſtatteten Richter haben 
mußte, ſo konnten die größeren Fürſten, deren Herrſchaft 
mehrere Grafſchaften umfaßte, nur in einer von dieſen das 
Richteramt ſelbſt ausüben; mit den übrigen Grafſchaften 
mußten ſie beſondere Grafen oder Vizegrafen belehnen, 
denen der König dann die Gerichtsgewalt (den Königsbann) 
durch beſondere Bannleihe erteilte. Anders nur in den Mar⸗ 
ken, die zwar ebenfalls mehrere Landgerichte umfaßten, aber 
gleichwohl als einheitliche Gerichtsſprengel unter dem Mark⸗ 
grafen als dem gemeinſamen Richter angeſehen wurden. In 
den meiſten Fürſtentümern kam es ſeit der zweiten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts, am ſpateſten in den geiſtlichen dahin, 
daß die Landesherren die Landgerichte nicht mehr verliehen, 
ſondern mit Beamten, den Landrichtern, beſetzten, die reine 
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Landesbeamte waren und nicht mehr, wie die früheren Lehn- 
grafen, unter Königsbann dingten. Mehr und mehr be⸗ 
ſchränkte ſich die Gerichtsbarkeit dieſer auf die Grafengerichte 
zurückgehenden (ſogenannten höheren) Landgerichte auf die 
höhere Geiſtlichkeit, die Edelleute, Klöſter und Stadtgemein⸗ 
den, für die niederen Klaſſen der Bevölkerung gewann das ehe⸗ 
mals vom Zentenar geleitete Hundertſchaftsgericht. das nun⸗ 
mehr ebenfalls häufig als Landgericht (ſogenanntes niederes 
Landgericht) bezeichnet wird, ausſchließliche Kompetenz. 
Jene höheren Landgerichte find vielfach, zuerſt, wie es ſcheint, 
in den Marken, durch ein vom Fürſten ſelber an ſeinem Hofe 
abgehaltenes Gericht, das fürſtliche Hofgericht, ver⸗ 
drängt worden. Da man in dem Fürſten, der die Grafen⸗ 
rechte nach wie vor durch ſeine Belehnung unmittelbar aus 
der Hand des Königs empfing, immer noch den eigentlichen 
Träger des Richteramtes im ganzen Lande erblickte und die 
von ihm angeſtellten Landrichter nur als ſeine Organe be⸗ 
trachtete, fo entwickelte ſich alsbald ein Rechtszug von den 
übrigen Gerichten des Landes an das der Fürſten, das nun⸗ 
mehr zum Obergericht für die nichteximierten Klaſſen wurde. 
Noch weiter ging man in ſolchen Territorien, in denen (wie 
in den Kurfürſtentümern durch die Goldene Bulle) durch pri- 
vilegium de non appellando die Berufung an das Reichs- 
hofgericht ausgeſchloſſen worden war. Hier hielt man ſich 
für berechtigt, gegen Urteile des fürſtlichen Hofgerichts Be⸗ 
rufungen an den Landesfürſten ſelbſt einzulegen, was gegen 
Ende des Mittelalters nach dem Vorbilde des kaiſerlichen 
Kammergerichts in den größeren Territorien zur Bildung 
fürſtlicher Kammergerichte oder Juſtizkanzleien als der ober- 
ſten Landesgerichte führte. 
Eine weitere Veränderung erfuhr die Verfaſſung der Land⸗ 

gerichte dadurch, daß die Krongüter unter dauernder Ex⸗ 
emtion von den Grafſchaften zu Reichsvogteien mit eigenen 
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Landgerichten organifiert wurden. Eine ähnliche Entwicklung 
vollzog ſich zum Teil in den Immunitäten, die bis dahin 
nur eigene Niedergerichte gehabt hatten, im Mittelalter aber 
vielfach zu hohen Vogteien mit der hohen Gerichtsbarkeit er⸗ 
hoben wurden. Da die meiſten hohen Vogteien aus geiſt⸗ 
lichen Immunitäten hervorgegangen waren, in denen die 
mit der hohen Gerichtsbarkeit betrauten Stifts⸗ oder Kirchen⸗ 
vögte den Blutbann nicht von dem geiftlichen Herrn, ſondern 
nur vom König empfangen konnten, ſo erhielten ſich dieſe 
vogteilichen Landgerichte langer im unmittelbaren Reichsver⸗ 
bande, aber ſeit dem 14. Jahrhundert nahmen auch ſie einen 
rein territorialen Charakter an. Soweit die Landgerichte der 
Reichsvogteien und der ſonſtigen hohen Vogteien auch Städte 
umfaßten, kam es ſeit dem 12. Jahrhundert vielfach, nament⸗ 
lich in den Reichs⸗ und Biſchofsſtädten, zu einer Abzweigung 
des Stadtgebietes vom Landgericht, ſo daß die Stadt ein 
eigenes höheres Stadtgericht erhielt, in welchem ein Unter⸗ 
vogt des Reichs⸗ oder Stiftsvogtes die hohe Gerichtsbarkeit 
in Strafſachen ausübte. Die Immobiliarſachen waren in den 
Städten meiſtens den Niedergerichten überwieſen. Sehr 
empfindlich für die höheren Stadtgerichte war die Konkur⸗ 
renz der Stadträte, die bei Verletzungen des Stadtfriedens 
eine eigene Gerichtsbarkeit beanſpruchten und es vielfach da⸗ 
hin brachten, das höhere Stadtgericht ganz beiſeite zu drängen 
oder es für die Stadt ſelbſt zu erwerben. 

Neben der zunehmenden Territorialiſierung der höheren 
Gerichte gab es in Süddeutſchland noch eine größere Zahl 
von königlichen Landgerichten, die aus Reichsvogteien 
hervorgegangen waren und durch die Einrichtung der Reichs⸗ 
Landvogteien ihren Amtscharakter bewahrt hatten. Die her⸗ 
vorragendſten unter ihnen waren das königliche Landgericht 
zu Nürnberg, mit dem die Burggrafen von Nürnberg belehnt 
waren, ferner die Landgerichte in der Pürß (das „Birsge⸗ 
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richt“) und zu Rottweil (ſpäter als „Hofgericht“ bezeichnet). 
Dieſe und einige andere galten als berechtigt, auch Rechts⸗ 
ſachen aus anderen Gerichtsbezirken abzuurteilen, wenn der 
Kläger bei dem zuſtändigen Gericht ſein Recht nicht hatte er⸗ 
langen können, alſo eine Rechtsverweigerung vorlag. 

Ganz beſonders bedeutſam wurde dieſe Rechtsauffaſſung 
für Weſtfalen, wo ſich aus beſonderen Gründen die Land⸗ 
gerichte allgemein in feſter Verbindung mit dem Reiche er⸗ 
halten hatten. Sie hießen hier Freigerichte oder Freiſtühle, 
von der zu ihrer Zuständigkeit gehörigen Strafgerichtsbarkeit 
auch Femgerichte (mhd. veme Strafe). Die Inhaber 
der Freigrafſchaften oder Stuhlherren waren nicht nur die 
weſtfäliſchen Fürſten, ſondern auch ſolche Herren, denen nur 
das Gericht, im übrigen aber keine landesherrliche Gewalt 
zukam. Soweit der Stuhlherr ſelbſt dem Gerichte vorſtand, 
war er zugleich Freigraf, die meiſten Freigrafen waren aber 
Angeſtellte ihres Stuhlherren. Jeder Freigraf mußte vom 
König oder von dem Kurfürſten von Köln als königlichem 
Statthalter der weſtfäliſchen Gerichte die Bannleihe empfan⸗ 
gen. Dadurch wurde für die Freigerichte die Eigenſchaft als 
königliche Gerichte bewahrt, und daraufgründete ſichihrſeit der 
zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts mehr und mehr zur An⸗ 
erkennung gelangter Anſpruch, neben der gewöhnlichen land⸗ 
gerichtlichen Gerichtsbarkeit innerhalb ihres Sprengels noch 
eine das ganze Reich umfaſſende außerordentliche Gerichts⸗ 
barkeit in „Femwrogen“ auszuüben. Femwroge (d. h. Tem: 
rüge) nannte man eine von einem Freiſchöffen vorgetragene 
Ungerichtsklage, die ſich darauf ſtützte, daß der Verletzte bei 
dem zuſtändigen Richter ſein Recht nicht hatte erlangen kön⸗ 
nen; Vorausſetzung war alſo eine Rechtsverweigerung des 
zuſtändigen Richters oder des Angeklagten. Unterſtützt wurde 
dieſe Ausdehnung der weſtfäliſchen Gerichtsbarkeit durch die 
Einrichtung des Frei- oder Femſchöffenbundes, der eine große 
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Zahl gut beleumundeter Männer in den angeſehenſten Stel⸗ 
lungen in allen Teilen des Reiches umfaßte. Die Aufnahme, 
bei der beſtimmte Bedingungen erfüllt ſein mußten, konnte 
nur auf roter, Erde“, d. h. vor einem weſtfäliſchen Freigericht, 
erfolgen; der Aufzunehmende hatte einen feierlichen Eid zu 
leiſten und wurde dann, wiſſend“, d. h. mit den Geheimniſſen 
der weſtfäliſchen Gerichte und den geheimen Erkennungs⸗ 
zeichen des Bundes bekanntgemacht. Während die gewöhn⸗ 
lichen Verhandlungen der Freigerichte ſich in gewohnter 
Weiſe öffentlich im echten Ding abſpielten, gehörten die Fem⸗ 
wrogen vor die gebotenen oder Stillgerichte, in denen die 
Offentlichkeit ausgeſchloſſen wurde, ſo daß bei Todesſtrafe 
nur Geladene und Mitglieder des Freiſchöffenbundes 
gegenwärtig ſein durften. Kam der Angeklagte zu dem ihm 
angeſetzten Tage, jo ging das Verfahren feinen gewöhnlichen 
Gang. Blieb er dagegen ohne Entſchuldigung aus, und wurde 
die Sache auch nicht vom König zu hofgerichtlicher Entſchei⸗ 
dung abgefordert, ſo wurde ſofort die Offentlichkeit ausge⸗ 
ſchloſſen und in geheimer Verhandlung (geheimer „Acht“ die 
feierliche Verfemung des Ungehorſamen ausgeſprochen. Die 
Verfemung war gleichbedeutend mit der ſonſt dem Könige 
vorbehaltenen Reichsacht, hatte aber zugleich die Bedeutung 
eines alle Freiſchöffen zur Vollſtreckung verpflichtenden 
Todesurteils über den Geächteten. 

Erſt in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts haben die 
weſtfäliſchen Gerichte durch häufige Übergriffe und miß⸗ 
bräuchliche Anwendung von Notgerichten, zu denen ſich auch 
außerhalb der roten Erde ſchon drei Freiſchöffen, wenn ſie 
einen Verbrecher auf handhafter Tat ertappten, konſtituieren 
konnten, das ihnen bis dahin geſchenkte allgemeine Vertrauen 
geſchädigt und eine immer ſchärfere Reaktion hervorgerufen, 
die ſich in einer zunehmenden Zahlvonkaiſerlichen Exemtions⸗ 
privilegien äußerte, ſo daß ſchließlich fachlich und räumlich 
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nur ein ſehr begrenzter Wirkungskreis für die einſt ſo gefürch⸗ 
teten heimlichen Gerichte Weſtfalens übrigblieb. 

Die Städte bildeten eigene Niedergerichtsbezirke unter 
dem vom Stadtherrn eingeſetzten Amtmann oder Stadt⸗ 
ſchultheißen, dem regelmäßig auch die Gerichtsbarkeit über 
ſtädtiſchen Grundbeſitz übertragen wurde. Unter den im 
weſentlichen Hochgerichtscharakter tragenden Land⸗, Zent⸗ 
und Gogerichten bildeten ſich Niedergerichtsſprengel aus; ſie 
fielen meiſtens mit den Kirchſpielen oder Dorfſchaften, in 
Baiern zum Teil mit grundherrlichen Hofmarken zuſammen, 
ſo daß an die Stelle der früheren Gerichte nunmehr Kirch⸗ 
ſpiel⸗, Dorf- oder Hofmarkgerichte, im Moſelgebiet 
die Zendereien traten. Die nunmehrigen Niederrichter 
waren die Schulzen (zum Teil erbliche Lehnſchulzen), in 
manchen Gegenden auch Dorf- oder Zentgrafen, Zender oder 
Hunnen genannt. Auch die Zuſtändigkeit der ländlichen Nie⸗ 
dergerichte wurde im Laufe der Zeit vielfach auf bäuerliches 
Eigen ausgedehnt. In den größeren Städten wurden zum 
Teil mehrere Untergerichtsbezirke eingerichtet, ſei es für die 
Nie dergerichtsbarkeit überhaupt, oder nur für Auflaſſungen 
und andere Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Auf dieſe 
Weiſe entſtanden ſchon ſeit dem 12. Jahrhundert die Schreins⸗ 
ämter in Köln, die älteſten Vorgänger der heutigen Grund⸗ 
buchämter. 

Neben den ordentlichen Gerichten gab es noch eine große 
Zahl von Sondergerichten; ſo für die Streitigkeiten in Lehn⸗ 
ſachen und für die Vornahme von Belehnungen die Lehns⸗ 
gerichte, in denen die Lehnsherren Richter, die Lehns⸗ 
mannen Urteiler waren, ferner für die Rechtsverhältniſſe der 
Miniſterialen die Dienſtgerichte, für die Hofhörigen die 
grundherrlichen Hofgerichte (Baudinge, Hubgerichte) und 
die Fronhöfe. Genoſſenſchaftliche Gerichte waren die 
Märkerdinge und Dorfgemeindegerichte (Bauer- 
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ſprachen, Heimgereiden), in den Stadten die Morgen⸗ 
ſprachen der Zünfte. 

Die geiſtlichen Gerichte waren im Mittelalter durchweg 
zu ordentlichen Gerichten über die Geiſtlichkeit geworden, nur 
Lehnsſachen waren den Lehnsgerichten, Schuldklagen und 
Immobiliarprozeſſe wenigſtens teilweiſe den weltlichen Ge⸗ 
richten verblieben. Auch Laien hatten in zahlreichen Sachen, 
die auch nur entfernt die kirchlichen Pflichten berührten, die 
geiſtliche Gerichtsbarkeit über ſich ergehen zu laſſen, in ande⸗ 
ren hatte ſich wenigſtens eine konkurrierende Gerichtsbarkeit 
der Kirche durchgeſetzt, die freilich durch die Landes⸗ und 
namentlich durch die ſtädtiſche Geſetzgebung vielfach be⸗ 
ſchränkt oder ausgeſchloſſen wurde. Gehandhabt wurde die 
Gerichtsbarkeit über Laien von den Biſchöfen, die ſich ſpäter 
aber auf die höchſten Kreiſe (Fürſten, homines synodales, 
semperliute) beſchränkte und alle übrigen ihren Archidiako⸗ 
nen oder Pröpſten, in den unterſten Kreiſen wohl auch den 
Erzprieſtern überließen. Dabei hatten dieſe Sendgerichte 
(S. 47) eine Ausgeſtaltung dahin erfahren, daß an jeder 
Pfarrkirche beſtimmte, gut beleumundete Perſonen als ver⸗ 
eidigte testes synodales angeſtellt waren, die vor dem geiſt⸗ 
lichen Richter (dem Sendherrn) von Amts wegen alles Straf 
würdige anzugeben (zu rügen“) hatten. Dieſe Sendſchöffen 
find ſpäter das Vorbild für die weſtfäliſchen Frei⸗ oder Fem⸗ 
ſchöffen geworden. Im ſpäteren Mittelalter waren die 
Bischöfe mit zunehmendemérfolge beſtrebt, die geiſtliche Ge⸗ 
richtsbarkeit über Laien wieder an ſich zu ziehen, indem ſie 
eigene biſchöfliche Offiziale mit ihr betrauten. 


89. Territorien und Städte. 

I. Die Territorien. Durch die Ausbildung der Erblich⸗ 
keit verloren die Amtslehen der Fürſten den Amtscharakter 
mehr und mehr und wurden zu Vermögensobjekten, zu Be⸗ 
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ſtandteilen des fürſtlichen Familiengutes, die mit Einwilli⸗ 
gung des Königs auch unter mehrere Erben geteilt, durch die 
Hand des Königs ganz oder teilweiſe auf andere übertragen 
werden konnten. Den Begriff des Grafenamtes verdrängte 
der Begriff der Grafſchaft, und dieſe wieder wurde aus einem 
feſt abgegrenzten Amtsſprengel zu einem mehr oder weniger 
willkürlich geſtalteten Territorium: an die Stelle der Gau⸗ 
oder Grafſchaftsverfaſſung trat die Territorialverfaſſung, und 
die Grafen wurden aus Richtern des Landes zu Landes⸗ 
herren (domini terrae), die mit den Grafenrechten über ein 
beſtimmtes Territorium ausgeſtattet waren. Seit dem 14. 
Jahrhundert galt es bei den Fürſtentümern als Regel, daß fie, 
wenn der Inhaber mehrere lebensfähige Söhne hinterließ, 
auch ohne beſondere königliche Genehmigung unter dieſe ge- 
teilt wurden. Manche Fürſtentümer (wie die Herzogtümer 
Oſterreich und Braunſchweig) erhielten vom König ſogar den 
Charakter als Weiberlehn, ſo daß ſie nach dem Ausſterben 
des Mannesſtammes auf die weibliche Linie übergehen konn⸗ 
ten. Die Beſtimmung der Goldenen Bulle von 1356 über die 
ungeteilte Vererbung der Kurfürſtentümer nach den Grund⸗ 
ſätzen des Erſtgeburtsrechtes, die alsbald in Oſterreich Nach⸗ 
ahmung fand und in Brandenburg durch das Erbfolgegeſetz 
des Markgrafen Albrecht Achilles (dispositio Achillea von 
1473) auf das ganze Staatsgebiet mit Ausnahme der fränki⸗ 
ſchen Lande ausgedehnt wurde, wollte nicht mehr den Amts⸗ 
charakter, ſondern vielmehr den ſtaatlichen Charakter des Lan⸗ 
des zum Ausdruck bringen, ſie bedeutete keine rückläufige Be⸗ 
wegung zugunſten der Reichseinheit, ſondern vielmehr einen 
weiteren Fortſchritt auf dem Wege der Auflöſung des Reiches 
in eine Reihe mehr oder weniger ſelbſtändiger Staatsgebilde. 

Auch das Zentenaramt und die grundherrlichen Elemente 
haben bei der Ausbildung der Territorialverfaſſung eine 
Rolle geſpielt, indem es den Zentenaren gelang, die kon— 


s 9. Territorien und Städte. a 


kurrierende gräfliche Gerichtsbarkeit zu beſeitigen und ſelber 
die ſogenannten Grafenrechte zu erlangen, indem ferner die 
großen Grundherren geiſtlichen Standes mehr und mehr es 
erreichten, ihre Immunitätsrechte durch Erwerb der Blut⸗ 
gerichtsbarkeit zur hohen Vogtei zu erweitern. So kam es 
zu neuen territorialen Gebilden, die ſich den Grafſchaften 
ebenbürtig zur Seite ſtellten. 

Die für die Laienfürſten ſo bedeutſam gewordene Um⸗ 
wandlung der Grafſchaften aus Amtsſprengeln zu erblichen 
Territorien hatte die geiftlichen Fürſten zunächit unberührt 
laſſen müſſen. So vermochle ſich bei dieſen der Amtscharakter 
länger zu behaupten, was wieder für die Könige vielfach den 
Anlaß gab, gerade die Reichskirchen in freigebigſter Weiſe mit 
Gütern und einträglichen ſtaatlichen Rechten auszuſtatten, bis 
Friedrich II. ihnen in der Confoederatio cum prineipibus 
ecelesiastieis bon 1220 ganz allgemein eine Reihe der wich⸗ 
tigſten Hoheitsrechte und Reichsfreiheiten einräumte. Dies 
wurde für die Laienfürſten alsbald zum Anlaß, die gleichen 
Zugeſtändniſſe auch für ſich zu fordern. Ihrem Verlangen 
kam die „Constitutio in favorem prineipum“ des Königs 
Heinrich von 1231, ein Jahr ſpäter mit einigen Abſchwächun⸗ 
gen von Friedrich II. beſtätigt, in umfaſſender Weiſe ent⸗ 
gegen. Durch dieſe Privilegien geſtalteten ſich die bisher im 
weſentlichen auf die gräflichen Befugniſſe beſchränkt geweſe⸗ 
nen landesherrlichen Rechte der Füriten zu einer wahren 
Landeshoheit, die außerdem von vornherein den Keim zur 
Erweiterung durch Einzelprivilegien und gewohnheitsrecht⸗ 
liche Fortbildung in ſich trug. 

Ganz beſonders machte ſich dieſe Erweiterung bei der Lan⸗ 
deshoheit der Kurfürſten geltend. Es ging wohl noch auf das 
alte Stammesherzogtum zurück, wenn der König von Boh⸗ 
men im Beſitz zahlreicher Vorrechte geblieben war die teinem 
anderen Reichsfürſten mehr zuſtanden, bis Karl IV. ſich ge⸗ 
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nötigt ſah, dieſe ihm als Träger der böhmiſchen Krone gebüh⸗ 
renden Privilegien durch die Goldene Bulle von 1356 zum 
Gemeingut der ſämtlichen Kurfürſten zu machen; ihre, alle 
anderen Reichsfürſten überragende Stellung wurde in dem⸗ 
ſelben Geſetze dadurch zum Ausdruck gebracht, daß gegen die 
Perſon eines Kurfürſten gerichtete Miſſetaten geradezu nach 
den für Majeſtätsverbrechen erlaſſenen Beſtimmungen des 
römiſchen Rechts geahndet werden ſollten. 

Gegenüber der Landeshoheit der Kurfürſten und der etwas 
geringeren der übrigen Reichsfürſten kam es auch zu einer be⸗ 
ſchränkten Landeshoheit nichtfürſtlicher Grafen und Herren, 
denen ſich noch manche Vorſtände („Prälaten⸗“) nichtgefürſte⸗ 
ter Klöſter und Abteien anreihten. Da für ſie die Privilegien 
Friedrichs II. nicht in Betracht kamen, ſo gründeten ſich ihre 
landesobrigkeitliche Stellung vornehmlich auf die Grafen⸗ 
rechte, zumal die hohe Gerichtsbarkeit, deren Beſitz in allen 
Fällen geteilter Landeshoheit für die Frage, wer unter den 
verſchiedenen Herren als der eigentliche Landesherr anzuſehen 
ſei, entſcheidend war. 

Zu den wichtigſten Beſtandteilen der Landeshoheit gehörte 
außer den gräflichen Rechten insbeſondere das Recht der 
Landesgeſetzgebung und Landesbeſteuerung, die Handhabung 
der Landesverwaltung und Polizei und des dazu gehörigen 
Rechtes des Gebotes und Verbotes („Zwing und Bann), 
das Recht des Glockenklanges, d. h. die Befugnis, die Unter⸗ 
tanen durch Sturmläuten und Landgeſchrei zufammenzu- 
rufen, das Geleitsrecht für Fremde, die ins Land kamen, und 
das Befeſtigungsrecht, verbunden mit der Befugnis, die Um⸗ 
wohner zum „Burgwerk“, d. h. zur Teilnahme an den Be⸗ 
feſtigungsarbeiten, aufzubieten. 

Die Zentralverwaltung war in den Territorien ganz 
nach dem Vorbilde des Königshofes organiſiert. Der Dienſt 
in den vier Hofämtern (Truchſeß, Kämmerer, Marſchall und 
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Schenk) war Sache fürſtlicher Miniſterialen. An der Spitze 
jedes Amtes ſtand ein mit dieſem als „Erbhofamt“ belehnter 
Edelherr oder ein höherer Miniſterial. Der Kanzler war bis 
gegen Ende des 14. Jahrhunderts auch hier regelmäßig geift- 
lichen Standes. Neben ihm und dem Marſchall kam für die 
Landesverwaltung ſeit dem 13. Jahrhundert beſonders der 
Hofmeiſter in Betracht, das Haupt des ganzen Hofſtaates und 
in verſchiedenen Territorien auch oberſter Miniſter und be⸗ 
rufener Stellvertreter des Fürſten. Wie der König, jo hatte 
auch jeder Fürſt ſeinen „Hofrat“ oder „heimlichen Rat“. Erſt 
im 15. Jahrhundert wurden die Hofräte feſter organiſiert, 
ſo daß ſie als wirkliches Regierungskollegium („Kammer“) 
galten und nach Bedürfnis auch als höheres Landgericht Ver⸗ 
wendung finden konnten. 

Die Organiſation der mittleren und niederen Ver⸗ 
waltung ſchloß ſich zunächſt durchaus an die erſt ſpäter zu 
betrachtende Gerichtsorganiſation an. Einheitliche Staats⸗ 
gebilde, wo der Landesherr zugleich der ordentliche Richter 
feines Landes war, waren die auf eine einzige Grafſchaft be- 
ſchräukten Territorien und die Markgrafſchaften, deren Aus⸗ 
dehnung zwar die Einteilung in mehrere Gerichtsſprengel not⸗ 
wendig machte, wobei aber doch immer der Markgraf der 
ordentliche Richter blieb; die Land⸗ oder Hofrichter waren 
ſeine Beamten, ſie verſahen ihren Dienſt nur als ſeine Ver⸗ 
treter und mußten ihm weichen, ſobald er perſönlich anweſend 
war. Alle übrigen größeren Territorien, die mehr als eine 
Grafſchaft umfaßten, waren zuſammengeſetzte Staatsgebilde. 
Auch hier erſtreckten ſich zwar die allgemeinen landesherrli⸗ 
chen Rechte auf das ganze Gebiet, aber für die Rechtspflege 
mußte jede Grafſchaft ihren eigenen Grafen haben. Der Lan⸗ 
desherr durfte die gräflichen Funktionen nur in einer ſeiner 
Grafſchaften ausüben, in allen übrigen mußte er von ihm be⸗ 
lehnte Grafen haben, die ihre Gerichtsverwaltung als könig⸗ 


120 Dritte Periode. Das deutſche Mittelalter. 


liche Landrichter, unabhängig von dem Landesfürſten, führ⸗ 
ten; auch die Markgrafen mußten ſich dieſer Ordnung fügen, 
ſoweit ſie außer der Mark noch Grafſchaften beherrſchten. In 
den geiſtlichen Fürſtentümern befand ſich die hohe Gerichts⸗ 
barkeit durchweg in den Händen der Stiftsvögte. Erſt ſeit 
der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts wurde es den Für⸗ 
ſten mehr und mehr möglich, ſich der Lehngrafen und der 
Stiftsvögte zu entledigen. Das Ergebnis war überall, im 
Gegenteil zu der Feudaliſierung des Reiches, die Beſeitigung 
oder doch möglichſte Zurückdrängung des Lehnsweſens aus 
der Organiſation der Territorien und ſein Erſatz durch ein 
landesherrliches Beamtentum, deſſen vornehmſte Träger die 
fürſtlichen Miniſterialen waren. 

Während die Organiſation der niederen Verwaltung im 
öſtlichen Deutſchland den Zuſammenhang mit der Gerichts- 
organiſation feſthielt und der Richter in alter Weiſe zugleich 
der ordentliche Verwaltungsbeamte ſeines Sprengels war, 
vollzog ſich ſeit Ende des 13. Jahrhunderts in Weſtdeutſchland 
im Anſchluß an die Verwaltung der landesherrlichen Burgen 
eine Entwicklung, die zu einer Trennung von Juſtiz und Ver⸗ 
waltung führte. Der Burgvogt (Burghauptmann, Burggraf) 
war Kommandant der Burg und der für ihre Befeſtigung 
beſtimmten ritterlichen Burgmannen und niederen Burgleute 
(Bürger, Turmknechte), hatte aber auch die Verwaltung der 
zu ihrer Beſoldung dienenden Burglehen und innerhalb 
ſeines Burgſprengels die Oberaufſicht über die landesherr⸗ 
lichen Güter und Gerechtſame ſowie über die Lehen der fürſt⸗ 
lichen Miniſterialen. Ihm lag ferner die Fürſorge für den 
Landfrieden, die Polizeiverwaltung und die Aufficht über 
die ſämtlichen Beamten feines Sprengels ob. Er hatte dem⸗ 
gemäß auch das Recht des Gebotes und Verbotes (Zwing 
und Bann), d. h. die Befugnis zum Erlaß von Polizeiverord⸗ 
nungen, und konnte in Fällen gemeiner Not kraft des ihm zu— 
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ſtehenden Rechts des Glockenklanges ein allgemeines Landes⸗ 
aufgebot verkündigen. Je mehr ſeine militäriſchen Aufgaben 
zurücktraten, deſto mehr trat ſeine Verwaltungstatigkeit in 
den Vordergrund, der Burgbezirk geſtaltete ſich zum „Amt“ 
(Pflege, Landdroſtei), der Burgvogt zum Amtmann (Pfle⸗ 
ger, Landvogt, Droſt, Landdroſt). Aus praktiſchen Gründen 
wurden auch die ordentlichen Gerichtsbezirke mehr und mehr 
mit den Amtern zuſammengelegt, aber die Trennung der 
Juſtiz von der Verwaltung blieb dabei aufrechterhalten, nur 
daß der Landrichter oder Schultheiß (Vogt, Dingvogt, Din⸗ 
ger) gleich den übrigen Beamten des Bezirks der Oberaufſicht 
des Amtmanns unterſtellt wurde. Solche Beamten waren 
insbeſondere die Rentmeiſter (Kaſtner, Kellner, Amts⸗ und 
Landſchreiber), die Zöllner oder Zollſ chreiber, Förſter, Meier 
und die Büttel oder Fronboten (Schergen, Weibel, Land⸗ 
reiter). 

Für eine beſondere Organiſation der mittleren Landes⸗ 
verwaltung beſtand ein Bedürfnis nur in den größeren Terri⸗ 
torien, wie in Kurbrandenburg (fünf Landvogteien unter je 
einem Landeshauptmann oder Landvogt) und in Baiern und 
anderen ſüddeutſchen Territorien mit ihrem Viztumsämtern 
oder Statthaltereien. 

Beſonders bedeutſam in der Verfaſſung der Territorien 
waren die Landſtände. Schon die Stammesherzöge hatten 
das Recht geübt, die geiſtlichen und weltlichen Großen zu Hof⸗ 
oder Landtagen zu befehlen. Dasſelbe Recht machten die 
territorialen Herzöge, die Markgrafen und | chließlich alle Für- 
ſten gegenüber den Prälaten, Edelherren und burgſäſſigen 
Miniſterialen geltend. In den geiſtlichen Fürſtentümern tra⸗ 
ten die Prälaten, zumal die Mitglieder der Domkapitel, durch⸗ 
aus in den Vordergrund, während ſie in den weltlichen bis⸗ 
weilen ganz fehlten. Der Pflicht, dem Rufe des Landes⸗ 
fürſten Gehorſam zu leiſten, entſprach ſchon früh das Recht 
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der Landſtandſchaft, d. h. der Anſpruch, zu allen Landtagen 
geladen zu werden und auch ungeladen zu erſcheinen. All⸗ 
mählich gelangten auch die fürſtlichen Städte (nicht aber die 
grundherrlichen), mindeſtens doch die bedeutenderen (ſoge⸗ 
nannten „Hauptſtädte“) zur Anerkennung ihrer Landſtand⸗ 
ſchaft, während die Bauerngemeinden nur vereinzelt zuge⸗ 
laſſen wurden. Die zunehmende Macht der Stände beruhte 
zum Teil auf ihrem Steuerbewilligungsrecht, indem ſie Neu⸗ 
bewilligungen häufig von weiteren Zugeſtändniſſen landſtän⸗ 
diſcher Freiheiten abhängig machten. Dazu kam in den geiſt⸗ 
lichen Fürſtentümern das den Kapiteln zuſtehende Wahlrecht, 
kraft deſſen ſie dem neu zu wählenden Fürſten nicht ſelten 
eine Wahlkapitulation abnötigten, durch die er die beſtehen⸗ 
den Freiheiten zu ſichern und neue zu verſprechen hatte. Ahn⸗ 
lich verfuhren die Stände in ſolchen weltlichen Territorien, 
in denen (wie in Böhmen und Holſtein) ihnen nach dem Aus⸗ 
ſterben des Fürſtenhauſes ein Wahlrecht zukam. Noch weiter 
gefördert wurde der Einfluß der Stände durch das im Mittel⸗ 
alter in allen Kreiſen verbreitete Einungsweſen, das ſchon im 
13. Jahrhundert vielfach zu eidgenöſſiſchen Bünden der Rit⸗ 
terſchaften wie der Städte führte, obwohl dieſe von den 
Hohenſtaufen wiederholt ohne Erfolg bekämpft wurden. Das 
urſprünglich allgemeine Widerſtandsrecht (ſ. oben S. 96) iſt 
in den Territorien den Landſtänden vorbehalten. Die Stände 
tagten regelmäßig in getrennten Kurien (Prälaten, Grafen 
und Herren, Ritterſchaft, Städte), indem jede Kurie ihre Be⸗ 
ſchlüſſe für ſich faßte und nur ein übereinſtimmender Be⸗ 
ſchluß der ſämtlichen Kurien im Landtagsabſchied verkündigt 
werden konnte. Der Vorſitz in den Landtagen war Sache des 
Marſchalls, der ſchon durch ſein Hofamt zum Haupt des Lehn⸗ 
adels berufen war. In den mehrere Fürſtentümer umfaſſen⸗ 
den Territorien (wie den habsburgiſchen Erblanden und dem 
mit den fränkiſchen Stammlanden der Hohenzollern ver⸗ 
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bundenen Kurbrandenburg) hatte jedes einzelne Fürſten⸗ 
tum ſeine beſonderen Landſtände. Der Gedanke der Staats⸗ 
einheit hatte noch keinen Platz gefunden. 

II. Die Städte. Der altgermaniſchen Zeit war der Be⸗ 
griff einer Stadt ebenſo fremd geweſen, wie der fränkiſchen. 
Die von den Römern überkommenen Städte blieben als 
größere, in der Regel ummauerte Wohnplätze beſtehen, aber 
in rechtlicher Beziehung unterſchieden ſie ſich in nichts von 
den Dörfern. Das weſentlichſte Merkmal der Stadte, der 
mit der Selbſtverwaltung betraute Rat, findet ſich nicht vor 
dem 12. Jahrhundert. Erſt von da an kann man von Städten 
im Rechtssinne reden. Die Vorſtufe der Städte haben die 
Märkte abgegeben, das Stadtrecht war nur eine Fortbildung 
des Marktrechts. Bloße Marktrechtsverleihungen für ſchon 
beſtehende Ortſchaften waren bereits der fränkiſchen Zeit ge⸗ 
läufig. Dagegen trugen die ſeit dem 11. Jahrhundert vor⸗ 
kommenden Marktprivilegien zum Teil durchaus den Cha⸗ 
rakter von Neugründungen. Es handelte ſich dabei um die 
Errichtung neuer, rein kaufmänniſ cher Anſiedlungen mit tag⸗ 
lichem Markt, nicht bloß mit Jahr⸗ und Wochenmärkten. 
Während im ſpäteren Mittelalter Städtegründungen „von 
wilder Wurzel“ vorkamen, bei denen die Anſiedlung in einem 
erſt der Kultur zu erſchließenden Wildlande erfolgte, lehnten 
ſich jene Marktgründungen regelmäßig an ein ſchon vorhan⸗ 
denes Dorf oder einen Burgflecken an. Die älteſten Märkte 
aber waren die, welche als Kaufmannsvorſtadt vor den Toren 
einer alten Römerſtadt ins Leben gerufen wurden. Nur Kauf⸗ 
leute wurden als Anſiedler zugelaſſen; die von ihnen gebildete 
Marktgemeinde war eine Gemeinde für ſich und völlig ge⸗ 
trennt von der Gemeinde des Nachbarortes, höchſtens wurde 
die Allmende der letzteren auch der neuen Gemeinde zur Mit⸗ 
benutzung eingeräumt. Wo dies nicht anging, erhielt die 
Marktgemeinde das nötige Wald- und Weideland und was 
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ſonſt noch im Gelände für den gemeinen Nutzen notwendig 
erſchien, als eigene Allmende zugeteilt. Da außerdem den 
Anſiedlern die für ihre Häuſer und Krambuden erforderlichen 
Bauplätze zugemeſſen werden mußten, ſo konnten Markt⸗ 
gründungen, wenn ſie nicht auf Krongutsbeſitz erfolgten, nur 
von geiſtlichen und weltlichen Großen, die Grund- oder Im⸗ 
munitätsherren des Nachbarortes waren, ins Werk geſetzt 
werden. Sie bedurften dazu eines königlichen Marktprivilegs, 
deſſen Ausführung im einzelnen häufig ihnen ſelbſt überlaſſen 
wurde. Als Marktherren durften ſie von der Neugründung 
aus Zoll und Münze und anderen mit dem Markt zuſammen⸗ 
hängenden Gerechtſamen reichere Einnahmen als von der 
unter Hofrecht ſtehenden Nachbargemeinde erwarten. Die 
Marktgemeinde war von Anfang an eine Gemeinde öffent⸗ 
lichen Rechts. Nur freie Kaufleute konnten ihr angehören, 
und wenn dieſe ihre Bauplätze auch von dem Marktherrn 
empfingen, ſo war das, ungeachtet des in der Regel von ihnen 
dafür zu zahlenden Hauszinſes (Wurtzins, Burgrecht, Weich⸗ 
bildrente, Weichbild), keineswegs eine Leihe zu Hofrecht, die 
eine perſönliche Abhängigkeit begründet hätte, ſondern eine 
freie, unſerm Erbbaurecht verwandte Erbleihe. Erſt wenn 
der Markt längſt zur Stadt geworden war, wurde mit ihm 
(der Altſtadt) die bisherige Nachbargemeinde als Neuſtadt in 
der Regel vereinigt. 

Das verbreitetſte Wahrzeichen des Marktfriedens war das 
auf dem Markte errichtete Marktkreuz, an dem in der Regel 
als Symbol für die „Hand“ des Königs ein Handſchuh oder 
eine eiſerne oder hölzerne Hand und als Symbol des Königs⸗ 
bannes ein Schwert angebracht wurde. Urſprünglich wurden 
die Marktzeichen nur während des eigentlichen Marktes auf⸗ 
gepflanzt, um anzuzeigen, daß der Marktverkehr unter dem 
unmittelbaren Schutz des Königs ſtehe, in den Städten aber 
wurde das Marktkreuz als Stadtkreuz zum dauernden Zeichen 
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der ſtädtiſchen Marktfreiheiten. In norddeutſchen Städten 
traten ſeit dem 13. Jahrhundert vielfach die Rolandsbilder, 
bei denen das hoch emporgehobene Schwert den Königsbann 
und damit auch den in der Stadt herrſchenden Marktfrieden 
andeutete, an die Stelle des Kreuzes. 

Statt der Marktgründungen erfolgten ſpäter die Städte⸗ 
gründungen, und zwar neben Neugründungen von „wilder 
Wurzel“ auch Stadtrechtsverleihungen an bisherige Dörfer, 
Burg⸗ oder Marktflecken. Die Erteilung von Stadtrechts⸗ 
privilegien blieb ein ausſchließliches Recht des Königs, wurde 
aber ſeit Friedrich II. auch von den Fürſten ausgeübt. 

Das entſcheidende Merkmal für den Übergang vom Markt 
zur Stadt lag nicht in der Befeſtigung; es gab Städte, die 
erſt lange nach ihrer Anerkennung eine Ummauerung erhiel⸗ 
ten. Auch die gerichtliche Exemtion war nichts Entſcheidendes, 
denn ſchon die Märkte bildeten einen Niedergerichtsbezirk für 
ſich, während die Exemtion vom Landgericht überhaupt nur 
bei den bedeutenderen Städten und auch hier nur teilweiſe 
Platz griff. Das für den Begriff der Stadt entſcheidende Ele⸗ 
ment war vielmehr die Ratsverfaſſung, deren Entſtehung 
in den einzelnen zu Städten emporgeſtiegenen Märkten auf 
ſehr verſchiedene Gründe zurückzuführen iſt. 

Schon die Marktgemeinden müſſen für die ihrer Selbſt⸗ 
verwaltungüberlaſſenen Angelegenheiten (Maß und Gewicht, 
Lebensmittelpolizei, eine gewiſſe Gerichtsbarkeit in Sachen 
des Kleinhandels oder feilen Kaufes) Gemeindeorgane be⸗ 
ſeſſen haben, aus denen ſich leicht ein Ratskollegium ent⸗ 
wickeln konnte. Vielfach haben die Schöffenkollegien des 
Stidtgerichts den Ausgangspunkt gebildet. In Frankreich, 
Italien und den Niederlanden waren es vorwiegend ſtädtiſche 
Eidgenoſſenſchaften (eommunitates), die zur Wahrung des 
Stadtfriedens Ausſchüſſe wählten und ſich dieſer dann auch 
gegenüber den Stadtherren zur Erkämpfung einer größeren 
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Selbſtändigkeit bedienten. In Deutſchland haben dieſe mehr 
oder weniger revolutionären Kommunebeſtrebungen nur ein 
vereinzeltes Echo gefunden, dagegen haben die zur Wahrung 
des Gottesfriedens gebildeten Ausſchüſſe wohl nicht ſelten 
zur Ausbildung von Ratskollegien geführt. Seit dem 13. 
Jahrhundert verlangte der Zeitgeiſt für die ſtädtiſchen Ge⸗ 
meinweſen unbedingt die Ratsverfaſſung, der Widerſtand des 
Reiches wie der Stadtherren war vergebens, und neue Stadt⸗ 
rechtsverleihungen erfolgten nur noch unter gleichzeitiger 
Einſetzung eines Stadtrates und Verleihung eines Rats⸗ 
ſiegels. 

Bürgermeiſter und Ratsherren wurden urſprünglich 
von der ganzen Bürgerſchaft gewählt, mehr und mehr aber 
beſchränkte ſich Wahlrecht und Wählbarkeit auf die vermö⸗ 
genderen Klaſſen, oder der Rat erlangte geradezu das Recht 
der Selbſtergänzung. So entſtand überall eine ſtädtiſche 
Ariſtokratie der ratsfähigen „Geſchlechter“. Ihnen gegenüber 
ſtanden die von den politiſchen Rechten ausgeſchloſſenen übri⸗ 
gen Bürger, namentlich die in Zünften organiſierten Hand⸗ 
werker, die erſt im 14. und 15. Jahrhundert Anteil am Stadt⸗ 
regiment erhielten. 

Je nach der Stellung des Stadtherrn wurden die Städte 
in königliche oder Reichsſtädte, biſchöfliche und Herrenſtädte 
eingeteilt. Zu den letzteren zahlten auch die Städte der Prä⸗ 
laten und Edelherren, die landesherrliche Rechte beſaßen, aber 
keine Fürſten waren. Die ſpätere Zeit kannte auch grund⸗ 
herrliche Städte, deren Herren nicht Landesherren, ſondern 
ſelbſt nur Untertanen waren, alſo der Selbſtregierung des 
Gemeinweſens nur ſehr beſchränkte Zugeſtändniſſe machen 
konnten. Die älteſten königlichen oder Reichsſtädte 
waren die auf Reichsgut in Anlehnung an eine Königspfalz 
entſtandenen, wie Aachen, Goslar, Frankfurt, Nürnberg. Mit 
dem Ausſterben der Zähringer und Hohenſtaufen wurde durch 
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den Heimfall ihrer Reichslehen die Zahl der Reichsſtädte noch 
bedeutend vermehrt. Den königlichen Städten zunächſt ſtan⸗ 
den die Reſidenzſtädte der geiſtlichen Fürſten, die man unter 
der Bezeichnung, Biſchofsſtädte“zuſammenzufaſſenpflegt; 
manche von ihnen ſtanden unter Reichsvogtei, aber auch die 
von dem geiſtlichen Stadtherrn eingeſetzten Vögte bedurften 
bis zum Ende des 13. Jahrhunderts der königlichen Bann⸗ 
leihe, um die hohe Gerichtsbarkeit handhaben zu können. Im 
ſpäteren Mittelalter gelang es den geistlichen Fürſten viel⸗ 
fach, auch ihre Reſidenzſtädte ihrer vollen landesherrlichen 
Gewalt zu unterwerfen, während andererſeits zahlreiche 
Biſchofsſtädte zu immer größerer Selbſtändigkeit gelangten, 
ſo daß ſie ſchon im 14. Jahrhundert unmittelbar zu den Reichs⸗ 
ſtädten gerechnet wurden, zum Teil auch wegen der erhebli⸗ 
chen Freiheiten, die ſie errungen hatten, als „Freiſtädte“ 
bezeichnet wurden. 

Das wichtigſte Organ des Stadtherrn für die Handhabung 
ſeiner Gerechtſame in der Stadt war der Stadtſchultheiß 
oder Ammann, regelmäßig ein aus der Reihe ſeiner Mini⸗ 
ſterialen entnommener Beamter, dem außer finanziellen und 
Verwaltungsgeſchäften und der niederen Gerichtsbarkeit ge⸗ 
wöhnlich auch die Gerichtsbarkeit über ſtädtiſchen Grundbeſitz 
oblag. 

Nach der Ausbildung der Ratsverfaſſung gingen die Be⸗ 
fugniſſe des Stadtſchultheißeninalleneigentlichencemeinde⸗ 
angelegenheiten auf den Rat über. Der Rat ernannte den 
Stadtſchreiber und den Büttel, überhaupt alle ſtädtiſchen Be⸗ 
amten, er hatte die Vertretung der Stadt nach außen und 
führte das Stadtſiegel. Die dem Stadtherrn gegenüber be⸗ 
ſtehende Verpflichtung zum Burgwerk, zumal zum Mauer⸗ 
bau, wurde der Hauptanlaß für das Beſteuerungsrecht des 
Rates, das dann auch zu Zwecken des Gemeinweſens aus⸗ 
geübt wurde. Neben eigentlichen Steuern diente dem ſtädti⸗ 
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ſchen Haushalt auch das Ungeld, eine Bedürfnisſteuer, die 
ſich als Akziſe oder Octroi vielfach bis zur Gegenwart erhalten 
hat. Nicht ſelten gelang es den Städten auch, ſich durch Kauf 
oder Pacht in den Beſitz des landesherrlichen Münzrechts zu 
ſetzen oder ſofort ein eigenes Münzprivileg zu erwerben. 

Neben dem Beſteuerungsrecht entwickelte der Rat ſchon 
früh eine ausgedehnte Autonomie auf allen Gebieten des 
ſtädtiſchen Rechtslebens. Auch die Aufnahme und Vereidi⸗ 
gung neuer Bürger gehörte zu den Aufgaben des Rates. Zur 
Hebung der ſtädtiſchen Wehrkraft wurden nicht ſelten auch 
Ausburger, die keinen Wohnſitz in der Stadt hatten, aufge⸗ 
nommen; man pflegte ſie als Pfalbürger (d. h. Falſchbürger) 
zu bezeichnen. Das ſtädtiſche Kriegsweſen wurde meiſtens 
ebenfalls zur Ratsſache; nur wo die Stadtherren eigene Burg⸗ 
grafen hatten, behielten ſie die Feſtungswerke in ihrer Ge⸗ 
walt. In den Städten hatte ſich die allgemeine Wehrpflicht 
aller Bürger erhalten. Die rittermäßig ausgebildeten Ange⸗ 
hörigen der Geſchlechter bildeten die Reiterei, die gegebenen⸗ 
falls noch durch ritterliche Ausbürger und Soldritter verſtärkt 
wurde. Die Organiſation des Fußvolkes beruhte auf den 
Handwerkerzünften unter ihren Zunftmeiſtern. Die Reichs⸗ 
ſtädte hatten ſeit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
die freie Verfügung über ihre bewaffnete Macht ſowie über 
ihre Feſtungswerke, ſie beſaßen das Fehderecht und gelangten 
mehr und mehr zu einer der landesherrlichen Gewalt nach⸗ 
gebildeten Selbſtändigkeit; zum Teil übten ſie über ausge⸗ 
dehnte Landgebiete geradezu landesherrliche Rechte aus. 
Aber auch von den Herrenſtädten hatten manche ihren Lan⸗ 
desherren gegenüber eine faſt republikaniſche Selbſtändigkeit 
erlangt. 

Beſonders gefördert wurde das auf Erweiterung ihrer 
Selbſtändigkeit gerichtete Streben der Städte durch die 
Städtebündniſſe, jo in Süddeutſchland durch den ſchwä⸗ 
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biſchen Städtebund, namentlich aber in Norddeutſchland 
durch die Hanſe. Urſprünglich verſtand man unter dieſem 
Namen die zunftartigen Organiſationen, die ſich in den 
Haupthandelsplätzen Englands, Skandinaviens und Ruß⸗ 
lands die dort verkehrenden deutſchen Kaufleute gegeben 
hatten. Die dadurch begründete Intereſſengemeinſchaft zwi⸗ 
ſchen den Städten, denen dieſe Hanſebrüder als Bürger an⸗ 
gehörten, hatte ſchon im 13. Jahrhundert mehrfach zu einem 
gemeinſamen Vorgehen gegenüber dem Auslande geführt, 
bis es infolge der Greifswalder und Kölner Konföderationen 
(1361 und 1367) ſchließlich zu einem dauernden Hanſebunde 
mit feſtgefügter bundesſtaatlicher Organiſation, die allerdings 
den Bundesgliedern den freiwilligen Austritt offen ließ, kam. 
Mitglieder des Bundes waren außer den norddeutſchen 
Reichsſtädten zahlreiche fürſtliche Stadte. Das Haupt des 
Bundes war Lübeck. Der Bund zerfiel in vier Quartiere, 
deren jedes wieder ſeinen beſonderen Vorort hatte. Die 
Bundesbeſchlüſſe (Rezeſſe) wurden auf den von Lübeck be⸗ 
rufenen Hanſetagen gefaßt, zu denen jede Stadt Ratsdepu⸗ 
tierte entſandte, und waren auch für die unvertreten geblie⸗ 
benen Bundesglieder verbindlich. Der Bund trat im inter⸗ 
nationalen Verkehr wie ein ſelbſtändiger Staat auf, er konnte 
mit ausländiſchen Staaten Kriege führen und Verträge 
ſchließen, hatte ſeine Bundesflotte und konnte eigene Heere 
aufſtellen; er konnte Feſtungen anlegen und ganze Landge⸗ 
biete erwerben. Seine Hauptaufgabe war die Förderung 
des Handelsverkehrs und die Wahrung der Handelsfreiheit 
für ſeine Mitglieder, ſodann eine auf Handel und Schiffahrt 
bezügliche Geſetzgebung. 
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Obenan unter den Rechtsquellen des deutſchen Mittel⸗ 
alters ſtehen die Rechtsbücher, private net des 
Schröder, Deutſche Rechtsgeſchichte. I. 
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beſtehenden Gewohnheitsrechts eines beſtimniten Rechtsge⸗ 
bietes, die aber ungeachtet ihrer Entſtehung mehr oder weni⸗ 
ger zu amtlichem Anſehen gelangt find und geradezu geſetz⸗ 
liche Geltung erworben haben. Inhaltlich ſtehen ihnen die 
franzöſiſchen Coutumes ſehr nahe, nur daß dieſe, namentlich 
die ſeit 1454 auf Grund einer königlichen Ordonnanz aufge⸗ 
zeichneten, größtenteils amtlichen Charakter trugen. Das 
ältejte und bedeutendſte Rechtsbuch war der um 1230 entſtan⸗ 
dene Sachſenſpiegel des anhaltiſchen Schöffenbarfreien 
Eike von Repgau, der ſich in einer gereimten Vorrede ſelber 
nennt und über Entſtehung und Zweck ſeines Werkes berichtet. 

Eike hatte ſein Werk, dem er ſelbſt den Titel Sachſenſpiegel 
beilegte, urſprünglich in lateiniſcher Sprache verfaßt, es dann 
aber auf Wunſch ſeines Lehnsherrn, des Grafen Hoyer von 
Falkenſtein, einer Bearbeitung in niederdeutſcher Sprache 
unterzogen. Das Werk zerfällt in zwei Teile, „Landrecht“ und 
„Lehnrecht“. Der Titel „Landrecht“ ſollte andeuten, daß der 
Verfaſſer nicht nur das für die unfreien Klaſſen geltende 
Dienſt⸗ und Hofrecht, ſondern auch das Stadtrecht ausſchlie⸗ 
ßen wollte. Noch im 13. Jahrhundert drang die Anſicht durch, 
daß das inzwiſchen durch vielfache Zuſätze von berufener und 
unberufener Hand vermehrte Rechtsbuch ein Privileg Karls 
des Großen ſei, den das deutſche Mittelalter als den Begrün⸗ 
der alles weltlichen Rechtes anſah. So gelangte der Sachſen⸗ 
ſpiegel im Wege der gewohnheitsrechtlichen Rezeption ge⸗ 
radezu zu geſetzlicher Geltung, die er als „gemeines Sachſen⸗ 
recht“ in manchen Gebieten bis zur Gegenwart behauptet hat. 
Bald nach ſeinem Erſcheinen wurde das Rechtsbuch ins Hoch⸗ 
deutſche, Polniſche und wiederholt ins Lateiniſche überſetzt, 
und noch im letzten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts entſtand 
in Meißen die erſte Bilderhandſchrift, die den geſamten Text 
des Rechtsbuches mit Illuſtrationen begleitete und anſchau— 
lich machte. In demſelben Kreiſe, dem wir die erſte Bilder⸗ 
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handichrift verdanken, entitand ſpäter das Meißener 
Rechtsbuch, das zwar den Sachſenſpiegel zur Grundlage 
hatte, im Gegenſatz zu dieſem aber auch das Stadtrecht 
(‚Weichoild“) in umfaſſender Weiſe berücksichtigte. Einen 
ausführlichen Kommentar zum Sachſenſpiegel lieferte die 
Landrechtsgloſſe des brandenburgiſchen Hofrichters Johann 
von Buch (um 1325), die ſpäter noch wiederholte Umarbei⸗ 
tungen von anderer Seite erfuhr, auch auf das Lehnrecht 
ausgedehnt wurde und ſich überall des größten Anſehens er⸗ 
freute. Derſelbe Johann von Buch verfaßte ſpäter auch ein 
eigenes Rechtsbuch, den Richtſteig Landrechts, der im 
Anſchluß an den Sachſenſpiegel das Gerichtsverfahren zur 
Daritellung brachte und für zahlreiche anderer Rechtsgang⸗ 
bücher und Gerichtsformeln Muſter und Anſtoß gegeben hat. 

In Sliddeutſchland war es der Kreis der Augsburger Mi- 
noriten, deren Mittelpunkt die berühmten Prediger Berthold 
von Regensburg und David von Augsburg bildeten, durch den 
der Sachſenſpiegel indirekt zu großer Bedeutung gebracht 
wurde. Von Berthold iſt wohl in ſeinem Augsburger Kreiſe 
die Bearbeitung des Sachſenſpiegels angeregt worden, deren 
erſtes Ergebnis der Deutſchenſpiegel oder „Spiegel deut⸗ 
ſcher Leute“ war. Der Verfaſſer hatte zunächſt den ganzen 
Sachſenſpiegel ins Hochdeutſche überſetzt und dann auf Grund 
ſeiner Überſetzung mit Benutzung eines ſehr buntſchichtigen 
Materials, unter dem ſich auch der Mainzer Landfriede von 
1235 befand, eine umfaſſende Bearbeitung begonnen, die 
aber aus unbekannten Gründen unvollendet geblieben iſt. 
Indem daun ein anderer Bearbeiter, der demſelben Kreiſe 
angehörte, die abgebrochene Arbeit wieder aufnahm und zu 
Ende führte, entſtand um 1274 das berühmte ſüddeutſche 
Rechtsbuch, das die Wiſſenſchaft ſpäter,Schwabenſpiegel“ 
genaunt hat, während es im Mittelalter als Land- und Lehn⸗ 
rechtsbuch“ oder „Kaiſerrecht“ bezeichnet wurde. Das Ma⸗ 
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terial, das der Verfaſſer benutzte, war dasſelbe, das ſchon 
ſeinem Vorgänger vorgelegen, hatte aber inzwiſchen eine 
nicht unbeträchtliche Vermehrung erfahren. Die Benutzung 
einer Augsburger Stadtrechtsquelle läßt auf die Entſtehung 
in Augsburg ſchließen. 

Wenn die Tendenz des Sachſenſpiegels auf die Darſtellung 
des ſächſiſchen, die des Deutſchen⸗ und Schwabenſpiegels auf 
die des allgemeinen deutſchen Rechts gerichtet war, ſo ver⸗ 
folgte der Verfaſſer eines vierten Rechtsbuches, des kleinen 
Kaiſerrechts, das Ziel, das allgemeine Recht der geſamten 
abendländiſchen Chriſtenheit vorzuführen. Aber wie ſchon der 
Verfaſſer des Sachſenſpiegels nicht das ganze Stammesrecht 
ſeines Volkes beherrſchte, da ihm die vielfachen Eigentüm⸗ 
lichkeiten des weſtfäliſchen Rechts unbekannt waren, ſo ver⸗ 
rieten die Ausführungen des Deutſchen- und Schwabenſpie⸗ 
gels überall den ſchwäbiſchen, die des kleinen Kaiſerrechts den 
fränkiſchen Verfaſſer. Er ſelbſt nannte es „Kaiſer Karls 
Recht“, indem er die einzelnen Abſchnitte in die Form kaiſer⸗ 
licher Satzungen kleidete. Die ausgeprägt ſein Werk beherr⸗ 
ſchende Kaiſeridee läßt die Abfaſſung unter Kaiſer Hein⸗ 
rich VII. vermuten. Da von den vier Büchern ſeines Werkes 
das dritte mit beſonderer Vorliebe das Recht der Reichsdienſt⸗ 
mannen und das vierte das der Reichsſtädte behandelt, ſo 
darf man vermuten, daß der Verfaſſer ein Reichsdienſtmann 
in einer fränkiſchen Reichsſtadt geweſen iſt. 

Die wichtigſte Aufgabe der Reichsgeſetzgebung des 
deutſchen Mittelalters war die Fürſorge für den Landfrie⸗ 
den, d. h. die Bekämpfung des den Frieden des Reiches 
immer wieder gefährdenden Fehdeweſens. Der älteſte 
Reichslandfrieden wurde 1103 von Kaiſer Heinrich IV. ver⸗ 
kündigt, dann folgten umfangreiche Landfriedensgeſetze von 
Friedrich I. und Friedrich II., deſſen Mainzer Landfrieden 
von 1235 auch zahlreiche andere, über den Begriff des Land⸗ 
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friedens weit hinausgreifende Beſtimmungen enthielt, be⸗ 
merkenswert zugleich als das erſte Reichsgeſetz in deutſcher 
Sprache. Das Mainzer Geſetz iſt dann die Hauptgrundlage 
der ganzen ſpäteren Landfriedensgeſetzgebung bis zum ewi⸗ 
gen Landfrieden geblieben; es genoß ein ſolches Anſehen, daß 
es um 1400 von einem der Nachgloſſatoren des Sachſenſpie⸗ 
gels, Nikolaus Wurm, mit einer eigenen Gloſſe ausgeſtattet 
wurde. Daß es unter anderem auch dem Deutſchenſpiegel 
als Quelle gedient hat, wurde bereits hervorgehoben. Der 
Verfaſſer des Sachſenſpiegels kannte das Mainzer Geſetz noch 
nicht, benutzte aber einen älteren Landfrieden für Sachſen 
(wahrſcheinlich den von 1221 oder 1223), der gleich den 
meiſten übrigen Landfriedensgeſetzen des Reiches nicht für 
den ganzen Umfang des letzteren, ſondern nur für ein engeres 
Gebiet beſtimmt war und inſoweit provinziellen Charakter 
trug. 

Von anderen Reichsgeſetzen ſind als für die Verfaſſungs⸗ 
entwicklung beſonders bedeutſam hervorzuheben die beiden 
Geſetze Friedrichs II., die für die Ausbildung der Landes⸗ 
hoheit der Fürſten grundlegend geworden ſind (Confoede- 
ratio cum prineipibus ecelesiasticis von 1220 und Con- 
stitutio in favorem prineipum von 1232), und die Goldene 
Bulle Karls IV. von 1356, die vor allem die Normen für die 
Königswahlen geſetzlich feſtlegte und die landesherrlichen 
Rechte der Kurfürſten nach dem Vorbilde des als König von 
Böhmen beſonders privilegierten Kaiſers bedeutend er⸗ 
weiterte. 

Die deutſche Reichsgeſetzgebung blieb fortdauernd von 
demſelben Mangel behaftet, der bereits bei der fränkiſchen als 
charakteriſtiſches Merkmal hervorgehoben wurde. Die Lan⸗ 
desgerichte urteilten nach wie vor nur nach ihrem Partikular⸗ 
recht, nicht nach Reichsrecht, das für ſie maßgebende Recht 
war der Regelung im Wege der Reichsgeſetzgebung im we⸗ 
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ſentlichen entzogen. Darum wurden die Landfriedeusgeſetze 
vom Reiche mit Vorliebe als Provinzialgeſetze und nur aus⸗ 
uahmsweiſe als Reichslandfrieden erlaſſen, auch hielt man es 
für nötig, ſie von den beteiligten Kreiſen von Land zu Land 
ausdrücklich beſchwören zu laſſen, weil den Landesgerichten 
durch den Eidſchwur eine Handhabe zum Einſchreiten gegen 
die Laudfriedensbrecher gegeben wurde. Damit hing es zu— 
ſammen, daß man dieſe Geſetze immer uur auf beſchränkte 
Dauer erließ und fie nach Möglichkeit durch Landfriedens⸗ 
einungen zu unterſtützen ſuchte. Nur die Beſtimmungen des 
Gottesfriedens trugen dauernden Charakter, weil hier der 
Staat durch die Kirche unterſtützt wurde und die Volksüber⸗ 
lieferung ihn als eine durch die Zeit geheiligte Anordnung 
starls des Großen betrachtete. 

Wäre das Reichshofgericht feſter organiſiert geweſen, ſo 
hätte es, wie die Königsgerichte in England und Frankreich, 
durch ſeine Praxis die einheitliche Rechtsentwicklung erheblich 
fördern und dem Reichsrecht Achtung verſchaffen können. 
Der Mainzer Landfrieden von 1235 hatte dies auch unver⸗ 
kennbar im Auge, aber die mangelhafte Handhabung der 
oberſten Gerichtsbarkeit von ſeiten des Reiches ließ es nur zu 
vereinzelten Reichsweistümern kommen und wußte häufig 
auch den konkreten Reichsurteilen nicht die für ihr Anſehen 
unentbehrliche Vollſtreckung zu ſichern. So blieb doch das 
meiſte, namentlich auf dem Gebiete des Privatrechts, der 
partikularrechtlichen Entwicklung überlaſſen. War hier in der 
fränkiſchen Zeit allein das Stammesrecht maßgebend ge- 
weſen, ſo kam dies im Mittelalter in bewußter Weiſe nur noch 
im Sachſenſpiegel, unbewußt auch im Deutſchen- und Schwa⸗ 
benſpiegel und im Kleinen Kaiſerrecht zum Ausdruck. Im 
übrigen waren auf dem Gebiete der Geſetzgebung wie des 
Gewohnheitsrechts nicht mehr die Stämme, ſondern die 
Territorien und Städte die Träger der Rechtsbildung, an die 
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Stelle der Volksrechte waren die Land- und Stadtrechte 
getreten. 

Zahlreich waren auch auf dem Gebiete der Landesge⸗ 
ſetzgebung die Landfrieden, von denen namentlich die Land⸗ 
friedenseinungen der frieſiſchen ſieben Seelande durch Alter 
und Altertümlichkeit hervorragen. Dasſelbe gilt von den frie⸗ 
ſiſchen Landrechtsaufzeichnungen, die, ganz in der Art der 
nordiſchen Landrechte, auf die Rechtsvorträge der Geſetz⸗ 
ſprecher (Aſegen) zurückgehen und zum Teil noch die ur⸗ 
ſprüngliche poetiſche Form erkennen laſſen. Die älteſten frie⸗ 
ſiſchen Rechtsquellen reichen bis in die Zeit Heinrichs V. zu⸗ 
rück und betrachten Karl den Großen als den Urheber des 
ganzen frieſiſchen Rechts. Alle übrigen Landrechtsaufzeich⸗ 
nungen ſind erheblich jünger. Hervorgehoben ſei das in zwei 
weſentlich verſchiedenen Texten überlieferte öſterreichiſche 
Landrecht aus dem 13. Jahrhundert und das umfangreiche 
oberbairiſche Landrecht König Ludwigs des Baiern von 1346, 
ferner das wenig jüngere Landrecht der Grafſchaft Berg und 
das durch altertümlichen Charakter ausgezeichnete dithmar⸗ 
ſiſche Landrecht von 1447. 

In den Städten hatte ſich auf Grund der ganz anders ge⸗ 
arteten wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe von Anfang 
an ein beſonderes, vom Landrecht vielfach abweichendes Orts⸗ 
recht gebildet, das man als jus fori, Marktrecht, in Nord⸗ 
deutſchland als Weichbild (wiebilde) bezeichnete. Schon 
früh wurde dieſe Bezeichnung auch auf die Stadt als ſolche 
und auf das zu ihr gehörige Gebiet ausgedehnt, ſo daß man 
nunmehr tautologiſch auch von Weichbildrecht — Stadtrecht 
ſprechen konnte. Die erſten ſtadtrechtlichen Aufzeichnungen 
waren die Handfeſten oder Privilegien der Könige und Stadt⸗ 
herren, durch die dem Orte Markt⸗ oder Stadtrecht verliehen, 
häufig auch eine gewiſſe Organiſation des neuen Gemein⸗ 
weſens feſtgeſetzt wurde. Dazu kamen dann mit der immer 
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weiter zur Anerkennung gelangenden ſtädtiſchen Autonomie 
die eigenen Ratsſatzungen (Küren, Willküren, Schraen), Auf⸗ 
zeichnungen ſtädtiſchen Gewohnheitsrechts, Urteile und Weis⸗ 
tümer der Stadtgerichte und, von beſonderer Bedeutung, die 
Urteile und Rechtsmitteilungen der Oberhöfe. Denn bei der 
Erteilung von Stadtprivilegien war es ſchon früh beliebt ge- 
weſen, die neue Stadt einfach mit dem Recht einer älteren zu 
bewidmen, was dann zur Folge hatte, daß die Tochterſtadt 
ſich um Rechtsbelehrungen an die Mutterſtadt wendete, ſo 
daß dieſe nicht bloß größere Rechtsmitteilungen oder Weis⸗ 
tümer, ſondern als Oberhof auch Einzelurteile in Beru⸗ 
fungsfällen und Rechtsbelehrungen auf Einzelfragen ergehen 
ließ. Auf dieſe Weiſe entſtanden ganze Stadtrechtsfamilien, 
die ſich um einzelne Oberhöfe ſcharten und nicht ſelten wieder 
in engere Gruppen mit einem eigenen Oberhofe zerfielen. 
Der bedeutendſte Oberhof des Mittelalters war Magde⸗ 
burg, deſſen Recht als die ſtadtrechtliche Form des im Sach⸗ 
ſenſpiegel niedergelegten Landrechts eine außerordentliche 
Verbreitung gewann. Es beherrſchte das ganze Binnenland 
des nordöſtlichen Deutſchlands, ſowie die polniſchen Städte 
und reichte bis tief in Rußland und Ungarn hinein. Magde⸗ 
burg war u. a. Oberhof für Halle, Leipzig und Dresden, 
Brandenburg und Stendal, Thorn und Kulm, Breslau, Neu⸗ 
markt und Görlitz, Krakau, Lemberg und Olmütz. Dieſe und 
verſchiedene andere Tochterſtädte Magdeburgs waren wieder 
mehr oder weniger angeſehene Oberhöſe für kleinere Städte⸗ 
gruppen. Nächſt Magdeburg war Lübeck der bedeutendſte 
Oberhof Norddeutſchlands, da die meiſten Oſtſeeſtädte von 
Holſtein bis Kurland in Lübeck zu Haupte gingen, nur Riga 
war mit dem Rechte von Hamburg bewidmet. Bremen und 
Braunſchweig waren hochbedeutend durch ihre eigenen 
Rechtsaufzeichnungen, ſpielten aber als Oberhöfe keine Rolle. 
Dasſelbe gilt von Mühlhauſen, das neben verſchiedenen an⸗ 


8 10. Die Rechtsquellen. 137 


deren thüringiſchen Städten in Nordhauſen zu Haupte 
ging, während letzteres mit Halberſtadt, Aſchersleben und 
anderen Städten ſich wieder um Goslar als Oberhof ſcharte. 
Am Niederrhein ragten Aachen und Kleve, am Mittelrhein 
Frankfurt und Wimpfen, am Oberrhein Freiburg i. Br., 
in Böhmen und Mähren Prag, Brünn und Iglau als 
vielgeſuchte Oberhöfe hervor. Mit dem Stadtrecht von Wien 
waren die meiſten öſterreichiſchen Städte bewidmet, aber 
ohne daß die Mutterſtadt zugleich eine bedeutende Oberhof. 
ſtellung eingenommen zu haben ſcheint. Auch Straßburg, 
Augsburg und München, obwohl im Beſitze hervorragen⸗ 
der eigener Stadtrechte, ſind als Oberhöfe von keiner Be⸗ 
deutung geweſen. 

Eine eigentümliche Stellung nahm Köln ein. Zahlreiche 
oberrheiniſche Städte, namentlich alle, die ſichum Freiburg 
i. Br. als Oberhof gruppierten, waren in ihren älteſten Hand⸗ 
feſten auf das Recht von Köln verwieſen, aber ohne daß damit 
eine wirkliche Verleihung des Kölner Stadtrechts beabsichtigt 
geweſen wäre. Das in bedeutenden Aufzeichnungen vorlie⸗ 
gende Kölner Stadtrecht war damit keineswegs Mutterrecht 
für die oberrheiniſchen Städte geworden, und als Oberhof 
kam Köln nur in ganz beſchränktem Umfange am Niederrhein 
in Betracht. Dagegen iſt Köln in einer anderen Richtung für 
die deutſche Rechtsentwicklung von epochemachender Bedeu⸗ 
tung geworden. Hier beſtanden ſchon ſeit dem Anfang des 
12. Jahrhunderts für die Handhabung der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit verſchiedene vom Stadtgericht abgezweigte 
„Schreinsämter“, jedes für einen feſt abgegrenzten Sprengel 
innerhalb der Stadt. Ihre Hauptaufgabe war die amtliche 
Bekundung der vor ihnen vorgenommenen Auflaſſungen und 
Verpfändungen von Grundſtücken in den von ihnen geführten 
Schreinsbüchern. Auch in vielen anderen Städten gab es 
eigene Stadtbücher, die aber zunächſt nur für die Aufnahme 
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der ſtädtiſchen Rechtsquellen (Handfeſten, Ratsſatzungen, 
Rechtsmitteilungen der Oberhöfe u. dgl. m.) beſtimmt waren, 
nun aber nach dem Vorbilde der Kölner Schreinsbücher mehr 
und mehr auch für die Eintragung von Immobiliarrechtsge⸗ 
ſchäften und anderen Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
verwendet wurden. Auch bei höheren und niederen Landge⸗ 
richten fanden derartige Gerichtsbücher oder Landtafeln viel⸗ 
fach Eingang. Seit dem 15. Jahrhundert gewöhnte man ſich 
daran, dieſe Eintragungen nicht mehr als bloße Beweismittel, 
ſondern als rechtsbegründende Akte anzuſehen. So wurden 
dieſe Bücher zu dem, was wir heute „Grundbuch“ nennen. 
Die Kölner Schreinsbücher ſind die bedeutſamen Vorgänger 
unſerer Grundbücher geweſen. 

In unſeren bisherigen Ausführungen iſt wiederholt von 
Weistümern geſprochen worden. Man verſtand darunter 
im allgemeinen gerichtliche Rechtsweiſungen in Urteilsform, 
alſo abſtrakte Urteile, die einen beſtimmten Rechtsſatz oder 
eine größere Zuſammenſtellung von Rechtsſätzen als gelten- 
des Recht bezeugten, im Gegenſatz zu den gewöhnlichen Ge, 
richtsurteilen, die einen konkreten Streitfall zu eutſcheiden, 
alſo ſubjektives, nicht, wie die Weistümer, objektives Recht 
feſtzuſtellen hatten. Es wurde bereits hervorgehoben, daß die 
volksrechtliche Geſetzgebung der fränkiſchen Zeit, namentlich 
wenn es ſich um ergänzende Geſetze zu den Volksrechten 
(capitula legibus addenda) handelte, in der Regel in Weis⸗ 
tumsform erfolgte, allerdings nur dann, wenn es auf die 
Anerkennung eines beſtehenden Gewohnheitsrechts und nicht 
auf die Aufftellung eines neuen Rechtsſatzes ankam. Auch das 
Reichshofgericht hat wiederholt Weistümer abgegeben, und 
ſelbſt die Reichsgeſetzgebung erfolgte zuweilen in den Formen 
des Weistums, indem der König gewiſſe allgemeine Rechts⸗ 
fragen ſtellte und einen der anweſenden Großen zu einem 
Urteil aufforderte, dem dann der geſamte Reichstag ſeine 
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Vollbort erteilte. Man pflegt auch die Rechtsmitteilungen 
der Oberhöfe an die Tochterſtädte als Weistümer zu bezeich⸗ 
nen, doch iſt es zweifelhaft, ob bei dieſen regelmäßig auch die 
Urteilsform gewahrt wurde; bei den auf Einzelfragen aus 
dem Publikum gegebenen Rechtsauskünften war dies ſicher 
immer der Fall. 

Einen anderen Sinn verband man mit dem Begriff Weis⸗ 
tum (Offnung, Rodel, Bannteiding, Pantaiding, Ehaftrecht, 
Ehafttaiding) bei den verſchiedenen bäuerlichen Gerich- 
ten. Zwar fehlte es auch bei dieſen, zumal den grundherr⸗ 
lichen Hofgerichten, nicht an kurzen Weistümern, durch die in 
Urteilsform auf Einzelfragen der Herrſch aft Auskunft ge⸗ 
geben wurde, in der Regel aber handelte es ſich um zuſam⸗ 
menhängende Rechtsvorträge, die in regelmäßiger Wieder⸗ 
kehr im echten Ding oder ähnlichen Gerichtsverſammlungen 
von den Schöffen oder anderen dazu berufenen Dingmän⸗ 
nern gehalten wurden. Au einen hiſtoriſchen Zuſammenhang 
mit den Rechtsvorträgen der frieſiſchen Aſegen und der nord⸗ 
germaniſchen Lagmänner iſt dabei nicht zu denken, vielmehr 
hat man den Anfang mit größter Wahrſcheinlichkeit in der 
Aufnahme der Güter⸗ und Gerechtſameſtatiſtiken auf den 
Krongütern zu ſuchen. Karl der Große hatte derartige Auf⸗ 
nahmen den Königsboten zur beſonderen Pflicht gemacht, 
und zwar nicht bloß für die Krongüter, ſondern auch für den 
Grundbeſitz der Reichskirchen und die Lehen der Kronvaſallen. 
Daß derartige Aufnahmen aber auch ſchon lange vor der Ein⸗ 
richtung des Königsbotenamtes üblich waren und es den 
Bauern auf Grund des königlichen Inquiſitionsrechtes dabei 
zur Pflicht gem icht wurde, jede von ihnen verlangte Aus⸗ 
kunft zu erteilen, ergibt ſich aus einem Privileg Karls des 
Großen für die Reichsabtei Prüm von 775, das dem Kloſter 
gegenüber ſeinen Hinterſaſſen dasſelbe Inquiſitionsrecht ein⸗ 
räumte, das ſonſt nur dem Könige zuſtand, und man darf 
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annehmen, daß gleiche Zugeſtändniſſe im Laufe der Zeit allen 
geiſtlichen Grundherren und den Kronvaſallen gemacht wur⸗ 
den, was ſich dann zu einem allgemeinen grundherrlichen 
Recht auf Erteilung von Weistümern über die von der Herr⸗ 
ſchaft vorgelegten Fragen ausgeſtaltete. So erklärt es ſich, 
daß bei weitem die meiſten Weistümer die gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſe behandelnde Hofweistümer ſind, von 
denen gerade die älteſten, ſich in den Urbarien, d. h. den 
grundherrlichen Güter⸗ und Gerechtſameſtatiſtiken, finden. 
Indem derartige Aufnahmen ſich Jahr für Jahr wiederholten, 
erhielten die von den Bauern erteilten Weistümer allmählich 
einen feſtſtehenden Inhalt, der bei jedem Vortrage wörtlich 
wiederkehrte. Und dieſer ein für allemal feſtſtehende Wort- 
laut erlitt auch dann keine Anderung, als man im 13. und 14. 
Jahrhundert anfing, die Weistümer aufzuſchreiben und ſich 
daran gewöhnte, ſie in den Verſammlungen nicht mehr münd⸗ 
lich vorzutragen, ſondern vorzuleſen und das Verleſene be⸗ 
ſtätigen zu laſſen. Neben den Hofweistümern kamen ſchon 
früh auch Markenweistümer auf, die in den Märkerdingen der 
Markgenoſſenſchaften vorgetragen wurden, ſodann zahlreiche 
Weistümer über beſondere Rechtsverhältniſſe, wie Gend-, 
Markt⸗ und Grenzweistümer, Fiſcherei⸗, Fähr⸗ und Mühlen⸗ 
weistümer, Zeidlerrechte u. dgl. m. In den Städten kamen 
allgemeine Weistümer nicht vor, dagegen fehlte es auch hier 
nicht an ſolchen ſpeziellen Inhalts und an Hofweistümern der 
etwa in der Stadt befindlichen Fronhöfe fremder Herren. 
Andererſeits hielten die Städte nach dem Vorbild der Weis⸗ 
tümer vielfach darauf, daß Polizeiordnungen und andere 
Ratsſatzungen regelmäßig öffentlich verleſen wurden. Freie 
Dorfgemeinden hatten meiſtens keine Weistümer, ebenſo 
fehlten fie in den Koloniſationsgebieten des nordöſllichen 
Deutſchlands, weil hier im Mittelalter alles auf Grundlage 
der gemeinen Freiheit beruhte und die Anſiedlungsgüter im 
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Wege der freien Erbleihe beſetzt wurden, ſo daß hier für hof⸗ 
rechtliche Verhältniſſe kein Boden war. 

Sehr früh hat die Aufzeichnung von Dienſtrechten für 
die Miniſterialen begonnen. Das zwiſchen 1023 und 1025 ent⸗ 
ſtandene Wormſer Hofrecht des Biſchofs Burchard und das 
Recht der Limburger Kloſterleute von 1035 ſind noch keine 
reinen Dienſtrechte, da ſie die Miniſterialen noch als Zuge⸗ 
hörige der unfreien Hofgenoſſenſchaft überhaupt behandeln. 
Dagegen iſt das Bamberger Dienſtrecht (1057 — 1064) bereits 
ausſchließlich der iusticia ministerialium gewidmet. Aus 
dem 12. Jahrhundert ſind die Dienſtrechte von St. Maximin 
und Köln, aus dem 13. Jahrhundert das in deutſcher Sprache 
abgefaßte Biſchofs⸗ und Dienſtmannenrecht von Baſel und 
das zweite, ebenfalls deutſche Dienſtrecht von Köln hervorzu⸗ 
heben. Von den vielfach gegen ihren Herrn (den Biſchof von 
Konſtanz) aufſäſſig geweſenen Reichenauer Dienſtmannen 
rührt die ſog. Constitutio de expeditione Romana, eine in 
die Form eines Geſetzes Karls des Großen gekleidete Fäl⸗ 
ſchung aus der Mitte des 12. Jahrhunderts her. Das Reichs 
dienſtmannenrecht wird von dem Verfaſſer des kleinen Kaiſer⸗ 
rechts (S. 132) in ſeinem dritten Buche in Verbindung mit 
dem Lehnrecht behandelt, während Sachſen⸗ und Schwa⸗ 
benſpiegel dem letzteren ihren zweiten Teil (das Sächſiſche 
Lehnrecht und das Schwäbiſche Lehnrecht) ganz widmen. 
Der Richtſteig Landrechts (S. 131) fand noch im 14. Jahr⸗ 
hundert eine Nachahmung in Geſtalt des Richtſteig Lehn⸗ 
rechts, in welchem das Verfahren vor den Lehnsgerichten zur 
Darſtellung kam. Von den Landrechten hat das baieriſche von 
1346 dem Lehnrecht einen eigenen Titel (16) gewidmet 

Vonhervorragender Bedeutungſind die LibriFeudorum, 
das lombardiſche Lehnrechtsbuch, für Deutſchland geworden, 
urſprünglich eine rein private Sammlung, die aber mehr und 
mehr einen autoritativen Charakter erhielt und ſchließlich als 
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Anhang des Corpus juris civilis zuſammen mit dieſem als 
gemeines Recht in Deutſchland rezipiert wurde. Die Libri 
Feudorum, deren Vulgattext gegen Mitte des 13. Jahrhun⸗ 
derts zum Abſchluß kam und von dem Gloſſator des Corpus 
iuriscivilis, Accurſius, gloſſiert wurde, zerfällt in zwei Bücher, 
an die ſich noch zahlreiche Extravaganten anſchließen. Den 
älteſten Beſtand bilden die noch auf die Papienſer Rechts⸗ 
ſchule (S. 54) zurückgehenden Erläuterungen des Lehugeſetzes 
Konrads II. von 1037 (die ſog. Capitula Ugonis, I. F. 1-8) 
und eine Summalüber dasſelbeGeſetz(ſog. Lex Quicumque, 
J. F. 1924), dazu kamen im 12. Jahrhundert weitere Lehn⸗ 
geſetze Lothars III. und Friedrichs I. und die über alles Lob 
erhabenen beiden Briefe des Obertus de Orto von Mailand 
(II. F. 1-22, mit einem unbedeutenden Einſchiebſel in 
Tit. 6 und 7, und II. F. 23-24), in denen dieſer ſeinem 
Sohn Anſelmus ein vollſtändiges Lehrbuch des lombardiſchen 
Lehnrechts lieferte. Weitere Zuſätze von Geſetzen Fried⸗ 
richs I. und kleineren Abhandlungen brachten die Kompi⸗ 
lation zur Vollendung. Ihr weiteres Schickſal war vorge⸗ 
zeichnet, als ſie in Bologna Gegenſtand von Vorleſungen ge⸗ 
worden war und dort als Anhang zu Juſtinians Novellen 
(deeima collatio Novellarum) behandelt wurde. 

Die juriſtiſche Literatur des deutſchen Mittelalters 
knüpfte zum Teil an die Rechtsbücher an. Hervorragende 
Schriftſteller auf dieſem Gebiete waren insbeſondere der viel⸗ 
geſchäftige Gloſſator Nikolaus Wurm (um 1400) und der 
Eiſenacher Johann Rothe. Auf dem Gebiete der böhmiſch⸗ 
mähriſchen Stadtrechte und des Bergrechts zeichnete ſich 
namentlich Johann von Gelnhauſen (14. Jahrhundert) aus. 
Beſonders umfangreich war die ſchon mit dem Inveſtitur⸗ 
ſtreit beginnende publiziſtiſche Literatur, deren bedeutendſte 
Vertreter im 15. Jahrhundert Peter von Andlau und Aneas 
Sylvius (der ſpätere Papſt Pius II.) waren. 
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Von erheblich geringerer Bedeutung gegenüber der frän⸗ 
kiſchen Zeit find Die Formelſammlungen, die ſich ſeit dem 
13. Jahrhundert bemühten, die „ars dietandi“ oder „pro- 
sandi“ zu lehren und durch Beiſpiele anſchaulich zu machen. 
Wertvoller ſind die vielfachen Sammlungen von Gerichts⸗ 
formeln, die nach Art der langobardiſchen (S. 54) das Ge⸗ 
richtsverfahren an der Hand erfundener praktiſcher Fälle 
darſtellten. 

Das Urkundenweſen nahm einen neuen Aufſchwung, 
ſeit die Beglaubigung der Urkunden durch ein beigefügtes 
oder angehängtes Siegel üblich geworden war („Brief und 
Siegel“), namentlich ſeit es manchen Perſonen oder Amts⸗ 
ſtellen geſtattet wurde, auch fremde Akte durch ihr Siegel zu 
bekräftigen. So führten insbeſondere die Ratsſiegel der 
Städte und die Kirchenſiegel der Pfarrer und biſchöflichen 
Offiziale vielfach zu einer ausgedehnten freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. Seit dem 14. Jahrhundert fanden auch die kaiſer⸗ 
lichen Notare, die man bis dahin nur in Italien gekannt hatte, 
Eingang. Von den ſtädtiſchen Gerichtsbüchern (den Kölner 
Schreinsbüchern) wurde ſchon in anderem Zuſammenhange 
(S. 138) geſprochen. Seit dem 15. Jahrhundert wurden ſie 
für Immobiliarrechtsgeſchäfte aus bloßen Beweisurkunden 
(wie die alte Notitia) mehr und mehr zu rechtsbegründenden 
Urkunden, ſo daß die Eintragung (Fertigung) das Rechtsver⸗ 
hältnis unmittelbar zur Entſtehung brachte. 

Die Grundherrſchaften, zumal die geiſtlichen, fingen ſchon 
früh an, ihren ganzen Urkundenſchatz in Kopialbüchern ab⸗ 
ſchriftlich zuſammenzuſtellen. Die Traditionsbücher, die ſeit 
dem 10. Jahrhundert vielfach au ihre Stelle traten, ſpäter 
aber wieder außer Übung kamen, enthielten kurze Protokolle, 
die bei jedem einzelnen Grunderwerb aufgenommen wurden. 
Neben dieſen Büchern legten die Grundherren in der Regel 
auch größere Salbücher oder Urbarien an, Verzeichniſſe ihrer 
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Zinsgüter, ſowie der Grundhörigen und der ihnen obliegenden 
Leiſtungen, vielfach in Verbindung mit den hierüber erteilten 
Weistümern. In ähnlicher Weiſe wurden über die Lehn⸗ 
güter beſondere Lehnbücher oder Lehnregiſter angefertigt. 

Neben Brief und Siegel bediente man ſich im Verkehr auch 
der Teil⸗ oder Kerbzettel (carta partita, zerter), bei denen 
der urkundliche Inhalt mehrmals gleichlautend auf dasſelbe 
Blatt geſchrieben, dann aber mit einem Kerbſchnitt für jeden 
der Beteiligten ſein Urkundenſtückabgetrennt wurde. Indem 
man die einzelnen Stücke wieder aneinander paßte, erkannte 
man an dem Kerbſchnitt, ob die Urkunde echt oder gefälſcht 
ſei. Für Geſchäfte des täglichen Lebens genügten auch die 
Kerbhölzer, von denen das eine in eine auf dem andern be⸗ 
findliche Vertiefung eingepaßt wurde, um mit dem Meſſer 
gleichzeitig in beide Hölzer dasſelbe Zeichen einſchnitzen zu 
können. Bei der Auslohnung der ländlichen Arbeiter haben 
ſich dieſe Kerbhölzer oder Kerbſtöcke ſtellenweiſe bis zur 
Gegenwart erhalten. 

Die heute für den Geſchäftsverkehr ſo bedeutenden Order⸗ 
und Inhaberpapiere find in ihrer älteſten Geſtaltung ſchon 
im Ausgang der fränkiſchen Periode aus Italien in Deutſch⸗ 
land eingewandert. Das Mittelalter kannte bereits wirkliche 
Inhaberpapiere, wenn auch die in unſerm Scheckverkehr noch 
heute vorherrſchende alternative Inhaberklauſel („an N. oder 
den Inhaber“) im Verkehr überwog. Bei den Orderpapieren 
erfolgte die Übertragung noch nicht durch Indoſſament auf 
der Urkunde ſelbſt, ſondern durch Beifügung eines die Über⸗ 
tragung beſcheinigenden Willebriefes. 


8 11. Das Strafrecht. 


Die karolingiſche Strafgeſetzgebung hatte ihr Hauptziel, 
die Bekämpfung des altgermaniſchen Fehderechts, in der 
Hauptſache erreicht, nur bei Totſchlägen hatte ſich die Blut- 
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rache, ſtellenweiſe noch ganz in den Formen des alten Fehde · 
rechts (ſo namentlich in Friesland und den Niederlanden), als 
unausrottbar erwieſen. Das Ziel war aber doch nur in un⸗ 
vollkommener Weiſe erreicht, da ſich in den ritterlichen Streifen 
des Mittelalters ein neues Gewohnheitsrecht bildete, das in 
allen Fällen einer Rechtsverletzung, ſpäter wenigſtens in 
Fällen einer Rechtsverweigerung dem Verletzten die Befug⸗ 
nis zu bewaffneter Selbſthilfe einräumte. Dies Feh derecht, 
das nur den zum Waffentragen berechtigten Klaſſen, alſo der 
Ritterſchaft und den Reichsſtädten, zuſtand, wurde zwar durch 
Landfriedensgeſetze und Landfriedenseinungen vielfach be⸗ 
ſchränkt und eingeengt, aber die völlige Ausſchließung konnte 
immer nur auf Zeit durchgeſetzt werden. Die Fehde durfte ſeit 
der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts immer erſt ergriffen 
werden, nachdem man den Weg Rechtens vergebens verſucht 
hatte, ſie ſetzte außerdem rechtzeitige Ankündigung (Wider⸗ 
ſagung) voraus, auch waren Angriffe gegen beſtimmte Per⸗ 
ſonenklaſſen (Geiſtliche, Juden, Weiber, Pilger) ausgeſchloſ⸗ 
ſen. Kirchen, Friedhöfe und andere Freiſtätten mußten unbe⸗ 
rührt bleiben. Mühlen und Ackergeräte auf dem Felde galten 
als unverletzlich. Vervollſtändigt wurde dies Syſtem durch 
die Beſtimmungen des Gottesfriedens (treuga dei), die 
zwar zunächſt rein kirchlichen Urſprungs waren, ſeit Hein⸗ 
rich IV. aber Aufnahme in die Landfriedensgeſetzgebung ge⸗ 
funden hatten. Durchſie wurden insbeſondere beſtimmte Lage 
in der Woche auf ewige Zeiten für Friedetage erklärt, an 
denen die Fehde ein für allemal verboten war. Wer nicht zu 
den fehdeberechtigten Klaſſen gehörte oder die durch den 
Landfrieden aufgestellten Schranken mißachtete, machte ſich 
des Landfriedensbruches ſchuldig, der in ſchwereren Fal⸗ 
len (zumal bei Tötung, Verwundung, Brandſtiftung) mit 
Todesſtrafe bedroht war. 

Die Miſſetaten wurden, wie im heutigen Strafrecht, nach 
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den auf ſie geſetzten Strafen eingeteilt, mau unterſchied die 
mit Tod oder Verſtümmelung bedrohten Ungerichte (Hals⸗ 
gerichte, hohe Rügen) und die bloßen Frevel, die eine Strafe 
„an Haut und Haar“ (Brandmarkung, Ausreißen oder 
ſchimpfliches Scheren der Haare, Abſchneiden der Ohrzipfel 
u. dgl. m.) oder eine Geldbuße nach ſich zogen. Die Strafen 
an Haut und Haar waren ablösbar. Die Bußen hatten, ab⸗ 
geſehen davon, daß fie den Schdenerſatz nicht mehr mitum⸗ 
faßten, im weſentlichen ihre alte Bedeutung behalten, ebenſo 
die neben jeder Buße einhergehenden Friedensgelder, die im 
Mittelalter als Gewette (auch „Wandel“ bezeichnet wurden. 
Das Gewette hatte aber zugleich den Begriff der alten Bann⸗ 
bußen in ſich aufgenommen, fo daß es ſchlechthin das Straf- 
geld bezeichnete, das entweder neben einer Buße oder unab- 
hängig von einer ſolchen an den Richter oder, bei Verletzung 
eines obrigkeitlichen Gebots oder Verbots, an den, deſſen 
Befehl man mißachtet hatte, zu zahlen war. Das Gewette 
des Königs ſtieg nach dem Sachſenſpiegel bis zu 100 M. 
Silbers, während der alte Königsbann von 60 Schillingen 
im Mittelalter vielfach zu einem Recht der Grafen ge— 
worden war. 

Das Wergeld hatte an Bedeutung ſehr verloren, ſeit jeder 
vermeſſentliche Totſchlag zu einem Kapitalverbrechen gewor⸗ 
den war, nur in Friesland und den Niederlanden, wo ſich die 
Blutfehde ganz beſonders behauptet hatte (S. 145), war es 
auch hinſichtlich des Wergeldes in der Hauptſache beim alten 
geblieben. Im übrigen fand das Wergeld nur noch bei Tötun⸗ 
gen von ungefähr und bei Notwehr Anwendung. Berechnet 
wurde es noch in alter Weiſe nach dem Stande des Getöteten. 
Rechlloſe Hatten kein Wergeld, weil ihnen alle Standesrechte 
abgingen. Friedloſe Perſonen waren auch im Mittelalter 
ohne jeden Rechtsſchutz und konnten bußelos getötet werden. 
Straf⸗ und bußelos war auch die Tötung in berechtigter Fehde 
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und in gerichtlichen Zweikampf. Tötung in Notwehr war 
ſtraflos, wenn es ſich um einen ſtrafwürdigen Angriff ge⸗ 
handelt hatte und der Totſchläger die von ihm vor Gericht ge⸗ 
brachte Leiche deſſen überführte; in dieſem Falle kam der alt⸗ 
germaniſche Satz zur Geltung, daß der auf handhafter Tat 
ergriffene Miſſetäter von Rechts wegen friedlos war und des⸗ 
halb ungeſtraft getötet werden konnte. Kam dagegen der 
Totſchläger ohne die Leiche vor Gericht, ſo geſtattete ihm 
zwar ſeine Selbſtanzeige (Verklarung) die Berufung auf die 
Notwehr, er hatte aber in dieſem Falle wie in allen Unge⸗ 
fährſachen das Wergeld zu zahlen. War auch die Verklarung 
unterblieben, ſo war gegenüber der Totſchlagsklage die Be⸗ 
rufung auf Notwehr ausgeſchloſſen. 

Der Begriff des Mordes hatte ſich inſofern verändert, als 
der ſtraferhöhende Umſtand nicht mehr in der Verbergung 
des Leichnams, ſondern in der heimtückiſchen Handlungsweiſe 
gefunden wurde. Totſchlag (manslaht) war jede ohne be⸗ 
ſondere Hinterliſt begangene abſichtliche Tötung, gleichviel 
ob mit oder ohne Überlegung; aber nur der vermeſſentliche, 
nicht durch den Gegner herausgeforderte Totſchlag gehörte 
zu den Kapitalverbrechen. 

Zu den Ungerichten gehörten unter anderen Straßen raub, 
Landzwang, Hausfriedensbruch, Brandstiftung, jede Gewalt⸗ 
tat, die einen Burg-, Stadt- oder Dorffrieden verletzte, Zou- 
berei und Ketzerei, Notzucht und Frauenraub, Bigamie und 
der Ehebruch mit einer verheirateten Frau, großer Diebſtahl 
(wobei der Diebſtahl bei Nacht einer ſchimpflicheren Todesart 
unterlag). Kleiner Diebſtahl rechnete nur zu den Freveln, 
wurde aber bei Rückfall dem großen Diebſtahl gleichgeſtellt. 
Neugeregelt wurde durch die Goldene Bulle unter römiſch⸗ 
rechtlichem Einfluß das Majeſtätsverbrechen (auch gegen die 
Kurfürſten), und zwar in einer Weiſe, die der ſpätmittelalter⸗ 
lichen Entartung des Strafrechts durchaus entſprach. Die 
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Zahl der mit dem Tode bedrohten Ungerichte vermehrte ſich 
gegen Ende des Mittelalters in ſinnloſeſter Weiſe, während 
gleichzeitig das Strafenſyſtem immer mehr verrohte. 

Die regelmäßige Form der Todesſtrafe war die Ent- 
hauptung, daneben als entehrendere die des Galgens. Auf 
Zauberei und Ketzerei ſtand der Feuertod. Aus der Urzeit 
hatte ſich für gewiſſe Fälle Lebendigbegraben und die Strafe 
des Ertränkens erhalten. Verſchärfte Todesſtrafen waren 
Rädern, Pfählen, Vierteilen. Zu weiterer Strafverſchärfung 
diente unter Umſtänden das Kneifen mit glühenden Zangen 
vor der Hinrichtung. Unter den Verſtümmelungsſtrafen 
ſtand in erſter Reihe das Abhauen der Hand, aber auch Blen⸗ 
dung, Abhauen der Beine, Ausreißen der Zunge, Abſchneiden 
der Naſe und andere empörende Strafen kamen vor. In 
zahlreichen Fällen konnte der Richter (zuweilen auch der 
Henker) mit Einwilligung des Klägers eine Ablöſung durch 
Geld (Löſung des Halſes, der Hand, der Glieder) oder ſonſtige 
Strafumwandlung im Wege der Gnade eintreten laſſen. 
Eine durch Abſpaltung von der Friedloſigkeit entſtandene 
Strafe war die Vermögenseinziehung, die teils als ſelb⸗ 
ſtändige Strafe, teils als Folge der Todesstrafe oder der Acht 
verhängt wurde. Die Acht trug im Mittelalter im allgemei⸗ 
nen nur den Charakter des ehemaligen Vorbannes (S. 57), 
ebenſo wie die von den Grafen für ihren Gerichtsbezirk ver⸗ 
kündete Verfeſtung, die nur durch den König auf das ganze 
Reich ausgedehnt, d. h. zur Reichsacht erweitert werden 
konnte. Erſt wenn die Acht Jahr und Tag dauerte, ohne daß 
ſich der Geächtete durch freiwillige Geſtellung aus der Acht 
zog, wurde ſie in die „Oberacht“, die alte Friedloslegung, ver⸗ 
wandelt. Die weſtfäliſchen Gerichte verhängten über den aus⸗ 
gebliebenen Angeklagten ſofort die Oberacht, die ſonſt nur von 
dem König ſelbſt verkündet werden konnte. Ferner brachte es 
das gegenſeitige Verhältnis von Staat und Kirche mit ſich, 
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daß der König jeden Exkommuntzierten, der ſich Jahr und 
Tag im Kirchenbann befunden hatte, ohne ſich daraus zu 
löſen, in die Acht (d. h. Oberacht) zu tun hatte. Die Gegen⸗ 
leiſtung der Kirche, den hartnäckigen Reichsächter ihrerſeits in 
den Bann zu tun, hatte nur einen theoretiſchen Wert. 

Neben den Strafen an Haut und Haar (S. 146) ſowie 
neben den Bußen und Geldſtrafen gab es noch eine Reihe 
ſchimpflicher Strafen, wie das Steinetragen, Hundetragen, 
Eſelreiten, Prangerſtehen u. dgl. m. Sie wurden teils als 
Zuſatz⸗, teils als ſelbſtändige Strafen verhängt. Die Ge⸗ 
fangnisſtrafe war dem Mittelalter als unmittelbare Strafe 
noch unbekannt, doch kam ſie ebenſo wie die Landes⸗ und 
Stadtverweiſung häufig bei Strafumwandlungen im Wege 
der Gnade vor. 

Die Verurteilung zu einer peinlichen Strafe oder die Ab⸗ 
löſung einer ſolchen durch Geld machte den Miſſetater recht⸗ 
los, d. h. er verlor alle Standesrechte, war niemandem mehr 
ebenbürtig und konnte deshalb weder ein Erbrecht haben, 
noch eine Vormundſchaft führen, er konnte niemanden, der 
nicht gleich ihm rechtlos war, zum gerichtlichen Zweikampf 
herausfordern, oder in peinlichen Sachen Zeugnis gegen ihn 
ablegen oder als Richter oder Urteiler Recht über ihn ſprechen. 
Dieſelben Folgen, die ſich der heutigen Ehrloſigkeit vergleichen 
laſſen, waren mit der Verurteilung zu einer Strafe an Haut 
und Haar oder der Ablöſung einer ſolchen verbunden. Die 
Ehrloſigkeit des mittelalterlichen Rechts trat neben die 
Rechtloſigkeit, wenn die Verurteilung wegen einer ehrloſen 
Handlung (z. B. wegen Treubruches) erfolgt war. Sie 
machte zu öffentlichen Amtern und anderen Vertrauens 
voſten unfähig und erhöhte die Strafbarkeit für alle Fälle 
einer neuen Strafanklage. Mit der Echtloſigkeit, bie 
durch die Oberacht eintrat, war ſtets auch Recht⸗ und Ehr⸗ 
loſigkeit verbunden. 
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Auf dem Gebiete der Strafzurech nung hat auch das mittel- 
alterliche Recht kaum einen Fortſchritt gemacht. Man hielt 
im allgemeinen an der Erfolgshaftung und der Regel „Die 
Tat tötet den Mann“ feſt, wenn auch die typiſchen Fälle des 
Ungefähr (S. 17, 60) zahlreicher geworden waren, fo daß z. B. 
bei rechtzeitiger Verklarung die Notwehr als Ungefährſache 
behandelt wurde (S. 147). Aber wenigſtens die Rechtsbücher 
vertraten nicht ohne Erfolg den Standpunkt, daß bei Unge⸗ 
richten auf die böſe Abſicht zu ſehen und eine ohne eine ſolche 
begangene Miſſetat nicht peinlich zu ſtrafen ſei. 

In der Behandlung des Verſuches und der Teilnahme hat 
das mittelalterlich: Strafrecht Deutſchlauds kaum Fortſchritte 
gemacht. Überhaupt war man gegen Ende des Mittelalters 
dahin gekommen, daß an eine Regeneration des deutſchen 
Strafrechts von innen heraus nicht zu denken und eine Wen⸗ 
dung zum Beſſeren nur von einer Rezeption der geläuterten 
Anſchauungen des italieniſchen Rechts zu erhoffen war 


§ 12. Das Gerichts verfahren. 

Während ſich in der fränkiſchen Periode ein immer weiter 
greifender Fortſchritt in der Befreiung von dem übertriebe⸗ 
nen Formalismus des volksrechtlichen Prozeſſes feſtſtellen 
ließ, fehlte es dem Mittelalter ebenſowohl an einer kraftvollen 
Reichsgeſetzgebung, wie an dem belebenden Einfluſſe eines 
nach Recht und Billigkeit verfahrenden oberſten Gerichts⸗ 
hofes. Der Formalismus bei allen prozeſſualen Handlungen 
war jo ſtreng geworden, daß man ihn geradezu als Gefahr“ 
bezeich tete, weil der geringſte Formverſtoß unwiederbring⸗ 
lichen Schaden bringen konnte. Selbſt die richterliche Prozeß⸗ 
leitung war an läſtige Formen gebunden, indem der Richter 
nichts von Amts wegen anordnen konnte, ſondern bei jeder 
Kleinigkeit eine Frage an die Urteiler zu ſtellen hatte und nur 
auf deren Entſcheidung weiter verfahren durfte. Alles ging 
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„mit Frage und Urteil“ vor fich, das Volksrecht hatte durch⸗ 
aus den Sieg über das Amtsrecht davongetragen. Um der 
„Gefahr zu entgehen, konnten die Parteien das Gericht um 
Beſtellung eines Fürſprechers bitten, der das „Wort“ für ſie 
übernahm. Begegnete dieſem dann ein Verſehen, jo konnte 
die Partei es ablehnen, ſein Wort zu beſtätigen, und um „Er- 
holung« und „Wandelung“ bitten. Der Richter konnte ihr 
zu dieſem Zwecke auch eine Rückſprache („Geſpräch“) mit 
ihrem Worthalter bewilligen, im ſpäteren Mittelalter ſelbſt 
unter Zuziehung ſachverſtändiger Berater („Horcher“ und 
Warner“), die urſprünglich nur im Königsgericht zuläſſig 
geweſen waren. Eine prozeſſualiſche Vertretung für Ab⸗ 
weſende kannte auch das Mittelalter nicht, nur der König 
konnte eine ſolche bewilligen. Erſt im ſpäteren Mittelalter 
haben auch einige Stadtrechte ſie zugelaſſen. 

Die Klagen wurden nicht nach dem Klagegrunde, ſou⸗ 
dern nach dem Klage zweck eingeteilt. Man unterſchied die 
bürgerlichen Klagen um Schuld (Geldforderungen mit Ein⸗ 
ſchluß der Bußeforderungen), um Gut (d. h. fahrende Habe), 
um Eigen und Erbe, ferner peinliche Klagen und ge⸗ 
miſchte Klagen. Die rein bürgerlichen Klagen um Schuld 
und um Gut konnten als „schlichte“ Klagen ohne weitere Be⸗ 
gründung des Klageanſpruches angeſtellt werden, wobei der 
Beklagte mit einer einfachen Verneinung des Anſpruches ant⸗ 
worten und feine Nichtſchuld oder feinen Nichtbeſitz beſchwö⸗ 
ren konnte. Hatte der Kläger aber ſeinen Anſpruch näher be⸗ 
gründet und Beweis dafür angetreten, ſo mußte auch die 
Antwort in eutſprechender Weiſe gegeben werden. Auch das 
mit einer ſchlichten Klage begonnene Verfahren konnte in 
ſeinem weiteren Verlaufe zu begründeten Parteiausführun⸗ 
gen Anlaß geben. Bei den einander gegenüberſtehenden Be⸗ 
hauptungen war in der Regel die Partei, die das ſtärkere Be 
weismittel für ſich anführte, näher zum Beweiſe, nur Ge⸗ 
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ſindelohn, Mietszins, Leihezins und Wirtshausforderungen 
hatten die Rechtsvermutung für ſich, ſo daß hier der Kläger 
von vornherein näher zum Beweiſe war. Bei der Klage um 
Eigen und Erbe waren Klage und Antwort ſtets zu be⸗ 
gründen, wenn es ſich um einen obligatoriſchen Anſpruch des 
Klägers handelte. Der Eigentumsanſpruch konnte in der 
Form der ſchlichten Klage geltend gemacht werden, der Be⸗ 
klagte hatte aber auch hier eine begründete Antwort zu geben. 
Der im Beſitz befindliche Beklagte konnte ſein Recht, zu be⸗ 
ſitzen, mit ſechs oder ſieben Zeugen beweiſen. Die Sache 
kehrte ſich um, wenn der Kläger ſeinen älteren Beſitz und die 
fehlerhafte Gewere des Beklagten zu erweiſen vermochte. 
Ein eigenes poſſeſſoriſches Verfahren gab es nicht. Eine 
Eigentümlichkeit der Erbſchaftsklage beſtand darin, daß ſie 
vielfach, wie beim Dritthandverfahren, mit Handanlegung 
(ane vanc) eröffnet wurde, aber ohne ſonſt etwas mit der An⸗ 
fangsklage gemein zu haben. 

Allen bürgerlichen Klagen war gemeinſam, daß ſie nicht, 
wie in der fränkiſchen Zeit, eine Bußfälligkeit der unterlie⸗ 
genden Partei mit ſich brachten. — Die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in Schuldſachen erfolgte im ſächſiſchen Rechtsge⸗ 
biet, ohne die frühere Vorausſetzung eines Urteilserfüllungs⸗ 
vertrages, durch richterliche Fahrnispfändung und, wenn dieſe 
nicht ausreichte, durch Fronung von Grundſtücken, die, nach⸗ 
dem Jahr und Tag ohne Löſung verſtrichen waren, dem 
Kläger übereignet oder zum Zweck ſeiner Befriedigung ver⸗ 
kauft wurden. Soweit die Zwangsvpollſtreckung erfolglos 
blieb, verfiel der Beklagte in Schuldgefangenſchaft auf Lö⸗ 
ſung oder wurde dem Kläger zu Zwangsdienſten verpflichtet. 
Im übrigen Rechtsgebiet konnte der Gläubiger entweder 
zur Achtung des nicht zahlenden Schuldners oder, falls die 
Schuld liquid (gichtig) war, zur (anfänglich außerprozeſſu⸗ 
alen, ſpäter richterlichen) Pfändung ſchreiten. 
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Als Maßregel vorſorglichen Zwanges in den Fällen, wo 
Entziehung der dem Gläubiger erreichbaren Befriedigungs⸗ 
mittel ſeitens des Schuldners droht, haben die Stadtrechte 
den Arreſt in der Form von Perſonal⸗ und Realarreſt aus⸗ 
gebildet. Urſprünglich wohl nur zuläſſig gegenüber flüchtigen 
Schuldnern und Fremden (Gäſten) iſt der Arreſt dann auch 
gegenüber dem fluchtverdächtigen Schuldner, als welcher je⸗ 
doch nicht der Grundangeſeſſene galt, zugelaſſen worden. 

Ein Konkursverfahren kannten die Stadtrechte des 
Mittelalters zunächſt nur bei Schuldflüchtigkeit, ſpäter auch 
bei bloßem Fluchtverdacht ſowie bei Überſchuldung eines 
erbenloſen Nachlaſſes. Das ganze Vermögen des Schuldners 
wurde vom Gericht mit Beſchlag („Kummer“) belegt und 
dann für Rechnung des Schuldners zum Zweck verhaltnis⸗ 
mäßiger Befriedigung der Gläubiger (nach „Markzahl“) ver⸗ 
kauft. 

Zu den gemiſchten Klagen, bei denen die unterliegende 
Partei ſtets bußfällig wurde, rechnete man die Klage mit 
Anfang (S. 68), die ſich im weſentlichen ganz in den alten 
Formen erhalten hatte, ferner die Klagen wegen Treubruches, 
Pfandwehrung, unblutiger Körperverletzung und abſichts⸗ 
loſer Miſſetaten. 

Peinliche Klagen waren nicht bloß die um Ungericht, die 
an Hals oder Hand gingen, ſondern auch die Bußklagen, wo⸗ 
fern der Kläger es nicht vorzog, ſich der einfachen Schuldklage 
zu bedienen. Alle Ungerichtsklagen wurden unter Erhebung 
des Gerüftes erhoben, bei Totſchlagsklagen unter Vorbrin⸗ 
gung des Leichnams oder mindeſtens einer abgeſchlagenen 
Hand des Toten. Der Angeklagte konnte, wenn er nicht mit 
kampflicher Anſprache belangt wurde, ſeine Unſchuld durch 
Eid mit Eideshelfern erweiſen. Der trotz dreifacher Ladung 
Ausgebliebene wurde verfeſtet und, wenn er daraufhin er⸗ 
griffen wurde, wie ein auf handhafter Tat Ergriffener behan⸗ 
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delt. Das Verfahren bei handhafter Tat war dasſelbe wie 
in der fränkiſchen Zeit geblieben, doch traten die Schreiman⸗ 
nen nicht mehr als Eideshelfer des Klägers, ſondern als Zeu⸗ 
gen der Tat auf, ſo daß der Miſſetäter durch Siebenerzeugnis 
(„Überſiebenung“) überführt werden konnte. 

Auch das Beweisverfahren war im weſentlichen das⸗ 
ſelbe geblieben, doch hatten die früher dem Amtsrecht vor⸗ 
behaltenen Inquiſitionszeugen vielfach auch in das volksge⸗ 
richtliche Verfahren Eingang gefunden, ſo namentlich als 

„Kundſchaft“ bei Beſitzſtreitigkeiten und in Süddeutſchland 
als „Landfrage“ zur Überführung „ſchädlicher Leute“. Der 
Beweis durch Gerichtszeugnis wurde teils durch amtliche 
Ausſage des Richters und der Urteiler („Dingzeugnis , teils 
durch das Zeugnis einzelner, von der Partei angerufener Ge⸗ 
richtsperſonen („Dingmannenzeugnis“) erbracht, mehr und 
mehr aber trat der früher dem Königsgericht vorbehaltene 
Beweis durch Gerichtsurkunden und durch die Eintragung in 
die Gerichtsbücher (Stadtbücher, Schreinsbücher) in den Vor⸗ 
dergrund. Im übrigen gewann der Urkundenbeweis eine 
weitere Bedeutung durch die zuerſt in Süddeutſchland einge- 
führte Beweiskraft der den Urkunden angehängten Privat⸗ 
ſiegel. Der Beweis durch Eid wurde in bürgerlichen Sachen 
regelmäßig nur noch durch Eineid der Partei erbracht, wäh⸗ 
rend der Beweis mit Eideshelfern mehr und mehr dem Straf⸗ 
verfahren vorbehalten blieb. Von den Gottesurteilen behaup⸗ 
tete ſich auf die Dauer nur der gerichtliche Zweikampf, der 
aber in den Städten mehr und mehr ausgeſchloſſen wurde. 
Er ſetzte eine kampfliche Anſprache (kampflichen Gruß) des 
Klägers voraus und wurde nur bei kampfwürdigen Unge⸗ 
richten zugelaſſen. Die kampfliche Anſprache war ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Kläger ſeinem Gegner unebenbürtig 
(Ungenoſſe) war. 

Das Verfahren bei handhafter Tat beruhte auf der ur⸗ 
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alten Anſchauung, daß der handhafte Miſſetäter von Rechts 
wegen ein friedloſer Mann ſei, den man ohne weiteres auf⸗ 
greifen und gefeſſelt vor Gericht bringen konnte, wo er ohne 
ein Recht der Verteidigung überführt und abgeurteilt wurde. 
Dieſe Anſchauung übertrug ſich auch auf ſolche Fälle, wo die 
Tat zwar nicht handhaft, wohl aber notoriſch war, in Süd⸗ 
deutſchland überhaupt auf alle Falle, wo der Miſſetäter er⸗ 
griffen und als ſchädlicher Mann“ dem Gericht übergeben 
worden war. Ohne daß ihm Gelegenheit gegeben wurde, ſich 
zu reinigen, hatte ſein Gegner (der „Forderer“) das Recht, 
ihn mit ſechs Eideshelfern, die hier an die Stelle der Schrei⸗ 
mannen traten, zu überführen. Im übrigen bewegte ſich 
dieſe „Uberſiebenung“, die urſprünglich auf einen engeren 
reis von Verbrechen beſchräukt geweſen, im ſpäteren Mittel⸗ 
alter aber auf alle todeswürdigen Verbrechen ausgedehnt 
worden war, durchaus in den Formen des Verfahrens bei 
handhafter Tat. Ausgegangen war dieſe Entwickelung von 
dem Bedürfnis, die Gewohnheitsverbrecher, zumal auf dem 
Gebiete des Straßenraubes, erfolgreicher zu bekämpfen, als 
dies nach dem alten Gerichtsverfahren möglich war, aber ein 
beſonderes Vorverfahren, durch das der „schädliche Mann“ 
erſt als Gewohnheitsverbrecher feſtzuſtellen geweſen wäre, 
hat ſich nicht nachweiſen laſſen. 

Ein Verfahren von Amts wegen, das ſchon in den kirch⸗ 
lichen Sendgerichten angebahnt worden war, fand in den 
Rügegerichten Anwendung, indem bei jedem echten Ding 
entweder jeder einzelne Dinggenoſſe oder doch die Gemeinde⸗ 
vorſteher auf die Aufforderung des Richters rügepflichtig 
waren, worauf der Gerügte ſich von dem Verdacht zu reinigen 
hatte, unter gewiſſen Vorausſetzungen aber auch von Amts 
wegen überführt werden konnte. In Baiern und Oſterreich 
übte der Landesherr das Recht der Landfrage“ aus, indem 
er ſeine Untertanen zur Rüge begangener Verbrechen auj- 
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forderte, worauf der Angeſchuldigte, auch wenn er abweſend 
war, auf Überſiebenung verurteilt werden konnte. Gegen 
Ende des Mittelalters erhielt die Überfiebenung vielfach einen 
Erſatz durch die aus den romaniſchen Gebieten übernommene 
Folter, die im Wege der „peinlichen Frage“ ein außerge⸗ 
richtliches Geſtändnis („Urgicht“ zu erzwingen beſtimmt war. 
Außerdem fand in vielen Gegenden bei unnatürlichen Todes⸗ 
jällen ein Einſchreiten von Amts wegen durch die Vornahme 
einer gerichtlichen Totenſchau („Fahrrecht') jtatt. 
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